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Beginn: 14.02 Uhr

Präsidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie zur ersten Sitzung im neuen
Jahr willkommen und wünsche uns gemeinsam
einen guten Start. Ich eröffne diese Sitzung und be-
grüße auch die Gäste auf der Zuschauertribüne
und die Vertreterinnen und Vertreter der Medien.

Als Schriftführer hat Herr Abgeordneter Kellner ne-
ben mir Platz genommen. Die Redeliste führt Frau
Abgeordnete Berninger.

Für die heutige Sitzung haben sich Herr Abgeord-
neter Gentzel, Herr Abgeordneter Recknagel, Herr
Abgeordneter Schröter, Herr Abgeordneter Dr. Ma-
rio Voigt, Herr Abgeordneter von der Krone und
Herr Abgeordneter Kalich entschuldigt.

Gestatten Sie mir folgende allgemeine Hinweise:
Der Ältestenrat hat gemäß § 17 Abs. 4 Satz 1 der
Geschäftsordnung Herrn Christian Dreißigacker
vom MDR-Fernsehen eine Dauerarbeitsgenehmi-
gung für Bild- und Tonaufnahmen im Plenarsaal er-
teilt.

Hinweise zur Tagesordnung: Die Fraktionen sind im
Ältestenrat übereingekommen, die Haushaltsbera-
tung in den Tagesordnungspunkten 1 a bis f am
Donnerstag als erste Punkte aufzurufen. Die Wahl
in Tagesordnungspunkt 9 wird am Freitag nach der
Fragestunde aufgerufen. Die Fragestunde in Ta-
gesordnungspunkt 10 wird ausschließlich am Frei-
tag aufgerufen.

Der Ältestenrat hat sich über den zeitlichen Ablauf
der Haushaltsberatung verständigt. Die Aussprache
zum Haushalt wird am Donnerstag bis 22.00 Uhr
durchgeführt. Sollte die Aussprache um 22.00 Uhr
beendet sein, wird die Abstimmung gleich im An-
schluss durchgeführt. Ist die Aussprache am Don-
nerstag um 22.00 Uhr nicht beendet, wird sie unter-
brochen und am Freitag früh fortgeführt. Bei der
heutigen Plenarsitzung und der am Freitag bleibt es
dabei, dass nach 18.00 Uhr kein weiterer Tages-
ordnungspunkt aufgerufen wird.

Die bei der Verteilung der Einladung noch fehlen-
den Beschlussempfehlungen haben die Drucksa-
chennummern: zu TOP 1 a bis f 5/5501 bis 5/5506
und zu TOP 2 5/5485.

Zu TOP 2 wurde ein Änderungsantrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 5/
5604 verteilt.

Der angekündigte Gesetzentwurf zu TOP 5 hat die
Drucksachennummer 5/5603. Der Gesetzentwurf
wurde nicht in der nach § 51 Abs. 1 Geschäftsord-
nung zu entnehmenden Frist von sieben Tagen ver-
teilt. Daher ist über die Fristverkürzung gemäß § 66
Abs. 1 Geschäftsordnung zu beschließen. Dies
kann mit einfacher Mehrheit geschehen, wenn nicht

widersprochen wird. Wird widersprochen? Ja, ich
sehe Widerspruch. Damit müssen wir über die
Fristverkürzung mit Zweidrittelmehrheit abstimmen
und ich bitte jetzt um ihr Handzeichen, wenn Sie
der Fristverkürzung zustimmen. Ich sehe Zustim-
mung bei der CDU-Fraktion, der SPD-Fraktion und
der Fraktion DIE LINKE. Wer ist dagegen? Dage-
gen sind die Fraktionen der FDP und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Damit ist die Fristverkürzung an-
genommen.

Der Wahlvorschlag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zu TOP 9 hat die Drucksachennummer
5/5515.

Zu TOP 10, der Fragestunde, kommen die Mündli-
chen Anfragen in den Drucksachen 5/5484, 5/5486,
5/5487, 5/5489 bis 5/5492 sowie 5/5494 bis 5/5500
und 5/5507 hinzu. Die Mündliche Anfrage in der
Drucksache 5/5429 wurde von der Fragestellerin in
eine Kleine Anfrage umgewandelt. Die Landesre-
gierung hat angekündigt zu dem Tagesordnungs-
punkt 8 von der Möglichkeit eines Sofortberichts
gemäß § 106 Abs. 2 Geschäftsordnung Gebrauch
zu machen.

Ich frage die FDP-Fraktion, Sie hatten angekündigt
die Aufnahme des Antrags in der Drucksache 5/
5498 - Neufassung - Titel „Anforderungen an die
Kommunalisierung der E.ON Thüringer Energie
AG“, Sie beantragen das? Ja.

(Zuruf Abg. Bergner, FDP: So ist es.)

Folgenden Hinweis: Hier wird der Antrag auf die
Tagesordnung genommen und gemäß § 21 Abs. 3
Satz 2 der Geschäftsordnung kann ein Abgeordne-
ter die Dringlichkeit begründen. Wünschen Sie
das?

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ja, das übernimmt
der Abgeordnete Kemmerich.

Präsidentin Diezel:

Bitte schön, Herr Kemmerich.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr verehrte Da-
men und Herren, liebe Abgeordnete, als die Mel-
dungen hochkamen, dass E.ON Deutschland E.ON
Thüringen zum Verkauf stellt, waren wir von Anfang
an auf der Seite derjenigen, nicht die das Geschäft
verteufeln wollen, sondern derjenigen, die sagen,
es ist ein sehr beachtliches Volumen, eine sehr be-
achtliche Transaktion. Wir haben eingewandt die
Bitte an alle Beteiligten, macht es in der gebotenen
Gründlichkeit, Gründlichkeit erfordert Zeit, und wägt
die Risiken exakt ab, die hier auf die Beteiligten und
auf die zu Beteiligenden zukommen können und
zukommen.
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(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, wie wir heute hier ste-
hen, am 23. Januar des Jahres 2013, sind aber
sämtliche dieser Appelle ungehört geblieben,
scheinbar ignoriert worden und, wie man mittlerwei-
le dann aus den Gazetten weiß, vielleicht auch mit
sanftem Druck oder auch noch mehr Druck beisei-
tegeschoben worden.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Keine Un-
terstellungen.)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Konzernlobbyisten sind Sie.)

Wir konnten zumindest in den Zeitungen lesen, wir
konnten erleben in den Sitzungen des Innenaus-
schusses, dass sicherlich hier in den Verfahren, die
der Prüfung zugrunde liegen, mit den Beteiligten,
die diese Prüfungen durchziehen, diese Prüfungen
durchziehen müssen, wie es natürlich üblich ist,
Gespräche geführt worden sind, aber diese Ge-
spräche scheinbar über das normale Maß hinaus-
gehen. Es liegen Krankschreibungen vor, es gibt
viele Gerüchte, die hören wir hier im Leisen, im
Großen wabern.

Meine Damen und Herren, wir reden hier von ei-
nem Geschäft, was 950 Mio. € Nettotransaktions-
umsatz macht. Das ist 1 Mrd. €. Wir werden über
den Haushalt diskutieren mit einem Tilgungsvolu-
men von 110 Mio. €. Allein wenn man unterstellt,
das Geschäft - und das ist nun mal so, wir konnten
auch lesen und hier wurde unterstellt, das ist ein
Null-Risiko-Geschäft, es gibt keine Risiken, ja die
würde ich auch mal gerne kennen, die gibt es näm-
lich nicht.

(Beifall FDP)

Unterstellt wird hier das maximale Risiko - und so
ehrlich muss man auch mit dem Steuerzahler und
der Öffentlichkeit umgehen -, wir unterstellen das
maximale Risiko, dann brauchen Sie allein für den
Nettotransaktionswert satte 9 Jahre, um es zurück-
zuzahlen und dann können wir in den Haushalt
überhaupt nichts mehr hinein tilgen.

(Beifall FDP)

Wir halten es einfach für rücksichtslos auf den Thü-
ringer Steuerzahler, auf den Steuerzahler und auf
den kommunalen Einwohner, hier dieses Risiko
einfach

(Beifall FDP)

vom Tisch zu wischen, die Öffentlichkeit nicht oder
wenig oder vielleicht sogar bewusst falsch aufzuklä-
ren, so dass wir uns entschlossen haben, mit dem
heutigen Tage diesen Eilantrag zu stellen. Der
Eilantrag ist auch geboten. Gott sei Dank kam uns
ja am Montag der Wettergott dazwischen, es konn-
ten keine Beschlüsse gefasst werden, aber alle Ge-

meinden, die KEBT-Aktionäre sind, die haben eine
Einladung bekommen für den 15. Februar.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist Ihr Ziel, es zu verhindern.)

Meine Damen und Herren, wenn Sie das allein le-
sen, was dort für Beschlüsse gefasst werden, Akti-
enübertragungen an die KET unter Gewährung von
Gesellschafterrechten - ja, nein -, allein das bedarf
einer solchen intensiven Vorprüfung, so dass ich
keinem kommunalen Vertreter zumuten kann, dies
in der Kürze der Zeit zu entscheiden.

(Beifall FDP)

Kommunen haben entschieden, haben die KET ge-
gründet und beantragen Kredite in Millionen-, wie
gesagt, fast Milliardenhöhe. Diese Geschäfte liegen
zur Genehmigung vor. Viele, viele Sachen sind un-
geklärt, lassen sich auch nicht durch Zeitungsre-
cherche, erst recht nicht durch Zeitungslektüre auf-
klären, sondern da sind die Gremien angefragt, die
darüber entscheiden. Die tun das scheinbar nicht in
der gebotenen Schnelligkeit. Die neueste Sache ist
ja, dass man trotz dieses millionenschweren Deals
scheinbar eine tägliche Vertragsstrafe auch in Mil-
lionenhöhe inzwischen schon verwirkt hat, die auch
irgendjemand bezahlen muss. Am Ende wird es der
Steuerzahler sein, wird es der kommunale Eigentü-
mer sein, wird es vielleicht der Verbraucher sein. All
das wollen wir nicht. Wenn es die Regierung ernst
meint mit der Öffentlichkeitsarbeit, mit der Transpa-
renz, die sie genötigt ist und die sie sich verpflichtet
hat herzustellen, dann werden Sie sich diesem
Eilantrag nicht verwehren, meine Damen und Her-
ren, dann werden Sie diesem Eilantrag zustimmen,
damit die Regierung uns, aber letztlich auch die Öf-
fentlichkeit aufklären kann, was hinter dieser milliar-
denschweren Transaktion steckt, welche Risiken
auf uns alle hier zukommen und wie die Regierung
denkt, dass die Risiken zu deckeln sind. Vielen
Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Möchte jemand gegen diesen Eilan-
trag sprechen? Das ist nicht der Fall. Dann stim-
men wir über den Antrag ab. Der Antrag wurde ge-
mäß § 51 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung in der
Frist von sieben Tagen verteilt, daher genügt für die
Aufnahme des Tagesordnungspunktes die einfache
Mehrheit. Wir müssten erst über die Aufnahme und
dann über die Platzierung abstimmen. Wer ist für
die Aufnahme dieses Tagesordnungspunktes, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Fraktionen der FDP, der CDU und der SPD. Wer ist
dagegen? Dagegen ist die Fraktion DIE LINKE.
Wer enthält sich? Es enthält sich die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Antrag
aufgenommen. Platzierung?
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Abgeordneter Bergner, FDP:

Am Freitag nach den Wahlen, Frau Präsidentin.

Präsidentin Diezel:

Am Freitag nach den Wahlen?

Abgeordneter Bergner, FDP:

Ja.

Präsidentin Diezel:

Wer ist für diese Platzierung, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Ich sehe Zustimmung bei der
FDP, der CDU und der SPD. Wer ist gegen diese
Platzierung? Gegen diese Platzierung ist die Frak-
tion DIE LINKE. Wer enthält sich? Es enthält sich
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Wir sind in der Abstimmung der Tagesordnung,
Herr Abgeordneter Adams, entweder Geschäftsord-
nungsantrag, aber kein Redebeitrag. Sie hätten da-
gegen reden können. Zum Abstimmungsverhalten
dürfen Sie, bitte.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Ich möchte mich zu
meinem Abstimmungsverhalten und zum Abstim-
mungsverhalten meiner Kollegen äußern -

(Unruhe im Hause)

zu meinem äußern, das erklärt dann auch das mei-
ner Kollegen, weil es ist meines, es ist ganz allein
meines.

Präsidentin Diezel:

Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank. Ich hatte vor, dem Antrag der FDP zu-
zustimmen, weil wir uns vor keiner Debatte drücken
wollen. Allerdings hat die Begründung von Herrn
Kemmerich gezeigt, wohin die Zielrichtung, die
Stoßrichtung dieses Antrags geht, nämlich eine
ganz einfache Verhinderung dieser Transaktion, die
energiepolitisch unglaublich wichtig ist. Dem wollten
wir nicht Nachschub leisten, indem wir zustimmen.
Deshalb haben wir uns enthalten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Danke schön, Herr Abgeordneter. Gibt es weitere
Wortmeldungen zur Tagesordnung? Ich sehe, das
ist nicht der Fall. Dann treten wir in die Tagesord-
nung ein und ich rufe die Aktuelle Stunde auf.

Alle Fraktionen haben jeweils eine Aktuelle Stunde
beantragt. Jede Fraktion hat in der Aussprache ei-
ne Redezeit von 5 Minuten für jedes Thema. Die
Redezeit der Landesregierung beträgt grundsätz-
lich 10 Minuten für jedes Thema. Hat die Landesre-
gierung eine Redezeit von mehr als 10 Minuten in
Anspruch genommen, so verlängert sich die Aus-
sprache für das jeweilige Thema um die über die
10 Minuten hinausgehende Zeit. Die Aufteilung der
Verlängerungszeit auf jede Fraktion erfolgt zu glei-
chen Teilen.

Ich rufe den ersten Teil des Tagesordnungs-
punkts 11 auf

a) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zum Thema: "Woh-
nen muss bezahlbar bleiben -
auch in Thüringen"
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/5459 -

Die Aussprache eröffnet Frau Abgeordnete Schu-
bert von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
wenn der Markt nicht mehr funktioniert, dann muss
die Politik eingreifen und handeln, und der Markt
funktioniert nicht mehr für Wohnungsuchende in Je-
na, Weimar und Erfurt. Wohnraum ist dort knapp
und teuer und Mieter müssen in den meisten Fäl-
len, wenn sie ein Mietverhältnis eingehen, eine
Maklercourtage zahlen, der keine angemessene
Leistung gegenübersteht. Die SPD im Bund hat
Handlungsbedarf erkannt und ich verweise auf das
Steinbrück-Papier, in dem verschiedene Forderun-
gen aufgemacht werden, unter anderem eine Miet-
preisbremse für Wieder- und Neuvermietungen, die
Begrenzung der Erhöhung bei Bestandsmieten,
nämlich auf maximal 15 Prozent innerhalb von vier
Jahren, und das Bestellerprinzip bei der Makler-
courtage. Ich erinnere an das letzte Plenum, wo un-
sere Fraktion ein Diskussionsangebot gemacht hat
und sich die Koalition der Fachdebatte im Aus-
schuss komplett verweigert hat. Ich möchte einmal
zugestehen, dass der späte Zeitpunkt, es war 22
Uhr, zu den emotionalen Reaktionen geführt hat,
die ich hier ungern wiederholen möchte. Ich gebe
Ihnen aber heute die Möglichkeit, diese zu revidie-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU
und der SPD.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Doht, mit Ihrer Pressemitteilung begrüßen Sie
das, was die SPD im Bund da vorhat, und sie ver-
weisen auf das Thüringer Wohnungsbauvermögen
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und auch das Wohnraumfördergesetz, was wahr-
scheinlich heute noch dieses Plenum passieren
wird. Aber ich warne auch davor, zu meinen, damit
würde man etwas gegen die unangemessene Mak-
lercourtage unternehmen oder auch die zu hohen
Mieten. Denn wir haben uns in Jena umgehört bei
den Wohnungsgenossenschaften, die werden diese
Förderung nicht in Anspruch nehmen. Insofern ist
es natürlich richtig, für das Wohnungsbauvermögen
einen gesetzlichen Rahmen zu haben, aber es
reicht nicht. Es sind offensichtlich die oben genann-
ten Punkte, wie man das Ordnungsrecht verbes-
sert, hier gefragt, um wieder einen fairen Woh-
nungsmarkt auch in den städtischen Regionen in
Thüringen zu etablieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Bundestag hat noch im Dezember gegen die
Stimmen der Opposition ein Mietrechtsänderungs-
gesetz auf den Weg gebracht; das Gesetz ist im
Moment im Bundesrat geparkt. Auf den allerletzten
Drücker ist noch eine Art Landesermächtigung in
diesen Gesetzentwurf eingegangen, die eine Be-
grenzung von Mietsteigerungen im Bestand vor-
sieht von 15 auf 20 Prozent innerhalb von drei Jah-
ren. Also ich will sagen, auch Schwarz-Gelb hat
hier Handlungsbedarf erkannt, wir würden an dieser
Stelle noch weiter gehen, die Kollegen von der SPD
auch, aber das geht zumindest in die richtige Rich-
tung. Es soll auch verstärkt gegen Mietnomaden
mit Zwangsräumungen vorgegangen werden. Wir
sagen als GRÜNE, Mietnomaden sind ein Problem,
ich habe selbst im Bekanntenkreis so einen Fall
und schlage auch vor, dort etwas zu tun. Aber das,
was da drinsteht, geht zu weit und es stellt alle Mie-
ter, und der größte Teil der Mieterinnen und Mieter
in diesem Land zahlen jeden Monat ehrlich ihre
Miete, unter Generalverdacht, und das müssen wir
verhindern, meine Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Interessant ist die Duldungspflicht für energetische
Sanierung, die den Mietern aufgebürdet werden
soll, für drei Monate dürfen sie die Miete nicht mehr
mindern. Die Bundesregierung hat das getan unter
dem Deckmantel, hier etwas für die energetische
Gebäudesanierung tun zu wollen. Das ist schon be-
merkenswert. Durch die Minderung der Rechte von
Mietern meint man, etwas für die Energiewende tun
zu wollen. Das ist falsch. Mit dem Mietrecht kann
man nicht unsere Gebäude sanieren, meine Damen
und Herren, dafür braucht es ein verlässliches Ord-
nungsrecht und vor allem auch eine verlässliche
Förderkulisse.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich verweise auf den stellvertretenden SPD-Vorsit-
zenden Machnig, der in einem außerparlamentari-
schen Bündnis „Neue Energie in Thüringen“ für
Thüringen gefordert hat, ein Erneuerbare-Wärme-

Gesetz einzuführen. Ich frage die Koalition, wenn
der Minister hier diese Forderung unterschreibt: Wo
ist denn das Gesetz für Thüringen? Ich frage die
Koalition - ich habe jetzt einige Punkte aufgewor-
fen, für alle reicht die Zeit leider nicht -: Wie ist Ihre
Haltung zu diesen brennenden Fragen, die gerade
die Menschen in Erfurt, Jena und Weimar interes-
sieren?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was tun Sie von Thüringen aus, was tun Sie, um
hier den Wohnungsmarkt wieder in Ordnung zu
bringen? Gestern hat der Bundesrat, der Rechts-
ausschuss des Bundesrates, eine Empfehlung ab-
gegeben, die eindeutiger nicht sein kann, aus ge-
nau den Gründen, die ich genannt habe, den Ver-
mittlungsausschuss anzurufen. Ich fordere Sie auf,
liebe CDU, liebe SPD, tun Sie genau das, stimmen
Sie der Anrufung des Vermittlungsausschusses zu,
wenn Sie für die Mieterinnen und Mieter etwas er-
reichen wollen. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Für die CDU-Fraktion hat das Wort
der Abgeordnete Scherer.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich hatte eigentlich gedacht, dass wir das Thema im
Dezember ausdiskutiert hatten und war der Mei-
nung, dass GRÜNE nicht nur oberlehrerfähig, son-
dern auch lernfähig sind, aber offensichtlich habe
ich mich da getäuscht oder ich war nicht deutlich
genug im Dezember.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall CDU)

Ich kann Ihnen aber unsere Meinung noch mal dar-
legen. Ich bleibe dabei: Das, was Sie hier tun, ist
nichts anderes als oberflächliche Effekthascherei.
Sie gaukeln den Leuten vor, dass der Wohnungs-
mangel dadurch beseitigt wird, dass andere die
Maklergebühr bezahlen. Das ist ja ein Witz.

(Beifall CDU)

Damit wird keine einzige Wohnung mehr geschaf-
fen. Meinen Sie im Ernst,…

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das habe ich nie behauptet.)

Was nützt es dann, wenn wir über Wohnungsman-
gel reden, wenn Sie die Maklergebührzahlpflicht
anders verteilen, und zwar zwangsweise anders
verteilen, entgegen freien, vertraglichen Abreden?

(Zwischenruf Abg. Bärwolff, DIE LINKE: Aber
ungerecht ist es trotzdem.)
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Nein, das ist nicht ungerecht, das ist einfach Markt.
Herr Bärwolff, kein vernünftiger Investor wird doch
noch in Mietwohnungsbau investieren, wenn er von
vornherein als der böse Kapitalist dargestellt wird.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Natürlich, dann wird auch keiner mehr investieren.
Wenn Sie auch noch die Mietpreisregulierung ein-
führen, dann sage ich Ihnen, dann ist der Mietwoh-
nungsbau tot - mit sozialistischem Gruß.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist einfach nur platt.)

Aber es wundert mich - normalerweise ist das ja ein
Part der LINKEN -, dass die GRÜNEN jetzt diesen
Part übernehmen. Offenbar gefallen Sie sich darin,
jetzt linke Rollen anzunehmen, das könnte ja sein.
Wohnungsmangel wird nicht dadurch beseitigt,
dass ich Restriktionen für den Mietwohnungsmarkt
einführe. Dadurch wird der Wohnungsmangel auf
keinen Fall beseitigt und dadurch kriege ich auch
keine angemessenen Mieten. Wohnungsmangel
wird dadurch beseitigt, dass ich im kommunalen
Bereich etwas dafür tue, dass Mietwohnungen ge-
baut werden.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das fängt beim Oberbürgermeister an, geht bei den
Stadträten weiter und endet beim Stadtplanungs-
oder Bauamt.

(Beifall FDP)

(Unruhe DIE LINKE)

Und was machen die gerade in Jena? Wo sind
denn die Leute im Stadtrat in Jena, die Bauland für
Mietwohnungsland zur Verfügung stellen? Und wo
ist denn die städtische Wohnungsgesellschaft, die
Mietwohnungen baut? Ich habe gerade eben das
Gegenteil gehört, die wollen gar nicht. Wenn es so
lukrativ ist, warum bauen die denn keine Mietwoh-
nungen?

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Die bauen aber keine Sozial-
wohnungen.)

Die sollten aber Sozialwohnungen bauen. Es ist ge-
rade der Sinn der städtischen Wohnungsgesell-
schaften, dass sie Sozialwohnungen bauen. Wenn
die genügend bauen würden und es genügend
Bauland dafür gäbe, dann würde auch der Woh-
nungsmangel beseitigt, aber nicht durch das, was
Sie hier propagieren, dadurch wird er ganz sicher
nicht beseitigt.

(Beifall FDP)

Ich will Ihnen zum Schluss noch etwas aus einem
Gutachten vorlesen, das unter anderem vom Deut-

schen Mieterbund in Auftrag gegeben wurde, also
unverdächtig, nicht von Kapitalisten. Darin steht:
„Sollte in den kommenden Jahren der Mietwoh-
nungsbau nicht wesentlich gesteigert werden kön-
nen, so werden neue regionale Wohnungsmangel-
situationen entstehen und bereits vorhandene
Knappheiten werden sich weiter verschärfen.“ Dann
wird im Fazit noch ein Satz dazu geschrieben: „Zur
Minderung der Wohnungsnot sind die Rahmenbe-
dingungen für den Wohnungsbau dringend zu ver-
bessern. Eine Verbesserung der Abschreibungsbe-
dingungen, eine erhebliche Ausweitung der Objekt-
förderung wie auch die Bereitstellung von Bauflä-
chen seitens der betroffenen Städte sind erforder-
lich, um kurzfristig den Mietwohnungsbau zu erhö-
hen.“ Das ist das, was Wohnungsmangel beseitigt,
und zwar nur das. Danke schön.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Fraktion DIE LINKE spricht
Frau Abgeordnete Heidrun Sedlacik.

Abgeordnete Sedlacik, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, es ist
Dezember 2012, in Weimar, Stadtratsitzung: „Wer
die Miete nicht bezahlen kann, muss eben wegzie-
hen“. Diese ungeheuerlichen Worte vom Fraktions-
vorsitzenden der FDP im Weimarer Stadtrat sind
Anlass genug, sich heute in der Aktuellen Stunde
mit diesem Thema auseinanderzusetzen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich erinnere an die Weimarer Verfassung, die 1919
beschlossen wurde. In deren Artikel 1955 wurde
erstmals formuliert, dass es staatliches Ziel ist, je-
dem Deutschen eine gesunde Wohnung zu sichern.
Herr Scherer, wenn wir die Wohnungen alle privati-
sieren, alle verkaufen, haben wir als Politiker keine
Möglichkeit mehr der Einflussnahme in diesem Be-
reich. Wir schreiben aber heute das Jahr 2013.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Das ha-
ben Sie nicht begriffen.)

Wohnen in Deutschland und Wohnen in Thüringen
wird immer teurer. Ob Sie das in den Koalitionsfrak-
tionen wahrhaben wollen oder nicht, es ist Realität.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Drastisch steigende Mieten verdrängen Menschen
aus den Stadtteilen, zerstören soziale Zusammen-
halte. Insbesondere Studentinnen und Studenten,
Familien, Rentnerinnen und Rentner finden immer
schwerer bezahlbaren Wohnraum in der Innen-
stadt. Diese Entwicklung ist zu stoppen. Über
70.000 Unterzeichner eines Aufrufes im Internet
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„Wohnen muss bezahlbar sein“ fordern eine Be-
grenzung der Mietsteigerungen per Gesetz.

(Beifall DIE LINKE)

Neu vereinbarte Mieten sollen nach Forderung der
Unterzeichner maximal 10 Prozent über der Ver-
gleichsmiete der letzten zehn Jahre liegen dürfen,
bestehende Mieten um maximal 15 Prozent in
vier Jahren steigen. Weiterhin fordert die Internet-
Community: Investieren Sie in bezahlbaren Wohn-
raum. Es müssen weit mehr öffentliche Mittel in den
Erhalt, Rückkauf, Neubau von Sozialwohnungen
fließen.

(Beifall DIE LINKE)

Was erleben wir in Thüringen? In nachgefragten
Wohnlagen nutzen Vermieter und, Herr Scherer,
auch Makler die angespannte Marktsituation
schamlos aus und holen aus den Mieterinnen und
Mietern, aus Wohnungsuchenden heraus, was nur
irgendwie möglich ist.

(Beifall DIE LINKE)

Menschen, die da nicht mithalten können, müssen
tatsächlich wegziehen und sie bleiben weg.

Selbst für Haushalte mit durchschnittlichem Ein-
kommen wird Wohnen in den Innenstädten zu ei-
nem Luxus. Andere notwendige Ausgaben, die man
zum Leben so braucht, müssen zurückgeschraubt
werden. Bezahlbares, bedarfsgerechtes Wohnen,
barrierefrei und klimagerecht wird zunehmend zur
Mangelware. Genau das ist die Crux, womit wir uns
als Politiker beschäftigen müssen. Wohnen ist in
dieser Gesellschaft kein Grundrecht, wie wir es
schon immer fordern, sondern eine Ware. Höchste
Zeit, dies zu ändern.

(Beifall DIE LINKE)

Die Aktuelle Stunde - und ich habe nur noch 3 Mi-
nuten - ist natürlich immer Anlass,

(Beifall FDP)

auch Positionen der Partei, meiner Fraktion hier rü-
berzubringen. Jetzt muss ich mich straffen.

Wir schlagen zur Diskussion hier in diesem Plenum
und auch in den Ausschüssen vor:

1. Im Kern brauchen wir einen neuen, sozialen, ge-
meinnützigen Wohnungsbau als Alternative zum
bisher privat dominierten und renditeorientierten
Wohnungsmarkt.

(Beifall DIE LINKE)

2. Der soziale Wohnungsbau muss im Land und in
den Kommunen zu einem stärkeren öffentlichen
Sektor der Wohnungswirtschaft weiterentwickelt
werden. Dazu gehören auch wohnungswirtschaftli-
che Eigenbetriebe.

(Beifall DIE LINKE)

3. Das setzt voraus, dass die Privatisierung öffentli-
cher Wohnungen in Thüringen gestoppt wird. Die
Kommunen müssen finanziell in die Lage versetzt
werden, die Wohnungsversorgung als soziale
Pflichtaufgabe realisieren zu können.

(Beifall DIE LINKE)

DIE LINKE vertritt die Auffassung, dass auch in
Thüringen die Wohnungsbaugenossenschaften und
kommunalen Wohnungsgesellschaften mit sicheren
und stabilen Wohnformen und dem Recht auf Mit-
sprache künftig eine bedeutendere Rolle spielen
müssen.

4. Bundespolitisch müssen die Weichen gestellt
werden, um die galoppierende Entwicklung der
Mieten und der Wohnnebenkosten zu stoppen. Es
sind dringend Sofortmaßnahmen zur finanziellen
Entlastung der Mieterinnen und Mieter zum Schutz
der Mieterrechte nötig.

Wie Frau Schubert hier schon andeutete, das Miet-
rechtsänderungsgesetz muss vom Tisch.

Ich habe noch fünf weitere Punkte. Meine Zeit ist
vorbei. Ich hoffe, ich habe noch eine zweite Chan-
ce.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Danke schön, Frau Abgeordnete. Für die SPD-
Fraktion hat Frau Abgeordnete Sabine Doht das
Wort.

Abgeordnete Doht, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
Überschrift der Aktuellen Stunde lautet: „Wohnen
muss bezahlbar bleiben - auch in Thüringen.“ Aller-
dings hatte ich das Gefühl, dass meine Vorredner
hier kaum über Thüringen geredet haben.

(Beifall SPD, FDP)

Frau Schubert hat wieder das Thema Maklercourta-
ge aufgeworfen, was letztendlich Bundesrecht ist,
auch das Thema Mietrecht ist Bundesrecht und die
Beispiele, die Sie angeführt haben, die sind sehr
einseitig, denn Thüringen besteht nicht nur aus Je-
na, Weimar oder Erfurt.

(Beifall CDU, SPD)

Was den Beitrag von Frau Sedlacik betrifft, erspare
ich mir jetzt jeden Kommentar dazu.

(Zwischenruf Abg. Bärwolff, DIE LINKE: Das
ist auch besser so.)

Wir haben in Thüringen einen sehr differenzierten
Wohnungsmarkt. Wir haben Städte wie Jena, Wei-
mar oder Erfurt, in denen durchaus eine ange-
spannte Situation auf dem Wohnungsmarkt
herrscht. Wir haben aber auch den ländlichen
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Raum, für den Prognosen sagen, dass wir bis 2025
noch 30 Prozent Bevölkerungsrückgang oder mehr
haben werden und wo wir das Problem haben,
dass dort Wohnungen nicht mehr vermietet werden
können, dass dort Häuser nicht mehr weiter ver-
kauft werden können. Das hätte ich mir dann auch
gewünscht, dass das erwähnt wird und dass man
wirklich mal auf die Thüringer Verhältnisse eingeht.
Wir haben mit dem Wohnungsmarktbericht auch ei-
ne recht gute Analyse und auch die entsprechen-
den Prognosen. Was wir in Thüringen tun können,
das tun wir, wir werden als Tagesordnungspunkt 2
das Thüringer Wohnraumfördergesetz beschließen
und damit die Voraussetzungen schaffen, dass wir
sowohl auf die Regionen reagieren können, in de-
nen der Wohnungsmarkt angespannt ist, mit ent-
sprechenden Maßnahmen als auch auf die anderen
Regionen. Ich will noch einmal zu dem Thema Mak-
lercourtage kommen, da bin ich eigentlich sehr na-
he bei Herrn Scherer.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Und nicht bei Herrn Stein-
brück!)

Nein. Es ist richtig, dass man etwas tun muss, dass
auch in angespannten Wohnungsmärkten diejeni-
gen, die nicht das große Geld in der Tasche haben,
sich eine Wohnung leisten können. Aber das errei-
che ich nicht, indem ich das mit der Maklercortage
ändere und diese verbiete, weil eines ist doch klar,
da wo der Wohnungsmarkt angespannt ist - ein
Mietvertrag unterliegt einerseits dem Mietrecht, ein
Mietvertrag ist aber auch immer eine zivilrechtliche
Vereinbarung zwischen zwei Vertragsparteien -, da
wird letztendlich am Ende doch der zum Zuge kom-
men, der die Maklercourtage zahlt. Wenn sie verbo-
ten wird, dann wird das anders geregelt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Und wie?)

Das Einzige, was man tun kann, um jenen Gruppen
auch adäquaten Wohnraum zu bieten, ist, zu inves-
tieren in die Wohnraumförderung, Wohnungen zu
bauen und nicht mit gesetzlichen Bestimmungen zu
versuchen, hier irgendwas glattzuziehen. Damit ha-
be ich nicht eine Wohnung mehr und letztendlich
auch nicht eine Sozialwohnung mehr für diejenigen,
die es brauchen.

(Beifall Abg. Höhn)

Da lasse ich auch Ihr Wort nicht gelten, die Woh-
nungsgenossenschaften und die Wohnungsgesell-
schaften nehmen die Fördermittel nicht an, das
stimmt nicht. Wenn Sie sich die Zahlen mal an-
schauen, sind in den vergangenen Jahren - wir ha-
ben die genaue Auflistung - von 2000 bis 2011 über
441 Mio. € in die Wohnraumförderung geflossen in
Thüringen, das sind 20.138 Wohnungseinheiten.
Die meisten Gelder davon haben die Wohnungsge-
sellschaften in Anspruch genommen mit über 9.700

Wohnungen, kurz darauf folgen die Wohnungsge-
nossenschaften mit 9.100 Wohnungen und der
Rest geht in die Eigentumsförderung in einem we-
sentlich kleineren Betrag. An dieser Stelle müssen
wir weitermachen, dass wir weiter zumindest auf
dem Niveau wie in den vergangenen Jahren - und
das gibt das Thüringer Wohnungsbauvermögen
auch her - die Wohnungsunternehmen fördern, die
Herstellung von neuem Wohnraum fördern. Wenn
ich genügend Wohnungen am Markt habe, dass sie
für alle ausreichend sind, dann muss ich mir über
Maklercourtagen und diese Dinge keine Gedanken
mehr machen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Haben wir aber nicht.)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Und bis dahin?)

Freilich, haben wir nicht, aber wir fördern und wir
tun es. Zu Jena muss man natürlich auch noch ein-
mal sagen, das ist ja letztendlich auch ein Problem
der vielen Studenten vor Ort.

Präsidentin Diezel:

Frau Abgeordnete, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordnete Doht, SPD:

Ich kann das nicht allein durch die Wohnraumförde-
rung regulieren. Hier sind auch weitere Studenten-
wohnungen gefragt.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Das Wort hat aus der FDP-Fraktion
der Abgeordnete Heinz Untermann.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren hier im Saal, liebe Zuschauer auch auf der
Tribüne! Meine Kollegen von der GRÜNEN-Frak-
tion, Ihr Antrag reiht sich nahtlos ein in Verspre-
chungen, die meistens finanziell nicht gehalten wer-
den können, in staatliche Regelungen, in Bevor-
mundungen und Populismus ohne Ende. Hier kann
man Ihnen eigentlich nur dazu gratulieren.

(Beifall FDP)

Mit dieser Aktuellen Stunde, meine Damen und
Herren von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, wollen Sie die im Bund geführte Diskussion
zum Mietrecht auf Landesebene weiterführen - wir
auch, aber in eine ganz andere Richtung, als Sie
das wollen.

Die Energiekosten stiegen in den letzten Jahren ra-
sant, daran sind Sie ja gar nicht so unbeteiligt, weil
Sie uns das immer vorwerfen,
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(Beifall FDP)

aber Meldungen und Recherchen sagen hier etwas
ganz anderes. Die Umsetzung von effizienten ener-
getischen Maßnahmen gewinnt für Mieter und Ver-
mieter, für die Umwelt und die endlichen Naturres-
sourcen immer mehr an Bedeutung. Mieter und
Vermieter sind sowohl als auch gleichberechtigte
Bürgerinnen und Bürger von Thüringen. Sie möch-
ten, dass die Mieter sanierte Wohnungen zu einem
kleinen Mietpreis bekommen; das fordert auch Ihre
Partei übrigens auf Bundesebene in dem Antrag
17/10120, Antrag der GRÜNEN im Bund. Die ho-
hen Kosten für die energetische Modernisierung
müssen gerecht - und darauf legen wir Wert -, zwi-
schen der Allgemeinheit, den Eigentümerinnen und
Eigentümern sowie den Mietern und Vermietern
verteilt werden.

(Beifall FDP)

Ihre Initiative aber richtet sich natürlich nur gegen
die Vermieter. So soll die Modernisierungsumlage
bei energetischen Sanierungen auf 9 Prozent abge-
senkt werden und das Mietminderungsrecht auch
bei energetischen Sanierungen beibehalten wer-
den. Das heißt, bei einer energetischen Sanierung
soll bei Beeinträchtigungen der Wohnraumnutzung
für bis zu drei Monate eine Minderung der Miete er-
möglicht werden, um nur zwei Beispiele zu nennen.
Das vom Bundestag beschlossene Mietrechtsände-
rungsgesetz sieht dieses nicht mehr vor. Gleichzei-
tig regelt das Gesetz, dass eine Erhöhung der jähr-
lichen Miete um 11 Prozent beibehalten wird. Bei
einer Miete von ca. 500 € sind das bei 9 Prozent 45
€ und bei 11 Prozent 55 € - ein Unterschied von 10
€ pro Monat. Dem gegenüber stehen Energieein-
sparungen pro Monat, das vergessen Sie sicherlich
immer ganz gerne. Die Eigentümer tragen je nach
Gebäudezustand und Gebäudealter den überwie-
genden Teil der Sanierungskosten. Ich sehe hier ei-
ne ungerechte Verteilung der Aufwendungen, und
zwar für die Vermieter.

Dazu eine Anmerkung: Eine Studie des Bundes-
bauministeriums ergab, dass 80 Prozent der Ver-
mieter nach einer Sanierung auf eine Mieterhöhung
verzichten. Diese 80 Prozent, meine Damen und
Herren, verdienen unsere besondere Aufmerksam-
keit und Anerkennung.

(Beifall FDP)

Die Novellierung stellt erstmals klar, dass keine Er-
haltungsmaßnahmen, sondern nur energetische
Sanierungen eine Mieterhöhung rechtfertigen. Hin-
zu gibt es noch eine Härtefallregelung, die eigent-
lich auch eine gute Auflage ist.

Warum steigen die Mieten in Erfurt, Jena und Wei-
mar und in den anderen Impulsregionen so an? Die
Menschen wandern überregional dahin, wo Arbeits-
plätze sind, wo technische und soziale Infrastruktur
stimmen. Bestünden gleichwertige Rahmenbedin-

gungen in den Metropolregionen als auch in den
kleineren Kommunen, so würde das Problem nicht
bestehen. Das sind Aufgaben des Landes, doch
dazu fehlen natürlich die notwendigen Haushalts-
mittel. Die hohen Mietpreise treffen unter anderem
junge Familien und Jugendliche, die erstmals eine
Wohnung suchen. Auf gerade diese Zielgruppen
geht auch das neue Wohnraumförderungsgesetz
ein. Steigende Mieten sind ein Hinweis dafür, dass
das Angebot an Wohnungen kleiner als die Nach-
frage ist. Um dem entgegenzuwirken, sind private
Investitionen im Bereich Mietwohnungen notwen-
dig. Sie wollen bezahlbare Wohnungen. Wie soll
das nach Ihrer Auffassung möglich sein, wenn Sie
dem Vermieter keine Möglichkeit einräumen, den
entstandenen Mehraufwand auf die Miete umzule-
gen? Dann werden die Mietwohnungen nicht mehr
saniert oder es wird dazu führen, dass noch weni-
ger Privatpersonen sich entschließen, Mietwohnun-
gen zu bauen oder vorhandenen Wohnraum zu ver-
mieten.

(Beifall FDP)

Ihre Forderung stellt einen ordnungspolitischen Ein-
griff bei der Immobilienwirtschaft dar. Mietwohnun-
gen für Peanuts hatten wir bis 1990. Frau Sedlacik,
es gibt auch nicht wenige Wohnungen, wo private
Unternehmer billiger sind als kommunale oder so-
ziale.

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Ja, ich bin sofort fertig. Einen Satz noch. Die Bun-
des-SPD hat ein Positionspapier veröffentlicht. Hier
plant die SPD eine Mietpreisbegrenzung. Die Erhö-
hungen sollen bei Neuvermittlung nicht mehr als
10 Prozent der ortsüblichen Vergleichsmiete betra-
gen und bei den Bestandsmieten auf maximal
15 Prozent begrenzt werden. Sehr geehrte Damen
und Herren,

Präsidentin Diezel:

Das war jetzt der zweite Satz.

Abgeordneter Untermann, FDP:

ich bezweifle, dass die Pläne zu einem Erfolg füh-
ren. Erfolg, Entschuldigung, besteht für mich darin,
dass ausreichend ...

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende. Ich
denke, Sie haben Ihre wichtigsten Aussagen getrof-
fen.
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Abgeordneter Untermann, FDP:

Wenn Sie das sagen, Frau Präsidentin, dann ist es
in Ordnung.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Die Regierung wünscht das Wort. Bitte schön, Herr
Minister Carius.

Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, nachdem Herr Untermann seine wichtig-
sten Aussagen schon treffen konnte, darf ich ein Zi-
tat aus der Debatte wählen. „Meine Zeit ist vorbei“
hat Frau Sedlacik gesagt. Jetzt will ich Ihnen per-
sönlich nicht zu nahe treten, aber ich sage Ihnen,
das gilt für Ihre Rede und das gilt auch für Ihre Pro-
grammatik, Ihre Zeit ist tatsächlich vorbei.

(Beifall FDP)

Sie haben ein Zerrbild der Realität in Thüringen ge-
zeichnet, was überhaupt nicht mit Thüringen, was
überhaupt nicht mit der Situation am Wohnungs-
markt in irgendeiner Weise etwas zu tun hat. Sie
haben davon geredet, wir haben Wohnungsnot -
hätte noch gefehlt, dass Sie uns irgendwelche frö-
stelnden Kinder dargestellt hätten in Ihrem Bild, die
also keine Wohnung haben. Dem ist überhaupt
nicht so. Wir haben in Thüringen nach wie vor 8
Prozent Leerstand. Damit müssen wir uns ausein-
andersetzen. Dass wir selbstverständlich einen re-
gional ausdifferenzierten Markt haben, ist völlig un-
bestritten. Natürlich ist klar, dass wir in Jena, Wei-
mar, in Erfurt und in einigen Preissegmenten auch
in anderen Städten eine gewisse Mangelsituation
haben. Aber es ist doch eine Binsenweisheit, meine
Damen und Herren - da gebe ich Herrn Scherer, da
gebe ich Frau Doht ausdrücklich recht -, einen An-
gebotsmangel beseitigt man doch nicht mit neuer
Regulierung, den beseitigt man, indem man Ange-
bot neu schafft. Das ist eigentlich die Aufgabe, vor
der wir stehen. Das ist die Aufgabe, der wir uns als
Landesregierung, der sich diese Koalition letztlich
verpflichtet fühlt. Deswegen haben wir nachher das
Wohnraumfördergesetz auf der Tagesordnung.

Wir haben das Wohnungsbauvermögen in dieser
Legislaturperiode endlich auf gesetzliche Füße ge-
stellt und damit eine wichtige Voraussetzung dafür
geschaffen, dass wir in den Segmenten, in denen
womöglich der Markt nicht ganz so optimal funktio-
niert, als Landesregierung mithelfen können.

Jetzt, Frau Schubert, möchte ich Ihnen auch noch
mal einen Punkt sagen: Das ändert aber nichts dar-
an, dass Wohnungsfürsorge zunächst eine kommu-
nale Aufgabe ist. Da ist die Landesregierung gern
bereit, die Kommunen zu unterstützen. Im Übrigen,

Frau Sedlacik, 220.000 Wohnungen gehören zu
dem Bestand, der im Verband der Thüringer Woh-
nungswirtschaft organisiert ist - 220.000 Wohnun-
gen. Wir haben rund 40 Prozent Eigenheimbesitzer,
da sind 220.000 Wohnungen außerordentlich viel
und da kann ich überhaupt nicht erkennen, wieso
Sie jetzt eine Debatte führen, wir müssen noch stär-
ker rekommunalisieren oder wir müssen da noch
stärker vergesellschaften. Das ist alles Kappes, das
hat doch mit der Realität überhaupt nichts zu tun.

(Beifall FDP)

Die Masse der Thüringer Wohnungen ist nach wie
vor in kommunalen oder genossenschaftlichen Be-
ständen, das muss man einfach zur Kenntnis neh-
men. Insofern wäre auch da meine Bitte, kommen
Sie doch in der Zeit an, in der wir leben und nicht in
der Vergangenheit irgendwo herumspielen, das
macht keinen Sinn. Kommunale Wohnungsfürsor-
ge, das ist im Grunde die Aufgabe. Gerade deswe-
gen sind wir - insbesondere, um in Jena auch Ent-
lastung zu schaffen - sehr frühzeitig auf die Kom-
mune zugegangen und haben gesagt, wir sind be-
reit auch Flächen der LEG, auch Flächen des Lan-
des zu aktivieren für den Wohnungsbau, aber liebe
Stadt Jena, dann müsst auch ihr euch bewegen. Es
macht doch keinen Sinn, dass das Land Grund-
stücke freigibt und die Stadt Jena nach wie vor
noch spekuliert und sagt, die Preise werden stei-
gen. Da, meine Damen und Herren, ist es eine Ver-
antwortung des Stadtrats zu agieren. Ich kann Ih-
nen nur sagen, wir werden von unserer Seite jetzt
nicht mehr tätig werden. Wenn die Stadt so weit ist
und sagt, wir wollen hier mehr tun, sind wir gern be-
reit, sie zu unterstützen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will
es kurz machen. Es ist völlig klar, die Debatte läuft
momentan ein bisschen so - die Bundestagswahl
wirft ihre Schatten voraus, das sehe ich schon -, die
einen sind die Gutmenschen, das sind die Mieter,
die anderen sind die schlechten Menschen, das
sind die bösen Kapitalisten, das sind die Vermieter.
Auch das hat mit der Realität nichts zu tun, meine
Damen und Herren. Es ist völlig klar, dass wir viele
Hauseigentümer haben, die in ihrem eigenen Haus
eine Wohnung vermieten, ob an die Großeltern, die
Eltern oder wen auch immer. Da kann ich über-
haupt nicht erkennen, dass irgendwer ein Interesse
daran hat, über hohe Spekulationsgewinne den ar-
men Mietern das Geld aus der Tasche zu ziehen.
Ganz im Gegenteil, wir haben momentan einen
durchschnittlichen - ich weiß sehr wohl, dass es da-
mit Probleme gibt - Mietpreis von 6 €. Davon kön-
nen Sie normalerweise noch nicht mal ein Haus
bauen. Das ist doch die Realität, mit der wir uns
auseinandersetzen müssen.

Deswegen, meine Damen und Herren, gilt, Regulie-
rung schafft nicht mehr Investition, schafft auch
nicht mehr Angebot. Deswegen glaube ich auch
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nicht, dass wir gut beraten sind, solche Regulierun-
gen durchzuziehen. Zweitens scheint es mir
durchaus widersinnig zu sein, dass wir Eigentümer
mit immer mehr Auflagen überziehen, ob es in
Richtung energetische Sanierung oder sonst wohin
geht, und auf der anderen Seite die Mietpreise ab-
solut deckeln wollen, und zwar noch unter eine nor-
male Refinanzierung zu drücken. Drittens und letz-
tens, meine Damen und Herren, die Planwirtschaft,
liebe Frau Sedlacik, die Sie hier einfordern, die hat
sich noch nie bewährt, sie hat im Gegenteil zu einer
großen Wohnungsnot geführt. Wir sind sehr froh,
dass wir in Thüringen diesen Zustand nicht mehr
haben, sondern gut an der Förderung weiteren und
auch wirklich guten Wohnangebots arbeiten kön-
nen. Lassen Sie uns nachher dafür die gesetzlichen
Grundlagen schaffen. Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Der Minister war unter zehn Minuten,
bei 5 Minuten und 30 Sekunden. Wir haben nur
noch Redezeit für die CDU-Fraktion von 1 Minute
und 10 Sekunden. Ich sehe aber keine Wortmel-
dung aus der CDU-Fraktion, so dass ich den ersten
Teil der Aktuellen Stunde schließe.

Ich rufe den zweiten Teil auf

b) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der FDP zum The-
ma: "Mittelstand spricht Thü-
ringer Wirtschaftsminister
Misstrauen aus - Unternehme-
rumfrage dokumentiert die
(Un-)Zufriedenheit mit der Thü-
ringer Wirtschaftspolitik"
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/5488 -

Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Barth von
der FDP-Fraktion.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, Thüringer Unternehmen fühlen sich
von der Landesregierung gegängelt, Land mischt
sich zu oft ein, Staat sollte sich öfter aus Wirtschaft
heraushalten, Verband unzufrieden mit Thüringer
Politik - mit diesen Schlagzeilen berichteten die
Thüringer Zeitungen in der letzten Woche über eine
Umfrage in der Thüringer Wirtschaft. Das Ergebnis:
Ganze 4,4 Prozent der befragten Unternehmer
stimmten der Aussage, die Thüringer Wirtschafts-
politik ist im Interesse der Thüringer Wirtschaft, völ-
lig zu. Weniger als ein Drittel tat dies mit mehr oder
weniger großen Einschränkungen. Mehr als die
Hälfte der Unternehmer bezweifelt, dass die Thürin-

ger Wirtschaftspolitik im Interesse der hier ansässi-
gen Unternehmen ist, das heißt, sie bezweifelt
auch, dass sie im Interesse der hier arbeitenden
Menschen ist.

(Beifall FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kenne mich mit
Umfragen unter 5 Prozent aus.

(Heiterkeit im Hause)

Nicht bei allen, die jetzt hier lachen, ist es ein ganz
schmerzfreies Lachen. Aber im Ernst - sich nicht si-
cher fühlen zu können, bei falschen Entscheidun-
gen auch in existenzbedrohende Situationen gera-
ten zu können, hat auch seine Vorteile. Diese lie-
gen darin, dass man seine Entscheidungen ständig
selbst hinterfragen muss, man muss ständig nach
Verbesserungen suchen und darf sich eben nie zu
sicher fühlen.

(Beifall FDP)

Genau diese Situation, nämlich hinterfragen zu
müssen, nach Verbesserungen suchen zu müssen,
falsche Entscheidungen schlimmstenfalls auch mit
dem eigenen Aus bestraft zu bekommen, das ist im
Grunde genau die Situation, die tägliche Realität für
viele zehntausend Unternehmer und Unternehmen
hier in Thüringen ist, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall FDP)

Sich zu sicher zu fühlen, ist genau der größte Feh-
ler, den ein Unternehmer machen kann. Genau das
tut aber der aus seiner Sicht wahrscheinlich größte
Thüringer Wirtschaftsminister aller Zeiten. Er hält
sich für unfehlbar. 4,4 Prozent, liebe Kolleginnen
und Kollegen, solche Zustimmungswerte hatte in
Thüringen zuletzt die Wirtschaftspolitik von Günter
Mittag.

(Beifall FDP)

Wirtschaftspolitik im Interesse der heimischen Wirt-
schaft zu machen, das ist, Herr Minister, Ihre einzig
richtige Aufgabe. Das ist eigentlich die einzige rich-
tige Aufgabe, die Sie haben, und bei der versagen
Sie kläglich. Gemessen an Ihren eigenen Ansprü-
chen ist das Ergebnis dieser Umfrage eine Kata-
strophe.

(Beifall FDP)

Der Vollständigkeit halber will ich mal erwähnen,
dass die Frage, ob die Imagekampagne im Sinne
der Thüringer Wirtschaft ist, ähnlich katastrophale
Ergebnisse erbringt. Die Frage, die Sie sich eigent-
lich mal stellen müssen, lautet: Wie kann es zu sol-
chen Umfrageergebnissen kommen?

(Beifall FDP)

Ich kann Ihnen da nur einige Denkanstöße mit auf
den Weg geben.
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(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Jetzt bin ich
aber gespannt.)

Das sollten Sie auch sein. Seit Sie hier sind, reden
Sie alles schlecht, was in den letzten 20 Jahren
vorher in Thüringen gemacht worden ist.

(Beifall FDP)

Das hat auch mit dem Hinterfragen, was ich eben
sagte, nichts zu tun. Ich habe Sie noch nie eine
Frage stellen hören, auf die Sie nicht schon sofort
die Antwort wussten. „Ich sage Ihnen mal, was Sie
da machen müssen“ und „Das kann ich Ihnen sa-
gen“, das sind wahrscheinlich die zwei meist ver-
wendeten Halbsätze, die ich in Ihren Reden so hö-
re. Sie reden den Standort schlecht, Stichwort: Aus-
beutung ist das vorherrschende Geschäftsmodell in
Thüringen, die armen Arbeitnehmer und die bösen
Kapitalisten als Gegensätze. Das, was Herr Carius
hier eben von den bösen Vermietern und den ar-
men Mietern auch berichtet hat als Bild.

Sie machen Politik für die Großen, der dritte Punkt.
Opel, das ist Ihre Liga. Zu deren Gunsten werden
auch schon schnell mal Förderbedingungen mitten
im Jahr geändert. Das geht natürlich zulasten der
kleinen Thüringer Unternehmen. Die müssen für
100.000 € Fördermittel zu Recht ordentliche Anträ-
ge stellen, müssen Bedingungen erfüllen,

(Beifall FDP)

Opel kriegt 15 Mio. € einfach so gegen eine unver-
bindliche Absichtserklärung.

Letzter Punkt: Sie missbrauchen Ihr Amt für Partei-
politik. Sie sind Wahlkampfmanager für Herrn
Steinbrück.

(Beifall FDP)

(Heiterkeit SPD)

Sie reisen als Thüringer Wirtschaftsminister in die
USA. Sie werden von nicht einem einzigen Thürin-
ger Unternehmer begleitet. Sie besuchen in den
USA nicht ein einziges Unternehmen und konse-
quenterweise ist auch offenkundig kein einziger
Wirtschaftskontakt das Ergebnis einer Reise des
Wirtschaftsministers in die USA. Ich habe nichts da-
gegen, dass Sie für Herrn Steinbrück Wahlkampf
machen, so schlecht, wie der ist, kann der bleiben.
Aber als Wirtschaftsminister ist es nicht Ihre Aufga-
be

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Barth, FDP:

- letzter Gedanke -, Frau Präsidentin, Herr Minister,
das haben Sie in Ihrem Urlaub zu machen, und dort
ist es in Ordnung.

(Beifall DIE LINKE, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Was heißt
denn hier Wahlkampf machen?)

Ich könnte diese Aufzählung noch weiter fortsetzen,

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Barth, FDP:

da würden 30 Minuten nicht reichen, das Ergebnis
ist,

Präsidentin Diezel:

Sie haben aber nur fünf, und die sind jetzt vorbei.

Abgeordneter Barth, FDP:

95,6 Prozent sind unzufrieden und deswegen müs-
sen Sie das jetzt erklären. Vielen Dank.

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Sie waren
auch schon mal besser, Herr Barth.)

(Heiterkeit im Hause)

Präsidentin Diezel:

Als Nächster hat das Wort Abgeordneter Lemb aus
der SPD-Fraktion.

Abgeordneter Lemb, SPD:

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen, sehr geehrte Besucherinnen
und Besucher auf der Tribüne, Herr Barth hat völlig
recht, Herr Minister Machnig ist nicht der größte
Wirtschaftsminister aller Zeiten in Thüringen, aber
der beste.

(Beifall SPD)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Einsamer Ap-
plaus.)

Ja, Herr Barth, lieber einsamer Applaus als dass im
Protokoll steht, das Parlament erheitert sich, wie
das in Ihrem Beitrag war.

(Beifall SPD)

So ungefähr hatte ich mir das schon gedacht. Sie
haben gar nicht erwähnt, dass es um die Umfrage-
ergebnisse des Verbandes der Wirtschaft Thürin-
gens geht, sondern Sie haben nur Bezug genom-
men auf die Schlagzeilen in den Medien. Ich würde
mal empfehlen, 1. die Umfrage zu lesen und 2. her-
auszufiltern, was man an Überschriften hat und was
man an wirklichen Fakten hat. Wie Sie dazu kom-
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men, diese Umfrageergebnisse in diesen Titel der
Aktuellen Stunde und ein Misstrauensvotum gegen-
über dem Wirtschaftsminister umzumünzen, das
können nur Sie erklären, ist mir aber an dieser Stel-
le auch zweitrangig. Ich will zunächst einmal ganz
schlicht feststellen, die VWT-Umfrage wird ja jähr-
lich gemacht. Das ist eine wichtige Umfrage als In-
dikator für die Diskussion, für die Wahrnehmung,
für die Stimmungslage in der Thüringer Wirtschaft,
keine Frage. Ich will aber auch darauf hinweisen,
wer und in welchem Umfang überhaupt befragt
worden ist, und einmal ganz nüchtern feststellen -
das ist nachzulesen in der Umfrage selbst -, befragt
wurden 114 Geschäftsführer, die laut Aussage des
VWT 22.000 Beschäftigte repräsentieren.

(Zwischenruf Barth, FDP: Endlich.)

Ob das eine repräsentative Umfrage ist, daran ha-
be ich auch erhebliche Zweifel. Insofern, glaube
ich, muss man, auch was die Schlussfolgerungen
betrifft, mal etwas auseinanderstrippen, worüber wir
hier reden. Das, was Sie angesprochen haben, ist
ein kleiner Indikator einer, wie ich sie mal nenne,
gefühlten Stimmungslage, die im Übrigen in dieser
Umfrage überhaupt nicht näher definiert wird. Das
heißt, was die Unternehmen angeblich an der Wirt-
schaftspolitik und an dem Wirtschaftsminister kriti-
sieren, wird mit keinem Wort erwähnt. Ich bleibe
mal bei den harten Fakten.

Die harten Fakten sind: 77,7 Prozent der Thüringer
halten den Wirtschaftsstandort Thüringen nach wie
vor für attraktiv - wenn Sie es nicht haben, nachzu-
lesen auf der Seite 22 dieser Umfrage. 7,8 Prozent
- jetzt leicht gestiegen im Dezember, das waren No-
vemberzahlen - Arbeitslosenquote in Thüringen,
nach wie vor Spitzenreiter der neuen Bundeslän-
der, wie Sie wissen. Der Arbeitsmarkt zeigt sich
sehr robust trotz wirtschaftlichem Abschwung. Die-
se Zahlen im Ergebnis können nur so sein, wenn
die Rahmenbedingungen stimmen.

Dritte wesentliche Aussage: Mehr als zwei Drittel
der Thüringer Unternehmen wollen, dass der Kon-
solidierungskurs in Thüringen fortgesetzt wird. Wir
werden morgen den Haushalt besprechen und den
Haushalt beraten und morgen Abend oder morgen
Nacht verabschieden. Ich glaube, dass dieser
Haushalt wichtige Konsolidierungsmaßnahmen vor-
sieht. Natürlich wäre das noch konsequenter fortzu-
setzen. Das war ja auch gerade zu lesen beispiels-
weise mit den Ergebnissen der Untersuchung zur
Gebietsreform, was meine Fraktion schon lange
vorgeschlagen hat. Auch das wäre eine weitere
Konsolidierungsmaßnahme im Sinne auch der Un-
ternehmen.

Vierter Punkt - Forschung und Entwicklung: Mit 562
- hören Sie doch zu, Herr Barth, dann lernen Sie
auch was - Patentanmeldungen per anno ist Thü-
ringen mittlerweile unter den Top Ten in der Bun-
desrepublik. Das sind wichtige Kennziffern für die

Weiterentwicklung im Bereich der Forschung und
Entwicklung und damit für die nachhaltige Siche-
rung der weiteren Entwicklung in der Thüringer In-
dustrie.

Und last, but not least: Dem ökologisch nachhalti-
gen Wirtschaftswachstum stimmen 80 Prozent der
Unternehmen zu. Das ist nicht ohne Grund so, son-
dern das ist eingebunden in unsere Strategie zur
Frage eines ökologischen und nachhaltigen Wirt-
schaftswachstums. All das ist eingebunden in die
Vielzahl von Maßnahmen, von Steuerungselemen-
ten, die wir im Rahmen der Wirtschaftspolitik in
Thüringen weiter vorangetrieben haben auf der Ba-
sis des 2011 beschlossenen Mittelstandsförde-
rungsgesetzes, auf der Basis des Trendatlasses,
auf der Basis

Präsidentin Diezel:

Ihre Redezeit, Herr Abgeordneter, ist auch vorbei.

Abgeordneter Lemb, SPD:

der Clusterstrategien, um nur einzelne Maßnahmen
zu nennen. Das sollten Sie sich im Detail anschau-
en und dann werden

Präsidentin Diezel:

Kommen Sie bitte zum Ende.

Abgeordneter Lemb, SPD:

Sie auch zu anderen Schlussfolgerungen kommen.
Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Als Nächste hat das Wort Frau Abgeordnete Anja
Siegesmund von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, so viele Emotionen beim Thema Wirt-
schaftspolitik, das ist ja spannend. Lassen Sie mich
mal ein bisschen zur Versachlichung beitragen.

Die FDP bezieht sich in der Tat auf eine Umfrage
des Verbandes der Wirtschaft Thüringen. Jetzt sind
hier einige Zahlen in Rede gewesen, die in dieser
Umfrage tatsächlich auch zutage getreten sind, un-
ter anderem, dass 77,7 Prozent den attraktiven
Standort Thüringen ganz eindeutig betiteln. Was
Herr Lemb jetzt aber gerade nicht gesagt hat, ist,
dass in der Tat weniger Thüringer Unternehmen
der Ansicht sind, dass Thüringen attraktiver Stand-
ort ist und es ist schon auch richtig, 36,9 Prozent
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stimmen der Aussage zu, dass die Thüringer Wirt-
schaftspolitik im Interesse der Wirtschaft ist. Da
darf man wohl auch mal Fragen stellen und darüber
reden, läuft denn alles gut - berechtigtes Interesse.
Aber - und das ist völlig richtig - der erste Blick auf
die Zahlen ist das eine. Wenn man sich so eine
Studie anschaut, sollte man immer mehrere Fragen
stellen. Die erste Frage ist: Wer wird eigentlich be-
fragt? Das ist eben nur eine Seite, es sind die Ar-
beitgeber und die Wirtschaftsverbände. Herr Barth,
ich muss mich an der Stelle Herrn Lembs Kritik
wirklich unmittelbar anschließen, wer ein bisschen
sich mit Forschung und sozialwissenschaftlicher
Forschung auskennt, weiß, dass 114 Befragte nun
wahrlich nicht 90.000 repräsentieren können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Von daher an dieser Stelle - bei aller ehrenwerter
Fragekunst, die dem VWT an dieser Stelle obliegt
und die er auch jedes Jahr durchaus machen soll,
das finde ich auch richtig und vernünftig -, sich an
solchen Zahlen allein hochzuziehen, halte ich für
schwierig. Noch mal, es ist eine Seite befragt wor-
den, ganz eindeutig, nämlich die Arbeitgeber- und
Arbeitgeberinnenseite. Vielleicht sollte man parallel,
wenn Sie das sachlich diskutieren wollen, auch mal
die Arbeitnehmer- und Arbeitnehmerinnenseite in
Thüringen befragen. Da wären die Werte vermutlich
auch nicht besser geworden, weil wir nach wie vor
keinen Mindestlohn haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber das ist ein anderes Thema, für das diese Ko-
alition ohne Zweifel auch verantwortlich ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir als
GRÜNE stehen für eine Wirtschaftspolitik, die öko-
logisch, ökonomisch und sozial ist. Deswegen ist
auch die Frage, wer wurde gefragt, zu beantworten.
Und noch mal: Wer fragt jetzt eigentlich, wie wir
diese Umfrage auszuwerten haben. Das fragt die
FDP und, Herr Barth, wenn Sie sich hier sehr
selbstbewusst hinstellen und von den 4,4 Prozent
in der Umfrage sprechen, die der Landesregierung
eine Wirtschaftskompetenz aussprechen, dann fra-
ge ich mich, wie Sie das angesichts der Tatsache
tun können, dass die FDP auf Bundesebene im Au-
genblick eine Kompetenzzuschreibung in der Wirt-
schaftspolitik von 4 Prozent hat,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

was ja nun als Partei, die sich dem Wirtschaftslibe-
ralismus verpflichtet, eine Enttäuschung sein muss.
Und Sie sind - das sei Ihnen mit auf den Weg gege-
ben - im September 2009 gestartet mit satten 14
Prozent. Vielleicht müsste die FDP sich vor allen
Dingen mal mit sich selbst beschäftigen und sich
mal fragen, wie es zu diesen Verlusten kommen
kann. Da Sie ja jetzt bei den GRÜNEN manchmal
auch Anleihe suchen und sogar auf Doppelspitze
machen,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

will ich mal Rainer Brüderle zitieren, der vor Kur-
zem sagte, dass er ganz klar die Kritik der Wirt-
schaft an den jüngsten Koalitionsentscheidungen
von Schwarz-Gelb auf Bundesebene zurückweist
und betont - Zitat: „Die Regierungsparteien seien
nicht den Wirtschaftsverbänden verpflichtet, son-
dern dem Gesamtwohl des Landes.“ Wenn die FDP
in Thüringen von Herrn Brüderle lernt, dann geht es
bergauf. Deswegen bitte ich Sie auch, an dieser
Stelle nicht nur die eine Seite zu betrachten, son-
dern auch die andere. Bevor ich jetzt hier hergehe
und man meint, dies sei jetzt das Hohelied auf den
Wirtschaftsminister in Thüringen, will ich Sie an die-
ser Stelle enttäuschen, das wird nicht kommen, weil
wir natürlich als GRÜNE viele Kritikpunkte haben,
wie Wirtschaftspolitik in Thüringen besser laufen
könnte. Da ist zu nennen, dass wir im Bereich er-
neuerbare Energien auf dem absteigenden Ast
sind, dass wir im Bundesländervergleich beim Leit-
stern nur noch auf Platz 5 sind, ist ein Beispiel da-
für. Doch, das müssen Sie sich schon hier auch an-
hören, Herr Machnig, das können wir Ihnen nicht
ersparen, da nützt auch Grummeln und Brummen
nichts.

(Beifall Abg. Adams)

Von daher, die SPD und die CDU sollten an dieser
Stelle sich sehr genau überlegen, ob sie gemein-
sam diese Wirtschaftspolitik tragen wollen und kön-
nen. Wir wollen - das wissen Sie - die Energiewen-
de bürgernah gestalten. Ob das 1.000-Dächer-Pro-
gramm eine gute Idee in dieser Legislatur war und
in die Geschichtsbücher Thüringens eingehen wird
als ein großes Programm, sei dahingestellt. Wir
sind der festen Überzeugung, es gibt mehr als ge-
nug Hausaufgaben zu machen. Im Bereich Innova-
tion, im Bereich Investition, in F und E. Dazu blei-
ben wir gern mit Ihnen im Gespräch. Die Aktuelle
Stunde der FDP unter der Überschrift zu sehen,
lassen Sie uns mal eine Zäsur machen, und über
die Wirtschaftspolitik in Thüringen zu reden, das
kann man machen. Anderen Populismus vorzuwer-
fen und solche Titel anzumelden, halte ich aber für
unredlich. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Danke. Das Wort hat der Abgeordnete Michael
Heym aus der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Heym, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
der Titel der Aktuellen Stunde der FDP-Fraktion
„Mittelstand spricht Thüringer Wirtschaftsminister
Misstrauen aus...“ spiegelt nicht die Ergebnisse der
von der FDP herangezogenen Jahresumfrage des
VWT wider.
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(Beifall SPD)

Vielmehr drängt sich die Abwandlung eines Satzes
von Churchill auf: Ich glaube nur der Umfrage, die
ich auch selbst interpretiert habe. Der von Ihnen,
liebe Kollegen und Kollegin von der FDP-Fraktion,
gewählte Titel ist plakativ und wird der Politik der
Landesregierung nicht gerecht.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Bei euren Ak-
tuellen Stunden übrigens nie.)

(Beifall CDU)

Wir glauben nicht nur, wir sind sogar davon über-
zeugt, dass der Großteil der Thüringer Mittelständ-
ler diese Einschätzung und die Schlussfolgerungen
der FDP-Fraktion nicht teilt. Kollege Lemb hat es
schon einmal gesagt, es ist ausgeführt, über 77
Prozent stimmen der Aussage grundsätzlich zu,
dass Thüringen ein attraktiver Standort ist. Der
VWT spricht von einem guten wirtschaftlichen Jahr
2012, die Arbeitslosenquote ist gesunken auf 7,8
Prozent und drei Viertel der Unternehmen wollen
ihre Beschäftigten, die sie im letzten Jahr hatten,
halten oder auch noch ausbauen. Und, was weiter-
hin erfreulich ist, die Ausbildungsbereitschaft ist
deutlich gestiegen, über 72 Prozent bilden aus.
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP-
Fraktion, ist nicht ein Beweis für großes Misstrauen,
dafür sprechen diese Fakten jedenfalls nicht. Es
gibt natürlich nichts, was nicht noch besser ge-
macht werden könnte.

(Beifall CDU)

Die Thüringer Unternehmen wünschen sich vor al-
lem Freiraum, so sind eben über 94 Prozent der
Befragten der Ansicht, dass der Staat Wachstum
am besten fördert, indem er sich auf das Setzen
von Rahmenbedingungen beschränkt. Der Wirt-
schaft hilft die Politik also am besten, wenn sie sich
zum großen Teil zurückhält und wenn wir Bürokra-
tie abbauen. Davon reden wir oft das ganze Jahr
über, aber die Ergebnisse sind in der Tat noch stei-
gerbar. Es muss auch in unserem eigenen Interes-
se sein, dass uns dort in Zukunft noch mehr gelingt.
Aber auch diese Aussagen sind so alt wie die Be-
fragungen, die da gemacht werden. Auch zu Zeiten,
als wir einen Wirtschaftsminister Bohn hatten, gab
es schon zu viel Bürokratie und die Unternehmen
waren immer überfordert und überlastet mit all die-
sen Beschwernissen. Das ist ja nicht unberechtigt,
aber es ist kein Phänomen dieser Zeit.

Wir sind gut beraten, Förderprogramme für die
Wirtschaft immer wieder zu hinterfragen und zu
evaluieren und entsprechend auch auszufinanzie-
ren. Das wird in den nächsten Jahren nicht leichter.
Deshalb muss die Wirtschaft, müssen die Unter-
nehmen von der Politik auch Verlässlichkeit erwar-
ten können. Das gilt gerade für die Förderkriterien.
Mit der morgigen Haushaltsdebatte und Verab-
schiedung gehen wir da auch die richtigen Schritte.

Ich will der Debatte von morgen nichts vorwegneh-
men, aber wir schaffen damit Verlässlichkeit. Das
betrifft sowohl Effizienz auch in eigenen Gesell-
schaften, aber es gilt genauso auch, dass wir uns
dafür einsetzen, dass das Handwerk in dem uns
möglichen Maß unterstützt wird.

Gedanken sollten wir uns natürlich auch machen,
wenn Werte aus der Umfrage nicht so positiv sind.
Nur 36 Prozent stimmen der Aussage zu, dass die
Wirtschaftspolitik im Interesse der Wirtschaft ist.
Oder nur 37,5 Prozent stimmen der Aussage zu,
dass das Standortmarketing der Landesregierung
zu einem positiven Bild der Thüringer Wirtschaft
beiträgt. Hier stimmen wir ausdrücklich der Mei-
nung des VWT zu, da sich diese Werte ausdrück-
lich verbessern lassen, wenn sich das Zusammen-
spiel aller Beteiligten, also der Wirtschaft und der
Politik auch noch weiter verbessert.

Auf eine wichtige Forderung aus der aktuellen Un-
ternehmensumfrage möchte ich noch eingehen. Die
Unternehmen fordern von der Politik ein stärkeres
Engagement bei der Haushaltskonsolidierung und
beim Schuldenabbau auf allen politischen Ebenen.
Hier treffen die Unternehmen den Nagel auf den
Kopf. Das tut gut, das ist Kennzeichen und Marken-
zeichen der Politik der CDU-Fraktion. Die Landes-
regierung hat einen Doppelhaushalt ohne neue
Schulden vorgelegt und Schulden werden getilgt.
Dafür hat sich nicht zuletzt vehement die CDU ein-
gesetzt. Diese politische Verantwortung fordert die
Wirtschaft ein und der werden wir auch gerecht.

(Beifall CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP-Frak-
tion, die Wirtschaft registriert und honoriert dieses
Ansinnen und entgegnet diesem Ergebnis nicht wie
von Ihnen eingeschätzt mit großem Misstrauen. Ich
bin überzeugt, dass der zuständige Minister die
Werte, die aufgrund dieser Umfrage

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Heym, CDU:

- ich bin beim letzten Satz, Frau Präsidentin - noch
verbesserungswürdig und verbesserungsfähig sind,
dem auch nachgehen wird. Ich danke Ihnen für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Landesregierung gibt es eine
Wortmeldung. Entschuldigung, das sind die sponta-
nen Meldungen, die nicht angemeldet werden. Herr
Abgeordneter Hausold, bitte schön.
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Abgeordneter Hausold, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ja, Herr Heym, ich bin zum Beispiel mit Ih-
nen auch einer Meinung, dass natürlich der Schul-
denabbau eingeordnet werden muss und wichtig ist
für Landespolitik in Thüringen. Andererseits will ich
auch deutlich sagen, Schuldenabbau allein ist auch
noch keine Wirtschaftsförderpolitik. Insofern sehe
ich auch manche Debatte der Verbände

(Beifall DIE LINKE)

hier durchaus kritisch. Wieder beieinander sind wir
aber sicherlich bei der Gesamteinschätzung dieses
Tagesordnungspunkts. Ich könnte natürlich eine
Reihe von Zahlen hier noch mal bekräftigen, die der
Kollege Heym, der Kollege Lemb schon genannt
haben, was die tatsächlichen Erkenntnisse aus der
benannten Umfrage betrifft. Aber, ich glaube, dar-
um ist es den Kollegen von der FDP auch nicht
wirklich gegangen. Wirtschaftspolitik soll sachlich
behandelt werden, aber in dem Titel ist das Wort
„Thüringer Wirtschaftspolitik“ das einzig Sachliche,
das andere ist weitestgehend Polemik und so war
auch Ihr Beitrag hier. Das bringt uns natürlich in der
Wirtschaftspolitik in Thüringen überhaupt nicht wei-
ter, die Debatte ist eigentlich überflüssig, meine Da-
men und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe FDP)

Ich will auf Folgendes noch mal zurückkommen,
weil das von Kollegin Siegesmund angesprochen
wurde: Ja, Wirtschaftspolitik und Arbeitsmarktpolitik
sind natürlich zwei Seiten, aber es sind auch zwei
Seiten ein und derselben Medaille. Ich wünschte
mir auch, dass die Landesregierung und auch der
Wirtschaftsminister hier noch viel konsequenter vor-
gehen würden. Aber ich will doch zunächst noch
mal feststellen, dass Wirtschaftspolitik und Arbeits-
marktpolitik überhaupt wieder zusammen dekliniert
werden, das haben wir doch erst seit dem Regie-
rungswechsel im Jahr 2009. Dazu hat früher auch
die Union nichts beigetragen in den letzten Jahren
und die FDP war hier bei uns nicht. Dass sie in Ber-
lin dazu maßgeblich was beigetragen hätte, konnte
ich nie feststellen in Sachen Wirtschaftspolitik.

(Beifall Abg. Metz, SPD)

Insofern ist für mich auch bestätigt, dass mehr Rhe-
torik der Hintergrund für diesen Antrag ist.

(Beifall DIE LINKE)

Natürlich sehen auch wir wirtschaftspolitische Fra-
gen nicht etwa unkritisch, das gehört einfach zur
politischen Einschätzung. Ich sage zum Beispiel,
wenn der besagte Verband anmahnt, dass beim
Standortmarketing für die Schaffung eines positiven
Images der Thüringer Wirtschaft nur knapp 47 Pro-
zent der Befragten der Meinung sind, dass das bes-

ser werden muss, dass das ausgebaut werden
muss, dann kann man das natürlich unterstreichen.
Da sagen auch wir deutlich, da wünschen wir uns
vonseiten des Wirtschaftsministeriums oder der
Landesregierung insgesamt noch mehr Initiative. In
einigen Punkten teilen wir die Kritik der Wirtschafts-
unternehmen dahin gehend, dass die von Politik
geschaffenen Rahmenbedingungen für das Wachs-
tum der Thüringer Wirtschaft eben nicht in jedem
Fall zielführend sind. Auch wir treten dafür ein - das
will ich hier noch mal bekräftigen -, dass die kleinen
und mittelständischen Unternehmen zukünftig eine
höhere Unterstützung erfahren müssen.

Im Übrigen - das werden wir in der Haushaltsdebat-
te noch miteinander besprechen - haben wir auch
in diese Richtung einen Änderungsantrag gestellt
für den Doppelhaushalt, der da heißt, jeweils für die
Jahre 2013 und 2014 1 Mio. € in diesem Bereich zu
erhöhen. Darüber hinaus fordern wir, in der neuen
EU-Förderperiode für 2014 bis 2020 als Schwer-
punkt in das Operationelle Programm EFRE die
Förderung dieser kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen in den Fokus zu stellen. Hierzu gehört
neben der Stärkung der Forschungs- und Grün-
dungskultur und Innovationsfähigkeit der Unterneh-
men in Thüringen auch die Bereitstellung und Ver-
gabe von Mikrokrediten oder günstigen Darlehen
für die kleinen und mittelständischen Unternehmen.
Haben wir, ist ja okay, wir würden uns freuen, wenn
das weiter ausgebaut werden könnte.

Aber all das auch Kritische rechtfertigt natürlich
nicht wirklich, davon zu reden, meine Damen und
Herren von der FDP, dass es ein Misstrauensver-
hältnis der Thüringer Wirtschaft oder des besagten
Verbandes gegenüber der Wirtschaftspolitik des
Landes so in Gänze gibt. Ich meine, es gibt positive
Beispiele. Wir haben ein Nachhaltigkeitsabkommen
in Thüringen. Wir haben eine Initiative „Thüringen
braucht dich“, wir haben Qualifizierungsberatungen.
Das alles - und das will ich zum Schluss sagen -
heißt, gemeinsam Wirtschaftspolitik in diesem Land
zu konzipieren. Das sollten wir weiter ausbauen.
Von diesem gemeinsamen Anliegen habe ich aller-
dings vonseiten der FDP in dem Saal nichts gehört,
meine Damen und Herren. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Präsidentin Diezel:

Danke schön, Herr Abgeordneter. Wir haben keine
Redezeit mehr für die Fraktionen. Das Wort hat die
Landesregierung. Herr Minister Machnig, bitte.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, auf diese Aktuelle Stunde habe ich lange
gewartet.
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(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Auf diese Aktuelle Stunde habe ich mich intensiv
gefreut, denn sich von der FDP wirtschaftspolitisch
kritisieren zu lassen,

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Das ist doch immer wieder etwas Schönes.)

das ist immer wieder nett, vor allen Dingen - und
darauf habe ich häufig hingewiesen -, wenn man
auf die wirtschaftspolitischen Kompetenzwerte der
FDP im Bund und im Land schaut,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

die wahrscheinlich gar nicht messbar in der Lan-
despolitik sind, weil es außer Nörgeln, außer Bes-
serwisserei keinen intellektuellen Beitrag der FDP
zur Wirtschaftspolitik gibt. Da ist eine Legende und
ein Mythos, dass dies eine Wirtschaftspartei sei, die
FDP ist eine Klientelpartei.

Deswegen will ich auch mal sagen, Herr Abgeord-
neter Barth, diesen Auftritt kann ich mir nur wie folgt
erklären: Der Hormonspiegel seit Sonntag in Nie-
dersachsen, die Blutzufuhr des Koalitionspartners
von 9,9 Prozent muss zu dieser Rede geführt ha-
ben. Eine andere Erklärung, meine sehr geehrten
Damen und Herren, finde ich dafür nicht, weil das,
was hier als These in den Raum gestellt wird,

(Unruhe DIE LINKE)

führt dazu - und, Herr Barth, das hätten Sie dem
Parlament zur Kenntnis geben müssen -,

(Unruhe FDP)

dass der VWT sich von Ihnen distanziert.

(Beifall SPD)

Dazu will ich Ihnen - und das hätten Sie hier verle-
sen sollen - einen Brief des VWT an Sie, der mir
auch zur Kenntnis gegeben worden ist, verlesen.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Ja, bitte.)

Das hätte zur Redlichkeit gehört, zur Redlichkeit
dessen, was Sie hier vorgetragen haben. Das
macht auch klar, über welche hervorragenden Kon-
takte Sie in die Wirtschaft verfügen. Die distanzie-
ren sich von Ihnen, weil, wer solche Partner hat,
braucht keine Feinde mehr, lieber Herr Barth.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nun lese ich den Brief vor - ich zitiere. Den lese ich
jetzt in aller Länge vor, weil das ein wunderbarer
Brief ist. Der sollte auch im Protokoll des Parla-
ments nachzulesen sein. „FDP-Fraktion im Thürin-
ger Landtag, Fraktionsvorsitzenden Herrn Uwe
Barth, Jürgen-Fuchs-Straße 1, 99096 Erfurt.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrter Herr Barth, ich freue mich, dass un-
sere Jahresumfrage 2013 ‚Wachstum in Zukunft’
auf so großes Interesse in der FDP-Fraktion gesto-
ßen ist. Selbstverständlich steht es jedem frei, die
Ergebnisse der Umfrage als Grundlage für eine po-
litische Diskussion zu nutzen.“ - und jetzt kommt es
- „Ihre Schlussfolgerung, wie sie im Antrag der
FDP-Fraktion auf eine Aktuelle Stunde im Landtag -
Drucksache 5/5488 - zum Ausdruck kommt, teilt der
Verband jedoch ausdrücklich nicht. Sie ist auch
nicht in dieser von Ihnen gewählten Formulierung
aus den Ergebnissen der Umfrage abzulesen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie gestatten, dass ich der Ministerpräsidentin und
dem Wirtschaftsminister dieses Schreiben zur
Kenntnis gebe. Mit freundlichen Grüßen Stephan
Fauth.“ So sehen Klatschen aus,

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

eine richtige Klatsche, die Sie bekommen haben,
und zwar verdient, weil Sie eines versuchen, weil
Sie nichts zu sagen haben, wollen Sie sich an der
deutschen Eiche reiben. Das bin in diesem Falle
ich, manchmal sind es andere Eichen.

(Heiterkeit im Hause)

Dieses Mal bin ich die deutsche Eiche, an der Sie
sich reiben wollen, weil Sie ansonsten nichts zu sa-
gen haben.

Jetzt komme ich mal zu den Fakten, Herr Barth,
und das, wie gesagt, weil am Ende man immer ei-
nes tun muss, man darf nie an die eigene Propa-
ganda glauben. Ich tue das nicht. Deswegen sage
ich mal eines:

(Heiterkeit im Hause)

Was Sie hier gemacht haben - ja, ich tue das nicht -
, das war Propagandismus pur. Das hält den Fak-
ten nicht stand. Ich stelle mal fest, ein amerikani-
sches Wirtschaftsblatt „Site Selection“ hat Thürin-
gen zweimal zu den besten Standorten in ganz
Europa gewählt. Wir haben große Ansiedlungserfol-
ge in den letzten Jahren gehabt, Zalando, redcoon,
Mercedes, Bosch usw. Das sind Erfolge, dafür wür-
den andere Bundesländer die roten Teppiche aus-
rollen, damit ein Unternehmen wie Zalando mit
4.000 Beschäftigten nach Thüringen kommt.

(Beifall Abg. Metz, SPD)

Wir haben in den letzten beiden Jahren 2011 und
2012 die höchste Investitionsquote aller neuen
Bundesländer. Das habe ich mir extra noch mal
aufschreiben lassen, wir haben allein durch die In-
vestitionen, die wir auf den Weg gebracht haben, in
den letzten zwei Jahren 407 Projekte mit 470 Mio. €
bezuschusst und haben damit Investitionen in der
Größenordnung von 2,5 Mrd. angestoßen, haben
darüber 28.100 Arbeitsplätze und 1.500 Ausbil-
dungsplätze geschaffen und gesichert. Das ist die
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Bilanz und mit der müssen Sie sich auseinander-
setzen und nicht hier irgendwelche heiße Luft er-
zählen, weil der Adrenalinspiegel seit Sonntag noch
nicht heruntergekommen ist. Das sind die Realitä-
ten.

(Beifall CDU)

Jetzt will ich noch mal einen Satz sagen zu der Um-
frage, ich habe da mal nachgerechnet.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Guter Minis-
ter, guter Minister!)

In Thüringen gibt es 90.000 Unternehmen, dann
werden 799 befragt, 114 antworten und dann
kommt folgendes Ergebnis raus: 37 Prozent sagen,
wir sind mehr zufrieden, wir sind ganz zufrieden, 14
Prozent wissen nicht und der Rest ist kritisch, das
heißt, 114 durch zwei sind 57, das im Vergleich zu
90.000 Unternehmen ist ein Anteil von 0,06 Prozent
der Unternehmen, die sich an dieser Debatte betei-
ligt haben. Das ist etwa die Größenordnung, 0,06
Prozent, auf die die FDP in Thüringen zusteuert,
meine Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen sage ich mal ganz offen, wer vorurteils-
frei - und ich bin dem Kollegen Heym sehr dankbar
-, darauf schaut, da muss man sagen, natürlich
nehme ich solche Hinweise ernst, natürlich.

(Zwischenruf Abg. Barth, FPD: Das hört man
aus jedem Wort.)

Ja, das nehme ich ernst, nur lasse ich mich nicht -
Herr Barth, verstehen Sie - veräppeln von Ihnen,
weil das, was Sie hier vorgetragen haben, stimmt
gar nicht. Denn wenn man in die Studie schaut, will
ich mal sagen, worum es da im Wesentlichen geht.
Es geht gar nicht so sehr um die Wirtschaftspolitik,
da wird über Bildung was gesagt, über Haushalt,
über Infrastruktur, dort gibt es eine Reihe von Hin-
weisen vonseiten der Unternehmen und die nehme
ich sehr ernst. Natürlich brauchen wir moderne In-
frastruktur, natürlich brauchen wir zum Beispiel Zu-
bringer zu den Autobahnen, zum Beispiel Saalfeld/
Rudolstadt weil ich gerade den Kollegen dort sehe,
wo wir morgen darüber reden werden, eigentlich
gar nicht mein Ressortbereich, aber egal, wir küm-
mern uns darum zusammen mit dem Kollegen Cari-
us, weil das eine wichtige Entscheidung ist, das
steht im Zentrum.

Jetzt muss ich noch mal eines sagen: Mir vorzuwer-
fen, ich würde hier alles schlechtreden, das ent-
behrt nun wirklich jeder Grundlage. Aber was ich
mache,

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Majestätsbe-
leidigung.)

nein, was ich mache, ist - und dabei bleibe ich auch
-, dass ich darauf hinweise, dass das Thema Löhne
ein Standortproblem ist für Thüringen. Sonst ist

nämlich gar nicht erklärbar, warum wir nach wie vor
eine hohe Abwanderungsquote haben, warum wir
beim Einkommen das Land sind, das ganz unten
zusammen mit Mecklenburg-Vorpommern in der
Einkommenstabelle steht, dass wir über 30 Prozent
der Menschen im Lande haben, die unter 8,50 €
verdienen, viele junge Menschen abwandern, dar-
aufhin ist nicht der Standort schlechtzureden, son-
dern es geht darum, dass wir über eine veränderte
Lohnpolitik in den nächsten Jahren die Vorausset-
zungen dafür schaffen, dass wir noch genügend
Fachkräfte haben, damit unsere Unternehmen
wachsen können. Das ist doch die Realität und das
werde ich auch weiterhin tun.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da stimme ich Dieter Hausold ausdrücklich zu,
Wirtschafts- und Arbeitspolitik muss man zusam-
men denken. Wer Wirtschaftsminister ist, muss auf
den Arbeitsmarkt schauen und der Arbeitsminister
muss auch die Wirtschaft verstehen und welche
Rahmenbedingungen dort möglich sind. Das tue ich
und das versuchen wir. Da sage ich ganz offen, ich
mache auf vielen Veranstaltungen ganz andere Er-
fahrungen, was die Akzeptanz der Wirtschaftspolitik
angeht.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Ja, bei Opel.)

Nein, nicht bei Opel. Ich sage Ihnen mal ganz offen,
Sie sind diejenigen, die die Kollegen in Eisenach im
Stich gelassen haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie waren es, die sich in die Büsche geschlagen
haben, als es darum ging, für den Eisenacher
Standort zu kämpfen, und der ist wichtig für Opel,
der ist wichtig für Thüringen, der ist wichtig für die
gesamte Zulieferbranche und das gehört dazu. Ge-
nauso wie Sie das bei Schlecker gemacht haben,
da haben Sie sich auch in die Büsche geschlagen,
haben Tausende von Kolleginnen in die Arbeitslo-
sigkeit geschickt; das ist die FDP, nichts anderes.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe FDP)

Das ist keine Propaganda, Herr Barth. An Ihrem
Wirtschaftsminister Zeil ist die Frage gescheitert,
dass es einen Kredit gibt vonseiten der Landesre-
gierung, alle anderen Länder hätten - an Ihnen ist
das gescheitert und das ist Ihre Verantwortung,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und das müssen Sie den Kollegen erklären. Das ist
die Wahrheit.

(Unruhe FDP)
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Das ist die Wahrheit und nichts anderes, natürlich.
Wie wichtig euch das Thema Wirtschaftspolitik ist,
kann man ja an einem sehen: Ihr habt jetzt den
Herrn Brüderle nach vorn geschickt, damit er den
Bundeswirtschaftsminister im Wahlkampf
verstecken muss, das verstehe ich; der wirkt wie
ein Auszubildender in dieser Debatte und deswe-
gen kann ich verstehen, den zeigt man nicht so ger-
ne in der Diskussion.

Jetzt komme ich noch zu einem Punkt zurück, den
fand ich auch als Höhepunkt, das muss ich wirklich
sagen: Das ist die Frage, dass ich in die USA ge-
reist bin. Ich bin auf Einladung der Friedrich-Ebert-
Stiftung dahin gereist, die haben alle Kosten über-
nommen, die haben mir ein Programm gemacht. Im
Übrigen, Ihr Parteivorsitzender Herr Rösler war auf
Einladung der Naumann-Stiftung in Vietnam. Das
gönne ich ihm.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Wie war
das mit der Propaganda?)

Ach, hör auf - was ist der? Der ist Lernminister,

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

der ist Überlebensminister, der muss sich jeden
Tag gegen euch wehren, damit er überhaupt atmen
kann. Das ist sein Problem.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und jetzt bin ich da eingeladen worden, bin dort
hingefahren, habe mit dem IWF gesprochen, habe
mit der Weltbank gesprochen.

(Zwischenrufe aus der FDP-Fraktion)

Das gehört dazu. Das wissen Sie wahrscheinlich al-
le schon, was die da sagen, wissen Sie schon. Herr
Barth ist so klug, der muss mit niemandem reden,
der weiß, was die Weltbank denkt, ohne mit ihnen
gesprochen zu haben. Das stelle ich hier einmal
fest.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also mit wem habe ich gesprochen? Ich habe mit
Abgeordneten aus dem Kongress und aus dem Se-
nat gesprochen und ich habe daran mitgewirkt -
deshalb fahre ich im Februar wieder hin -, dass es
einen transatlantischen Wirtschaftsdialog gibt. Da
kündige ich schon mal an, damit Sie dann die näch-
ste Kleine Anfrage stellen können, ich werde im Fe-
bruar wieder auf Einladung der Ebert-Stiftung nach
Washington fahren, weil wir dort den transatlanti-
schen Dialog Ebert-Stiftung mit Ökonomen aus
Deutschland mit den USA beginnen werden.

(Unruhe FDP)

Ihr wisst doch noch nicht einmal, wie „Transatlantik“
geschrieben wird, geschweige denn „transatlanti-
scher Dialog“.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Unruhe FDP)

Also das mache ich dort, damit das nur klar ist. Ich
sage einmal offen, wer nicht weiß, was in der Welt
stattfindet, der kann auch nicht Politik für Thüringen
machen. Man muss verstehen, was in der Welt los
ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Alle reden über Globalisierung. Wer die Globalisie-
rung nicht versteht und nicht auch mit im Gespräch
ist an vielen Orten der Welt und mit Sachverständi-
gen redet und sich auch weiterqualifiziert über sol-
che Gespräche, der weiß nicht, worüber er redet.

(Unruhe FDP)

Deswegen überlege ich, Herr Barth, ob ich die
Ebert-Stiftung mal frage, ob ich Sie mitnehmen
darf, damit Sie dann auch an den Gesprächen teil-
nehmen können und Sie sich ein bisschen weiter-
entwickeln können.

Summa summarum komme ich zu folgendem Er-
gebnis: Das, was Sie hier vorgeführt haben, muss
ich sagen, das gehört in die Kategorie „unseriös“.
Sie versuchen, eine Umfrage zu instrumentalisie-
ren. Noch einmal, soll ich es schreiben, soll ich es
verteilen lassen, damit das ganze Parlament - ja,
die distanzieren sich von Ihnen, weil sie sagen, so
macht man nicht Politik. Diese Schlussfolgerungen
sind falsch. Deswegen würde ich Sie gern einmal
auffordern, uns mal einen sachlichen Beitrag inhalt-
lich zu bieten, weil ich den noch nicht gehört habe.
Das habe ich noch nicht gehört und das wäre ei-
gentlich der Punkt.

Ein letzter Satz zu Frau Siegesmund: Was mir am
meisten Schmunzeln macht, mir zu sagen, ich soll-
te mich mehr für erneuerbare Energien einsetzen.
Da muss ich sagen, da schmunzele ich nun breit.
Ich habe das schon getan, ich mache das seit vie-
len Jahren, mache das auch hier. Ich sage ganz of-
fen, wir sind dabei als Land und das ist die Grund-
lage dafür, dass wir hier im Plenum den Landesent-
wicklungsplan,

(Zwischenruf Abg. Untermann, FDP: Den ha-
ben wir schon lange.)

das Landesplanungsgesetz endlich beschließen,
weil wir eine neue gesetzliche Grundlage brauchen.
Das liegt im Parlament vor. Wir können zügig bera-
ten. Wenn wir das haben, können wir auch gezielter
und besser ausbauen. Das ist doch völlig klar.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das Planungsgesetz ist abge-
schlossen.)

Das ist noch nicht abgeschlossen, das ist doch
nicht wahr. Der LEP liegt doch noch hier. Der LEP
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ist hier noch in der Beratung, natürlich. Wir werden
noch bis Mitte des Jahres brauchen, weil darin
wichtige Ziele festgesetzt werden.

Also ich werde nicht nachlassen, weil das das wich-
tigste Instrument ist im Übrigen dafür, die Erneuer-
baren zu fördern. Ich freue mich auf weitere wirt-
schaftspolitische Diskussionen hier im Hohen
Hause, ich freue mich auf viele Anregungen und ich
stimme dem Kollegen Heym ausdrücklich zu, die
Dinge, die dort angesprochen und die auch seriös
sind, ernstzunehmen, aufzunehmen und bei zentra-
len Themen, Infrastruktur, Qualifizierung, aber auch
Löhne, die Rahmenbedingungen für dieses Land so
weiter zu gestalten, dass wir auch noch in zwei,
drei, vier und in fünf und in zehn Jahren einer der
besten, einer der attraktivsten Wirtschaftsstandorte
sind. Wenn wir das gemeinsam machen, dann ha-
ben wir für dieses Land etwas getan. Herzlichen
Dank.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Es ergibt sich aus der Länge der Re-
de des Wirtschaftsministers jeweils für die Fraktio-
nen noch 1 Minute Redezeit. Möchte die in An-
spruch genommen werden? Ich sehe, das ist nicht
der Fall.

Dann schließe ich diesen Teil der Aktuellen Stunde
und rufe auf den dritten Teil

c) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der CDU zum The-
ma: "Erfolgreiche Zusammen-
arbeit am Beispiel Oberhof:
Neue Wege interkommunaler
Zusammenarbeit"
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/5509 -

Ich eröffne die Aussprache mit dem Abgeordneten
Michael Heym von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Heym, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
interkommunale Zusammenarbeit oder kurz IKZ ist
eine Ausprägung des verfassungsrechtlichen
Grundsatzes der kommunalen Selbstverwaltung.
Die wesentlichen gesetzlichen Bestimmungen hier-
zu finden wir in der Thüringer Kommunalordnung
sowie im Thüringer Gesetz über die kommunale
Gemeinschaftsarbeit. Obwohl sich diese Rege-
lungen und damit die kommunalen Kooperationen
in den vergangenen Jahren schon erfolgreich be-
währt haben, wollen wir die interkommunale Zu-
sammenarbeit in Thüringen weiter ausbauen. Dies
gilt insbesondere mit Blick auf die Demografieent-

wicklung und den sich daraus ableitenden Heraus-
forderungen.

Die interkommunale Zusammenarbeit bietet bereits
heute ein enormes Potenzial für eine wirtschaftli-
chere und kostensparendere Aufgabenerledigung
auf nahezu jedem Gebiet der kommunalen Betäti-
gung. Als Beispiel sind an dieser Stelle der Brand-
und Katastrophenschutz, die Gesundheitsämter
oder, um am Beispiel von Oberhof zu bleiben, der
Tourismus als maßgeblicher Wirtschaftsfaktor zu
nennen, gemeinsam mit dem Spitzensport, der
nicht zuletzt ein enormer Werbeträger für die Regi-
on und für unseren Freistaat ist.

Um die Kommune in den nächsten Jahren besser
fördern zu können, haben wir im Haushalt 2013/14
auch 1 Mio. € bereitgestellt. Diese Summe soll und
wird vielfältige Früchte tragen und das Instrument
IKZ weiter vorantreiben.

Ebenso wichtig ist uns eine kompetente Beratung
auf diesem Gebiet. Daher ist es richtig und gut,
dass es dem Thüringer Innenministerium gelungen
ist, den ehemaligen Bürgermeister von Zeulenroda,
den Herrn Frank Steinwachs, als Berater für das
Thüringer Zentrum für interkommunale Zusammen-
arbeit zu gewinnen.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist ein Versorgungsposten, nicht mehr.)

Er soll die Möglichkeiten, Chancen und Bereitschaft
der Kommunen zur Kooperation ausloten, für eine
vertiefte kommunale Zusammenarbeit werben so-
wie Städten und Gemeinden beratend zur Seite
stehen. Beabsichtigt ist zudem die Errichtung einer
kommunalen Anstalt des öffentlichen Rechts. Diese
Rechtsform soll in einer Novelle der Thüringer
Kommunalordnung ihre gesetzliche Ausgestaltung
erfahren,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wo bleibt die Bürgerbeteiligung?)

um künftig insbesondere Dritte leichter in Koopera-
tion zwischen Kommunen mit einbeziehen zu kön-
nen. Dies ist in anderen Bundesländern, zum Bei-
spiel in Hessen, bereits üblich und hat sich be-
währt. Durch die erweiterten Möglichkeiten der Zu-
sammenarbeit können beispielsweise auch Mitar-
beiter besser ausgelastet und damit öffentliche Auf-
gaben in hoher Qualität aufrechterhalten werden.

Mit Blick auf Oberhof bietet die interkommunale Zu-
sammenarbeit bereits zum jetzigen Zeitpunkt zahl-
reiche Möglichkeiten und Chancen, den Standort
als Tourismusdomizil auch in den kommenden
Jahrzehnten weiter effizient zu betreiben und vor-
anzubringen, um die besonderen Aufgaben an die-
sem Standort auch langfristig bewältigen zu kön-
nen.

Mit dem morgen zur Abstimmung stehenden Haus-
haltsbegleitgesetz wird der Weg für einen Zweck-

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 107. Sitzung - 23.01.2013 10131

(Minister Machnig)

http://www.parldok.thueringen.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&LP=5&DokNum=5509&DokArt=Drs


verband geebnet, in dem neben der Stadt Oberhof
der Landkreis Schmalkalden-Meiningen und das
Land beteiligt sein werden. So werden die finanziel-
len Lasten der Sicherung des Spitzensports an die-
sem Standort im Zusammenhang mit den Aufgaben
des Tourismus besser, klarer und auch langfristig
gerecht verteilt.

Meine Fraktion geht davon aus, mit dem Instrument
IKZ den Standort Oberhof mit seinen Aufgaben
langfristig gesichert zu haben. Möge das ein gutes
Beispiel sein für weitere Felder der Zusammenar-
beit auf allen kommunalen Ebenen im gesamten
Freistaat.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Als Nächster hat das Wort der Abge-
ordnete Dirk Adams von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr verehrte Gäste
hier im Thüringer Landtag, liebe Kolleginnen und
Kollegen im Thüringer Landtag, die Aktualität die-
ses Beitrags ist mir nicht ganz klar geworden, aber
sei es dahingestellt. Mit Blick auf Ihren Antrag zur
Aktuellen Stunde und den der SPD stellen wir
GRÜNE fest, zwei Fraktionen, ein Antrag, keine Ko-
alition.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mindestens auf zwei Aspekte in diesen Aktuellen
Stunden trifft das zu, nämlich einmal auf die Frage:
Wie können wir Handlungsspielräume für unsere
Kommunen und Kreise voranbringen, über eine Ge-
bietsreform oder über andere Wege? Und die Fra-
ge: Was hilft Oberhof? Zu Letzterem will ich als
Erstes sprechen.

Was hilft Oberhof? Zunächst einmal natürlich eine
klare und entscheidende Landesregierung. Wir ha-
ben das leider im Augenblick nicht. Seit drei Jahren
doktern Sie in einer Arbeitsgruppe herum, ob man
einen Zweckverband, eine GmbH, versus eine
gGmbH oder einen Verein - wie wir das zusammen-
bringen oder alles so lassen, wie es bisher war, und
Sie kommen nicht zum Ende. Selbst heute - man
könnte ja annehmen, dass der aktuelle Anlass der
Punkt ist, dass die Entscheidung getroffen ist - ha-
ben wir den Zweckverband noch nicht. DIE LINKE
muss in jedem Vierteljahr im Wirtschaftsausschuss
danach fragen: Wie wollt ihr das eigentlich ma-
chen? Das nennen Sie eine erfolgreiche Arbeit? Ich
nenne das keine erfolgreiche Arbeit, denn es ist ein
Herumdoktern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Abg.
Leukefeld, DIE LINKE)

Ich will nur an einem Beispiel - eine Aktuelle Stunde
lässt leider nicht mehr zu - kurz deutlich machen,
wo unsere Kritik an Ihrer, das heißt hier der Ober-
hofpolitik, wenn man es so sagen will, der Koalition
und der koalitionstragenden Fraktionen besteht.
Oberhof braucht Entwicklungspotenziale und Ent-
wicklungsimpulse. Die schafft man nicht dadurch,
dass man sagt, ihr habt alles bisher richtig ge-
macht, bitte lasst es so, wie es gewesen ist. Ihr
habt recht, so wie ihr das gemacht habt und wenn
jemand anfängt, euch zu kritisieren, stehen wir alle
zusammen und wehren uns dagegen. Das ist nicht
der Weg, wie man Impulse auslöst.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das macht
doch auch keiner.)

Impulse, sehr geehrter Herr Heym, löst man nur
aus, indem man eine Kritik an den Anfang stellt.
Diese Kritik umfasst in Oberhof einen - und das ha-
ben Sie hier wieder gebracht - anderen Blick. Sie
verbinden seit Jahrzehnten in diesem Ort Spitzen-
sportförderung und Tourismusförderung. Sie kön-
nen zu Recht argumentieren - da gebe ich Ihnen
ausgesprochen recht -, dass Sie an zwei Wochen-
enden eine Werbung für diesen Standort machen,
für Oberhof machen, nämlich wenn wir Rodelwett-
kämpfe, Weltcuprennen und Ähnliches haben, und
Biathlonwettkämpfe. Da haben Sie zwei Wochen-
enden, an denen Sie

(Zwischenruf Abg. Baumann, SPD: Drei.)

30.000 Besucher haben. Aber Sie vergessen bei all
Ihrer Förderung, was Sie an den 350 Tagen über
dieses Jahr machen, wo Sie 1.000 Besucher hät-
ten. Hier ist einfach der Förderansatz dieser Lan-
desregierung auch in dieser Legislatur falsch ge-
wählt und darüber muss man debattieren. Darüber
sollte man debattieren.

Jetzt kommen wir zu der Frage interkommunale Zu-
sammenarbeit. Die CDU kniet förmlich vor diesem
Begriff und es soll die letzte Lanze sein, die Sie ha-
ben gegen eine Gebietsreform,

(Beifall Abg. Kuschel)

die Sie scheuen, wie der Teufel das Weihwasser.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, haben
Sie es in der CDU noch nicht verstanden? Der Thü-
ringen-Monitor sagt es Ihnen, die Staatskanzlei
sagt es Ihnen mittlerweile, die Beamten der GdP
sagen es Ihnen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Welche
Staatskanzlei?)

Welche Staatskanzlei? Die Thüringer Staatskanzlei
hat eine Arbeitsgruppe zusammengestellt und de-
ren Ergebnisse scheinen Sie nicht zu mögen, Herr
Fiedler. Sie mögen sie nicht und deshalb sind Sie
hier als Claqueur unterwegs.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Sie alle sagen Ihnen, wir brauchen eine Gebietsre-
form, sonst führt kein Weg weiter. Wir GRÜNE fü-
gen noch etwas hinzu: Die prognostizierbaren Ef-
fektivitätsgewinne und Einsparungsgewinne können
wir nur realisieren, wenn wir auch mehr Beteiligung
organisieren. Die von Ihnen vorgeschlagene, hier
vorangestellte Kooperation in Oberhof ist keine Ko-
operation wie wir sie uns wünschen. Wir brauchen
eine Kooperation in Bürgerkooperativen, wo Men-
schen zusammenarbeiten oder Gemeinden zusam-
menarbeiten, und zwar nicht vertreten durch ihre
Wahlbeamten, sondern vertreten durch ihre Ge-
meinderäte, um Transparenz zu schaffen, dass
man nämlich auch die Frage stellt: Was wollen die
Leute vor Ort?

(Unruhe CDU)

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Ministerpräsidentin ist leider nicht da - die Mi-
nisterpräsidentin hatte in ihrer …

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Zeit ist zu Ende.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ich wollte der Ministerpräsidentin nur noch kurz die
Unterstützung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu-
sagen, die Ergebnisse der Staatskanzleikommissi-
on zur Gebietsreform auch umzusetzen. Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Als Nächster hat Abgeordneter Dirk Bergner von
der FDP-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, die FDP-Fraktion ist ein Verfechter der inter-
kommunalen Zusammenarbeit.

(Beifall CDU, FDP)

Wir haben es immer gefordert. Statt Zwangsge-
bietsreform, so wie es einige Fraktionen hier im Ho-
hen Haus favorisieren, sollten wir in Thüringen auf
das Instrument der interkommunalen Zusammenar-
beit setzen.

(Beifall FDP)

Leider sehen es nicht alle im Hohen Haus so, je-
denfalls nicht, was für eine Chance uns die Zusam-
menarbeit zwischen Kommunen auch über Kreis-
grenzen hinweg bietet. Auch, meine Damen und
Herren, die Landesregierung bleibt unseres Erach-

tens weit hinter ihren Möglichkeiten zurück. Auf ei-
ne Kleine Anfrage der FDP-Fraktion in der Drucksa-
che 5/2436, welche Impulse die Landesregierung
zur Verbesserung der interkommunalen Zusam-
menarbeit bei den Kommunen setzt, gab es diese
bemerkenswerte Antwort: „Die Umsetzung steht in
Verantwortung der Kommunen.“ Impulse zu setzen
und die interkommunale Zusammenarbeit voranzu-
treiben, meine Damen und Herren, sieht aber mei-
nes Erachtens anders aus. Deswegen frage ich
mich, was es jetzt für neue Wege gibt, wie es der
Titel der Aktuellen Stunde suggeriert. Diese Frage
konnte in der Kleinen Anfrage vom September lei-
der auch nicht beantwortet werden. Wenn der neue
Weg die Beteiligung des Landes an kommunalen
Zweckverbänden ist, dann kann ich mir mit dem
Blick auf die Bildung des Zweckverbandes KET und
den E.ON-Deal jetzt schon vorstellen, wie es enden
wird.

(Beifall FDP)

Sie ziehen als Musterbeispiel interkommunaler Zu-
sammenarbeit ausgerechnet ein Beispiel heran, bei
dem es eben nicht in erster Linie um die Zusam-
menarbeit von Kommunen geht. Vielmehr soll das
Land einspringen, weil es die Kommunen aus nach-
vollziehbaren Gründen nicht selbst stemmen kön-
nen. Dafür wollen Sie gleich mal ad hoc die Rechts-
lage ändern, um das Land in einen Zweckverband
eintreten lassen zu können. Eine Herangehenswei-
se, meine Damen und Herren, die bei allem Ver-
ständnis für das Ziel auf den Holzweg führen muss.

(Beifall FDP)

Eines, meine Damen und Herren, ist ein solches
Mischkonstrukt mit Sicherheit von vornherein nicht,
nämlich ein Musterbeispiel für interkommunale Zu-
sammenarbeit. So gesehen, liebe Kolleginnen und
Kollegen, haben Sie bei aller Sympathie für das
Thema interkommunale Zusammenarbeit mit dem
Titel Ihrer Aktuellen Stunde und mit dem Inhalt Ih-
res Vortrags schlicht das Thema verfehlt.

(Beifall FDP)

Ich finde den Titel der Aktuellen Stunde aber auch
aus einem anderen Grund sehr gewagt. Erfolgrei-
che Zusammenarbeit am Beispiel Oberhof. Als be-
achtlich kann ich bisher nur die Höhe der Gelder
bezeichnen, die in Oberhof geflossen sind und
noch fließen werden. Was aber aus Oberhof wird
und wie es sich entwickelt, das ist doch die alles
entscheidende Frage. Diese können aber weder
Sie von der CDU noch Sie von der SPD beantwor-
ten. Auch das Konzept baut auf gewagten Progno-
sen auf, bei denen der eine oder andere Experte
die Arme über dem Kopf zusammenschlägt. Und
sich hier mit einer Aktuellen Stunde, meine Damen
und Herren, für etwas feiern zu lassen, für das es
noch nicht den geringsten Anlass gibt, das finde ich
schon sehr bemerkenswert.
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(Beifall FDP)

Oberhof, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist ein
großes Sport- und Tourismusgebiet und als deut-
sches Wintersportzentrum bekannt, es ist für Thü-
ringen ein Aushängeschild und das - das ist selbst-
verständlich gar keine Frage - 2011 mit rund
405.000 Übernachtungen und fast 130.000 Gästen
in den Beherbergungsstätten. Wir können also nur
für Thüringen hoffen, dass Oberhof, so wie Sie es
von Ihrem Konzept her gern sehen würden, eine
Erfolgsgeschichte wird und kein Fass ohne Boden.
Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Fraktion DIE LINKE hat das
Wort Abgeordneter Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die CDU will die kommunale Gemein-
schaftsarbeit intensivieren. Das wollen wir als LIN-
KE auch, allerdings sind die Motivlagen zwischen
uns grundverschieden. Die CDU möchte die inter-
kommunale Zusammenarbeit deshalb intensivieren,
um eine notwendige Funktional-, Verwaltungs- und
Gebietsreform zu „umschiffen“. Das wird aber mis-
slingen, weil da nach unserer Überzeugung - das
ist unsere Motivation - die interkommunale Zusam-
menarbeit immer ein ergänzendes Element zur Tä-
tigkeit leistungsstarker und bürgerorientierter Ge-
meinden und Landkreise darstellen wird und muss.
Davon sind wir aber meilenweit entfernt. Wir sind
davon überzeugt, dass die gegenwärtigen gesetzli-
chen Rahmenbedingungen der kommunalen Ge-
meinschaftsarbeit nachgebessert werden müssen,
weil die Erfahrungen der letzten Jahre diese Not-
wendigkeit mehr als bestätigt haben. Herr Heym
hat hier verkündet, dass die kommunale Gemein-
schaftsarbeit sich in den letzten Jahren bewährt
hat. Wir haben in diesem Bereich andere Erfahrun-
gen wie auch viele Bürgerinnen und Bürger. Ich
darf an die unsägliche Geschichte der Wasser- und
Abwasserzweckverbände erinnern, diese Proble-
matik ist noch nicht gelöst, beispielsweise der Ab-
fallzweckverband Südwestthüringen mit seiner
Müllverbrennungsanlage in Zella-Mehlis. Dort wer-
den die Defizite der kommunalen Zweckverbände
mehr als deutlich. Wir formulieren es immer so - ich
weiß, dass das etwas überspitzt ist -, kommunale
Zweckverbände sind zumindest demokratieredu-
zierter Raum, weil der Bürger ganz weit weg ist, er
hat kaum eine Möglichkeit, dort mitzuwirken und al-
le Nachbesserungsversuche, insbesondere vonsei-
ten der CDU, sind fehlgeschlagen. Ich darf in die-
sem Zusammenhang an die Möglichkeit der Schaf-
fung von Verbraucherbeiräten erinnern. Diese ha-
ben sich als völlig „zahnloser Tiger“ herausgestellt.

Völlig zahnlos, weil die meisten Empfehlungen, die
dort von ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bür-
gern gegeben werden, auf eine Blockadehaltung
der Bürgermeister in den Verbandsversammlungen
prallen. Ein zweites Defizit ist, dass in den meisten
Zweckverbänden ausschließlich Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister sitzen, keine Gemeinderäte,
keine Stadträte und schon gar nicht Bürgerinnen
und Bürger. Dort sehen wir Nachbesserungsbedarf.
Wenn wir wirklich kommunale Gemeinschaftsarbeit
weiter gestalten wollen, müssen wir diese Hemm-
nisse in der kommunalen Gemeinschaftsarbeit be-
seitigen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr
Heym hat auch hierauf verwiesen, dass die CDU
bzw. die Koalition der Landesregierung vorgeschla-
gen hat, in den nächsten beiden Jahren Projekte
der kommunalen Gemeinschaftsarbeit mit 1 Mio. €
aus den Mitteln des Finanzausgleichs zu fördern.
Herr Heym, es ist einmal falsch, zu sagen, es han-
delte sich hier um Landesmittel, sondern wir
zwacken das der Finanzmasse, die den Gemein-
den verfassungsrechtlich zusteht, ab. Das wäre zu-
lässig, wenn dies gut angelegtes Geld wäre. Aber
Sie wollen eine halbe Million Euro schaffen zu-
nächst einen Versorgungsposten für einen langjäh-
rigen CDU-Bürgermeister. Ich weiß nicht, was die-
ser für eine Vergütung oder Aufwandsentschädi-
gung bekommt, das wissen wir nicht, aber wenn
man tatsächlich die letzten Jahre noch einmal Re-
vue passieren lässt, wird man feststellen: Was will
man mit einer halben Million Euro Projektmitteln för-
dern? Das ist nach unserer Überzeugung Geld an
der falschen Stelle eingesetzt.

(Beifall DIE LINKE)

Nun zum Problem Oberhof. Da können Sie hier dis-
kutieren, wie Sie wollen, da teile ich sogar die Auf-
fassung von Herrn Bergner, FDP. Allerdings, Herr
Bergner, Ihre Auffassung zur kommunalen Energie
Thüringen, also dem Kommunalen Zweckverband,
der die Anteile von E.ON erwerben will, teile ich
nicht. Aber das können wir noch einmal an anderer
Stelle diskutieren. Aber zu dem, was Sie zu Ober-
hof gesagt haben, haben Sie unsere volle Zustim-
mung. Es ist de facto ein völlig neues Konstrukt.
Wo jetzt noch gar keine Rechtsgrundlage entstan-
den ist, soll diese morgen oder übermorgen erst ge-
schaffen werden. Der Innenminister und sein Lan-
desverwaltungsamt sind noch in der Prüfungspha-
se. Also wissen wir gar nicht, ob das alles geneh-
migt wird, kann ja auch noch nicht, denn Sie wollen
das Land mit ins Boot nehmen. Eines steht fest: Wir
kommen auch um Oberhof nicht umhin, über eine
neue Gemeinde oder eine Gemeindeneugliederung
nachzudenken. Nur allein dort einen Zweckverband
mit der Bewirtschaftung der Sportstätten zu beauf-
tragen, ist zu wenig. Da gibt es Signale, die Ober-
hofer sind bereit, Zella-Mehlis auch, aber da müss-
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te das Land mitspielen, weil Zella-Mehlis dies sonst
allein nicht macht.

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Insofern ist es ein Versuch der CDU, wir werden die
Defizite deutlich machen. Wir werden hier noch öf-
ter Gelegenheit haben, über dieses Thema zu dis-
kutieren, spätestens morgen.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Für die SPD-Fraktion hat der Abge-
ordnete Rolf Baumann das Wort.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, Oberhof - ein Ort wie kaum ein anderer in
Thüringen, der die Medienlandschaft teilweise über
Wochen, natürlich hauptsächlich im Winter be-
herrscht und das verbunden mit einer fast durch-
weg positiven Beurteilung. Sieben Wintersportarten
werden dort trainiert, der Olympiastützpunkt stellt
ein Viertel der Kader für die Nationalmannschaften
im Wintersport. Außerdem hat Oberhof 2012
460.000 Touristen gehabt - Herr Bergner ist nicht
mehr da -, das sind die aktuellen Zahlen

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Doch, Au-
gen auf!)

- ach, da oben -, das sind 13 Prozent mehr als
2011. Für die nächsten Jahre sind Investitionen in
Höhe von 35 Mio. € geplant. Oberhof ist ein Aus-
hängeschild für Thüringen und prägt das Thüringer
Bild maßgeblich mit. Das ist ein Erfolg dieser Lan-
desregierung, vor allem der Bereiche aus dem Wirt-
schaftsministerium, Tourismus-, Sport- und Baumi-
nisterium, dass wir diese 35 Mio. € in den nächsten
Jahren investieren können. Dafür möchte ich mich
auch auf diesem Wege noch mal bedanken. Wir
brauchen diese Zusammenarbeit auch weiterhin in
der Zukunft.

Die internationalen Reaktionen darauf - das sage
ich Ihnen, Herr Adams, mit Ihrer ständigen Kritik,
Sie waren nicht mal in Oberhof gewesen, ich weiß
nicht, ob Sie zu einem Wettkampf dort oben waren,
sagen hier an zwei Wochenenden, es sind vier Wo-
chenenden, weil wir nämlich vier Weltcups haben,
das wissen die wenigsten, wir haben die Tour de
Ski, wir haben Biathlon, wir haben Rennrodeln und
wir haben im Juniorenbereich auch noch einen
Weltcup. Die Antwort der internationalen Verbände
ist die Verlängerung der Weltcupveranstaltung im
Biathlon, im Rennrodeln und bei der Tour de Ski.

Das, was Sie tun, auch was Sie in der Presse
schon getan haben, trägt überhaupt nicht dazu bei,
das Bild von Oberhof international zu verbessern,
das trägt nur zur Verschlechterung bei.

(Beifall SPD, FDP)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: … Das ist es ja gerade, das
Schlimme.)

Wenn solche Zweifel aufkommen, dann haben Sie
eine Hauptschuld daran, Herr Adams. Überlegen
Sie sich, was Sie in den letzten Jahren alles für
Presseberichte gebracht haben.

In diesem Zusammenhang muss ich auch sagen,
was denn dort überhaupt passiert. Dort werden -
und da gab es 2008 eine Untersuchung - 86 Mio. €
im Jahr an Bruttoumsätzen in der Region generiert,
71 Mio. € in Oberhof, 3.400 Arbeitsplätze in der Re-
gion und 2.800 in Oberhof. Das heißt auch zwei-
stellige Millionensummen, die an Steuern nach
Thüringen zurückfließen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Darum ist Oberhof so gut?)

Zu dieser ganzen Problematik noch ein Zitat, was
mir sehr gut gefallen hat, des bekannten Trainers
Uwe Müßiggang: „Biathlon ohne Oberhof ist wie
Tennis ohne Wimbledon.“ - und er hat recht. Ober-
hof ist nicht vergleichbar mit anderen Kommunen.
Die Oberhofer Lösung des Zweckverbandes ist da-
her für mich auch nicht verallgemeinerungsfähig.

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Das
ist wie SPD und …)

Es ist eine Zusammenarbeit von Bund, Land, Land-
kreis und Kommune. Oberhof ist in vielfältiger Hin-
sicht auch kommunalrechtlich ein Sonderfall. Das
haben die Gerichte im Februar 2012 eindeutig be-
stätigt. Ich wollte jetzt das Zitat vorlesen, dann
reicht meine Zeit aber nicht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die jetzi-
ge Struktur mit dem Zweckverband war nicht immer
die favorisierte Lösung. Erst eine gemeinsame
Kraftanstrengung von Bund, Land, Kommune und
Landkreis hat diese Organisationsform für die
Sportstätten und den Tourismus ermöglicht. Fakt
ist, ohne das Handlungskonzept dieser Landesre-
gierung, ohne die Arbeitsgruppe der Staatssekretä-
re, also ohne Engagement des Landes hätte es kei-
ne solche Erfolg versprechende Lösung gegeben.
Dies bedeutete eine enorme Kraftanstrengung aller
Beteiligten.

Das Beispiel Oberhof kann aber nicht beispielge-
bend für Thüringen verwendet werden, sonst würde
das Land das finanzielle Risiko überall dort über-
nehmen. Das kann aber, glaube ich, nicht in unse-
rem Sinn sein. Ich bin froh, dass es uns vom Tag X
- und ich kann mich noch genau erinnern, es war
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mit dem Matthias Machnig im Januar 2010 - in nur
drei Jahren - und das entgegne ich auch Ihnen,
Herr Bergner, Sie müssen einmal überlegen, was
da passiert ist - gelungen ist, diesen Investitions-
schub für Oberhof dort zu erreichen. Dies hätten
die Kommune und der Landkreis nie alleine ge-
schafft.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Man soll
den Tag nicht vor dem Abend loben.)

Ja. Das Beispiel Oberhof lässt keine allgemeinen
Rückschlüsse auf die Thüringer Kommunen zu

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Baumann, SPD:

- ja -, weder zu zukünftigen Strukturen noch zu Fra-
gen der kommunalen Zusammenarbeit. Hier passt
keine allgemeine Lösung und es ist auch keine Ant-
wort auf die Gebietsreformfrage. Ich danke für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Seitens der Abgeordneten sehe ich
keine Wortmeldungen mehr. Für die Landesregie-
rung spricht der Innenminister. Bitte sehr, Herr Mini-
ster Geibert.

Geibert, Innenminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, lassen Sie
mich zunächst voranstellen, dass es in Thüringen
bereits heute schon bewährte und erfolgreiche
Möglichkeiten der kommunalen Zusammenarbeit
gibt. Wir haben in Thüringen ein gutes und leis-
tungsfähiges Regelungswerk für die kommunale
Zusammenarbeit. Für eine konsequente Entwick-
lung, die mehr und neuen Gestaltungsspielraum
bringt, ist die Landesregierung offen.

Warum ist kommunale Zusammenarbeit notwendig
und welche Ziele sind damit zu verfolgen? Die an-
gespannte Situation der öffentlichen Haushalte und
die Auswirkungen der demografischen Entwicklung
belasten auch die kommunalen Aufgabenträger. So
ist beispielsweise die Situation in der Region Ober-
hof ja hier im Haus hinlänglich bekannt. Ausgehend
davon erhöht sich der Druck auf die Kommunen,
Aufgaben kostengünstiger und auch effizienter zu
erledigen. Die Aufgabenerledigung durch Zusam-
menarbeit mit anderen Kommunen liegt deshalb
nahe. Selbstverständlich müssen Formen der kom-
munalen Zusammenarbeit wie jede kommunale
Wirtschaftsbetätigung im Rahmen der Verfassung
und der Gesetze und deren Grundintentionen erfol-

gen. Das heißt auch, dass kommunale Zusammen-
arbeit der Daseinsvorsorge und der Verwirklichung
des Gemeinwohls dienen muss.

So sind die typischen Beispiele der kommunalen
Zusammenarbeit die Abfallentsorgung, die Wasser-
versorgung und die Abwasserentsorgung sowie am
Beispiel Oberhof aber eben auch die Tourismusför-
derung. Schaut man sich die kommunale Zusam-
menarbeit in Thüringen an, wird man auf eine Viel-
zahl von Zweckverbänden stoßen, in denen Ge-
meinden und Landkreise bereits erfolgreich ge-
meinsam arbeiten. Dabei gibt es neben kreisüber-
greifenden Zweckverbänden auch länderübergrei-
fende Zweckverbände, wie beispielsweise den am
9. Dezember 2005 gegründeten Zweckverband
Deutsch-Deutsches Museum Mödlareuth, dem die
Landkreise Hof, Saale-Orla, der Vogtlandkreis so-
wie die Gemeinde Töpen und die Stadt Gefell an-
gehören.

Die rechtlichen Grundlagen für eine Zusammenar-
beit der Gemeinden und Landkreise finden sich im
Thüringer Gesetz über die kommunale Gemein-
schaftsarbeit. Das Gesetz beschränkt sich dabei im
Wesentlichen auf die möglichen Formen der kom-
munalen Zusammenarbeit und verschiedene zwin-
gende Vorschriften über die innere Verfassung.
Trotz einer großen Anzahl von Regelungen bleibt
den Kommunen für die kommunale Zusammenar-
beit ein erheblicher Spielraum. Die Kommune ent-
scheidet, in welcher Form eine kommunale Zusam-
menarbeit organisiert werden soll. Die gemeinsam
erledigten Aufgaben können Aufgaben des eigenen
Wirkungskreises oder auch des übertragenen Wir-
kungskreises sein.

Das Gesetz gibt aber auch die Möglichkeit für ganz
neue Wege. So besteht grundsätzlich auch die
Möglichkeit der Mitgliedschaft des Landes in einem
Zweckverband. Diese spezielle Beteiligung ist auch
für einen Zweckverband Thüringer Wintersportzen-
trum vorgesehen, der in der Region Oberhof ge-
meinsam mit der Stadt und dem Landkreis die Auf-
gabe der Förderung des Tourismus in der Stadt
Oberhof, die Betreibung und die Entwicklung der
Freizeit- und Erholungseinrichtungen und des
sportlichen Lebens jeweils, soweit es die auf den
Zweckverband übertragenen Sport- und Tourismus-
anlagen betrifft, wahrnehmen soll und, Herr Abge-
ordneter Adams, entgegen Ihren Ausführungen
auch in Kürze wahrnehmen wird. Über diese Ge-
staltungsmöglichkeiten ergeben sich neue Chancen
der Zusammenarbeit und der Finanzierung wichti-
ger Aufgaben. Aus meiner Sicht sind die vielfältig
bestehenden Möglichkeiten der kommunalen Zu-
sammenarbeit noch längst nicht überall vollständig
ausgelotet, hier liegen noch erhebliche Effizienzre-
serven. Deshalb wurde im Innenministerium ein
Zentrum für interkommunale Kooperation eingerich-
tet. Der ehemalige Bürgermeister von Zeulenroda-
Triebes, Herr Frank Steinwachs, unterstützt dieses
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Zentrum. Aufgabe des Zentrums ist es, für vertiefte
kommunale Zusammenarbeit zu werben sowie den
Städten und Gemeinden beratend zur Seite zu ste-
hen. Dabei sind Möglichkeiten, Chancen und Be-
reitschaft der Kommunen zur Kooperation auszulo-
ten und Impulse zu geben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich zusammenfassen: Der Freistaat macht mit
seinem heute schon bestehenden umfassenden
Regelwerk ein Angebot an seine Gemeinden und
Landkreise, nämlich durch Formen der Zusammen-
arbeit eine bessere, effizientere und kostengünsti-
gere Aufgabenerledigung zu erreichen. Die Annah-
me des Angebots liegt in der Verantwortung der
Gemeinden und Landkreise im Rahmen ihrer kom-
munalen Selbstverwaltung. Wir sind offen für die
unterschiedlichsten Formen der kommunalen Zu-
sammenarbeit, die das schon jetzt bestehende An-
gebot sinnvoll und gewinnbringend ergänzen und
erweitern können. Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich schließe den dritten Teil der Aktuelle Stunde
und rufe auf den vierten Teil

d) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der SPD zum The-
ma: „Das Handlungskonzept
Oberhof als Beispiel einer er-
folgreichen Wirtschafts-, Tou-
rismus- und Sportpolitik“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/5516 -

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort an
Frau Abgeordnete Taubert.

Abgeordnete Taubert, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, die kleine Verunsicherung
im Raum will ich gern aufklären, wir wollen Zeit
sparen, und da Tourismus- und Sportpolitik betrie-
ben wird, in dem Antrag gelobt wird, wie ich anneh-
me, wollen wir uns reinteilen.

Meine Damen und Herren, wir wollen zu dem The-
ma Sportpolitik in Oberhof etwas sagen. Sie wissen
das, zumindest die, die schon einmal in Oberhof
gewesen sind, die entweder als Touristen dort wa-
ren oder eben auch als sportbegeisterte Menschen
dort waren oder selbst dort Sport getrieben haben,
dass es ein wichtiger Standortfaktor ist sowohl im
Tourismus, aber eben auch im Sport. Wir haben
sportliche Events, sie sind angesprochen worden,
von der Tour de Ski bis zum Biathlon über die Welt-

meisterschaften im Rodeln. Wir haben viele andere
Bereiche des Sports, die Oberhof so bedeutend
machen, und das nicht ohne Grund. Es ist eine alte
Tradition, die in Oberhof gepflegt wird, der Winter-
sport insgesamt. Wir haben dies nur erreichen kön-
nen und auch halten können in den letzten 20 Jah-
ren, weil wir ein besonders hohes Engagement aller
Verantwortlichen in dem Bereich des Wintersports
haben. Ich will die Trainer, die Betreuer anspre-
chen, die Mitarbeiter des Olympiastützpunkts und
des Wintersportzentrums und natürlich auch die
vielen Athletinnen und Athleten, die sechs Bundes-
stützpunkte durch das Bundesministerium des In-
neren, die anerkannt wurden. Das, was wir in Ober-
hof vorfinden, gibt es in Deutschland nicht noch ein-
mal. Wir haben im Skilanglauf, im Biathlon, in der
Nordischen Kombination, im Bobsport, im Rennro-
deln und im Skeleton Bundes- und Landeskader,
die in Oberhof trainieren. Für diese Bundesstütz-
punkte wurden durch Bund, Land und mithilfe auch
des Landkreises Schmalkalden-Meiningen der Be-
trieb und die Investition von Sportanlagen in den
letzten 20 Jahren mit über 60 Mio. € gefördert.

(Beifall SPD)

Das ist aller Ehren wert und das hat auch Ergebnis-
se, auf die wir alle stolz sind. Wenn Sie mal schau-
en, im Bereich des Sports gilt die Aufmerksamkeit
eines sehr breiten Publikums über Deutschland hin-
aus natürlich zum einen dem Fußball und profes-
sionell natürlich auch dem Rennsport, aber an drit-
ter Stelle steht der Wintersport. Da sind wir nicht
nur gut, sondern da sind wir sehr gut. Seit 1992 gibt
es 230 Medaillen bei Olympischen Spielen und bei
Weltmeisterschaften. Diese gewannen Thüringerin-
nen und Thüringer, die am Stützpunkt Oberhof trai-
niert haben, trainiert wurden. Es ist die beste Wer-
bung, wie wir finden, für den Freistaat Thüringen,
für die Region Oberhof und für die Bundesrepublik
Deutschland.

Zusätzlich geht davon natürlich auch ein ungeheu-
rer Sogeffekt aus, nämlich auf die Jugend. Jeder,
der ein Vorbild hat, der zum Beispiel sagt, ich will
so werden wie André Lange, der hat ein Ziel vor
Augen. Auch das bietet Oberhof in sehr intensiver
Weise. Wenn wir von Oberhof sprechen, sprechen
wir von einer gesamten Region um Oberhof herum.

Das Aufgabenspektrum des Thüringer Wintersport-
zentrums Oberhof wird komplettiert durch sehr gute
Bedingungen, die das Sportgymnasium in Landes-
trägerschaft für die Entwicklung des sportlichen
Nachwuchses sowie die Bundeswehrsportförder-
gruppe für die soziale Absicherung der vielen Bun-
deskaderathleten am Standort Oberhof bieten.
Auch das, denke ich, sind Zahlen, die sich sehen
lassen können. Zurzeit trainieren 130 Bundes- und
85 Landeskader in Oberhof. Auch das ist einmalig
für Deutschland.
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Das war unter anderem vor einigen Jahren auch
Anlass, gemeinsam mit dem Bund und dem Land-
kreis die DKB-Skisporthalle in Oberhof zu errichten.
Das sind auch diese Zwänge, die am Ende dazu
führen, dass wir uns entschieden haben, in diesem
Zweckverband alles zusammenzuführen, was Sport
betrifft, und zum Teil auch Tourismus. Ich denke,
das wird die beste Grundlage dafür sein, dass wir
auch in Zukunft solche Erfolge für Deutschland ein-
fahren können. Für Thüringen ist das tatsächlich et-
was, was wir uns erhalten müssen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete, Ihre Redezeit ist zu Ende, als
Ministerin hätten Sie es anders gehabt.

Abgeordnete Taubert, SPD:

Ganz herzlichen Dank, Frau Präsidentin. Ja, die Mi-
nisterin ist auch zu Ende. Danke.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Dann rufe ich für die FDP-Fraktion den Abgeordne-
ten Kemmerich auf.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Zuschauer auf den Rängen, natürlich
auch im Internet, es geht um Oberhof. Meine Da-
men und Herren, ich denke, da ist sich das Hohe
Haus ausnahmsweise einig, Oberhof als herausra-
gender Tourismus- und Sportstandort als Werbe-
botschaft für Thüringen über die Grenzen Thürin-
gens hinaus zu erhalten. Ich denke, das ist unser
aller Ziel. Was allerdings ein bisschen seltsam ist -
und das mehrt sich nicht nur durch die Überschrift -
„auf Antrag der SPD ‚Das Handlungskonzept Ober-
hof als Beispiel’ - ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis - ‚ei-
ner erfolgreichen Wirtschafts-, Tourismus- und
Sportpolitik’“ zu feiern. Liebe Regierung, scheinbar
lobt Sie jemand nicht ausreichend, vielleicht auch
niemand, so dass Sie es hier selber übernehmen
müssen. Es wird dadurch genährt, dass erst die Mi-
nisterin - wo immer sie ist - und dann der Staatsse-
kretär wahrscheinlich auch noch oder Herr Machnig
noch mal hier die Politik der Regierung zu loben
hat.

Ich komme auf einen Aspekt zurück. Wir diskutie-
ren das schon sehr lange auch im Wirtschaftsaus-
schuss und auch sehr häufig, was durchaus der
Wichtigkeit dieses Standortes zugute kommt. Wir
haben lange Zeit diskutiert, dass wir eine gemein-
nützige GmbH mit den Sportstätten Oberhofs be-
gründen. Die Konzepte waren geschrieben und
auch sehr weit gediehen. Auch die Investitionsmaß-
nahmen am Standort laufen nun seit Langem. Es

ist nur - ich zitiere auch hier -, Gremienbeschlüsse
bedenken hinsichtlich der anteiligen Aufgaben der
Förderung des Spitzensportes als kommunale Auf-
gabe und einer gegebenenfalls daraus resultieren-
den Ablehnung der Verbandssatzung ist im Ergeb-
nis der Beratung der Staatssekretäre am 8. März
des letzten Jahres einvernehmlich festgelegt wor-
den, dem Kabinett Variante 1 „Umstrukturierung der
Oberhof Sport GmbH zu einer gemeinnützigen
GmbH“ vorzulegen. Am 28.12. konnten wir zumin-
dest - wie Frau Taubert hier auch ausführte - nun
entnehmen, dass jetzt doch geplant wird, einen
Zweckverband zu gründen. Den Sinneswandel ha-
ben Sie uns allerdings nicht erläutert.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, vor allem liebe Steuer-
zahler, hier sollten wir ganz wachsam sein, denn
der Zweckverband eröffnet dann auch durch die
Änderung Kommunalrecht und der Zweckverband
eröffnet durch den direkten Zugriff auf die Haftungs-
masse des Freistaats eine notfalls auch unbegrenz-
te Haftung des Steuerzahlers.

(Beifall FDP)

Ich denke, wir sollten hier alles tun, das hat nichts
mit dem Konzept Oberhof und mit unserer Anerken-
nung für Oberhof als Sportstätte zu tun, aber wir
sollten alles auch im Sinne der Steuerzahler tun,
hier keinen Schattenhaushalt aufzumachen, der
uns irgendwann böse auf die Füße fällt und Haf-
tungstatbestände begründet, die der Steuerzahler
teuer zu bezahlen hat

(Beifall FDP)

und zukünftige Generationen auch auszugleichen
haben. Da ist dann eine Analogie, mein Kollege
Bergner hat es gesagt, auch zu dem Verfahren um
E.ON zu ziehen, deren Aufklärung wir am Freitag
mit Freude erwarten.

Zu der aktuellen Förderpolitik, die ach so erfolg-
reich ist: Zu begrüßen ist eine weitere Investition in
die Sportinfrastruktur von ca. 8,5 Mio. €. Ich denke,
das ist wichtig genug und ich will jetzt nicht sagen,
man kann da nicht genug investieren, aber das ist
ein Mindestbeitrag, um die Sportstätten in Oberhof
auf Weltniveau, auf internationalem Niveau zu hal-
ten, um die Austragungsorte für Tour de Ski, Welt-
cup-Events und auch andere Events nachhaltig zu
sichern, denn der Wettbewerb hört ja nicht auf. Vor
20 Jahren haben wir unter Europa die Wettbe-
werbsorte noch aufteilen können, inzwischen haben
wir auch hier Globalisierung, die wir begrüßen, das
bringt uns aber auch in die Not und in die erfreuli-
che Lage, hier weiter zu modernisieren; das tut
Oberhof gut, das tut Thüringen gut.

(Beifall FDP)

Fraglich wird es allerdings dann schon, ob es Sinn
macht, in der Stadt Oberhof für über 10 Mio. € eine
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neue Verkehrsinfrastruktur, Stadtinfrastruktur zu
schaffen. Die Frage ist tatsächlich, ist es Aufgabe
des Steuerzahlers, für über 10 Mio. € den Markt-
platz um 500 Meter zu verlegen mit Umbau einer
Fernstraße und ähnliche Strukturen; wie gesagt,
hier reden wir von 10 Mio. €, das sind ja schon mal
anderthalb Millionen mehr, als wir in die Sportstät-
ten investiert haben.

(Beifall FDP)

Was wirklich fraglich bleibt, ist hier, dass wir nun
zum dritten Mal den Versuch starten, eine Therme
nicht nur mit Wasser zu füllen, sondern auch mit
Leben, mit unternehmerischem Leben zu füllen,

(Beifall FDP)

und hier weitere 8,7 Mio. € direkt investieren. Hier
fällt mir manchmal die Definition von Wahnsinn ein.
Mehrfach das Gleiche zu versuchen und auf ein an-
deres Ergebnis zu hoffen, ist Wahnsinn. Aber ob
das wirklich ein Beispiel einer erfolgreichen Wirt-
schafts-, Tourismus- und Sportpolitik ist, das bleibt
hier die Frage. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe für die CDU-Fraktion den Abgeordneten
Wucherpfennig auf.

Abgeordneter Wucherpfennig, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Ober-
hof ist vielen Sportinteressierten auf der ganzen
Welt ein Begriff, insbesondere denen, die ein Faible
für den Wintersport haben. Oberhof wird - interna-
tional betrachtet - mit dem Wintersport, wie gesagt,
in Verbindung gebracht und insbesondere dem Bi-
athlon. Oberhof und somit aber auch Thüringen ist
Anfang eines jeden Jahres im Winter Blickpunkt
des internationalen Sportgeschehens und entspre-
chend in den Sportnachrichten vertreten. Oberhof
ist mit dem Biathlon-Weltcup und anderen Großver-
anstaltungen jedes Jahr auf internationaler Bühne
im Rahmen von Events, die weit über die Grenzen
Thüringens und Deutschlands hinausgehen. Wenn
man auf der internationalen Bühne ist, sollte die
Darstellerin, die Stadt Oberhof, auch repräsentativ
sein, kurzum, unsere Braut, die Stadt Oberhof, soll-
te hübsch und attraktiv sein.

Landesplanerisch, städtebaulich, wirtschaftlich und
touristisch betrachtet, hat unsere Repräsentantin al-
lerdings noch einige Entwicklungsrückstände trotz
der jahrelangen Förderung; ich denke da an den
Kunstrasenplatz, ich denke an die Sporthalle, an
die Modernisierung der Schanzen, an die Moderni-
sierung der Bob- und Rodelbahn, an den Umbau
und die Sanierung des Sportgymnasiums und vie-
les mehr. So gilt es, die immer noch vorhandenen
Rückstände möglichst schnell zu beseitigen, um

den internationalen, aber auch unseren eigenen
Anforderungen gerecht zu werden. Diese Heraus-
forderung hat der Freistaat angenommen, Oberhof
ist uns lieb und teuer

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Vor allen Din-
gen lieb.)

und so gibt es seit Anfang 2011 auch ein Hand-
lungskonzept „Oberhof“.

Der Landtag stellt dafür die notwendigen Mittel be-
reit, verschiedene Ministerien bewilligen die einzel-
nen Projekte, der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit
und Technologie begleitet intensiv die Projekte und
das Projekt Oberhof schlechthin - es ist bereits ge-
sagt worden - intensivst und das seit dem Jahr
2011. Ich gehe davon aus, dass der Ausschuss das
Projekt weiter begleiten wird bis zum Ende dieser
Legislaturperiode. Sie sehen daran, Oberhof be-
deutet uns viel, Oberhof ist es uns wert. So wie bis-
her sollten wir Oberhof auch künftig weiterent-
wickeln. Vielen Dank.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Immer weiter so.)

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Frau Abgeordnete
Leukefeld das Wort.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich bin
jetzt ein bisschen belustigt und freudig überrascht,
dass jetzt wahrscheinlich überall in diesem Haus
angekommen ist, dass Oberhof das Wintersport-
und Tourismuszentrum in Thüringen ist mit einer
großen Ausstrahlungskraft auch über die Grenzen
Deutschlands hinaus, international. Toll, toll.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Gut, dass Sie
das noch mal gesagt haben.)

Ja, ich habe das hier schon öfter gesagt, aber das
wurde immer so ein bisschen in Abrede gestellt. Im
Übrigen ist das keine neue Erkenntnis, das muss
man noch einmal sagen. Insofern habe ich mich im-
mer gewundert, warum wir dazu jetzt eine Aktuelle
Stunde brauchen, denn seit drei Jahren gibt es das
Handlungskonzept. Ich habe hier auch öfter gesagt,
es ist, wenn man es richtig liest, nicht das Hand-
lungskonzept des Wirtschaftsministers für Oberhof,
sondern der Landesregierung. Insofern muss es
auch gemeinschaftlich umgesetzt werden. Wir wis-
sen alle, das ist hier auch schon formuliert worden,
wie schwierig das in den letzten drei Jahren war,
insbesondere im vergangenen Jahr. Letztendlich
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weiß ich, dass die Weichen für einen Haushalt der
Stadt Oberhof Ende des Jahres am Tisch der Mi-
nisterpräsidentin gestellt wurden, weil viele Ministe-
rien hier eine Rolle spielen. Letztendlich wird es nur
gut, wenn alle miteinander umgehen. Insofern, mei-
ne Damen und Herren, habe ich auch ein gewisses
Verständnis, dass man sich heute einmal freut,
dass der Monat Dezember des vergangenen Jah-
res zum Monat der Scheckübergabe ernannt wurde
und wir so im Wochenrhythmus sehr schöne Fotos
von glücklichen Menschen mit Schecks und großen
Summen in der Presse sehen konnten.

Die Weichen sind gestellt, damit das, was im Hand-
lungskonzept steht, auch tatsächlich Realität wer-
den kann. Zumindest finanziell sind die Vorausset-
zungen geschaffen. Ich erspare mir, jetzt im Einzel-
nen noch einmal zu sagen, um welche Summen es
da geht. Ich sage aber, das ist nur die Vorausset-
zung dafür, ohne Geld geht es nun wirklich nicht.
Es kommt eine zweite wichtige Voraussetzung da-
zu, das sind nämlich die strukturellen Vorausset-
zungen, dass es was werden kann, dass Menschen
motiviert, mobilisiert werden, dass es ein gutes Ma-
nagement vor Ort gibt, um das, was dort jetzt finan-
ziell da ist, tatsächlich auch umzusetzen. Da gibt es
im Handlungskonzept schon etwas Zeitverzug und
da müssen wir gemeinschaftlich aufpassen, denn
das Beste an dem Monat Dezember war ja, glaube
ich, die internationale Entscheidung, dass Oberhof
auch als internationaler Wettkampfort für Weltcups,
für große internationale Veranstaltungen noch bis
2018 bereitsteht. Das bringt uns auch in Zugzwang,
das tatsächlich so umzusetzen. Die Abgeordnete
Taubert hat vorhin hier gesprochen und gesagt,
dass es gerade für den Sport - da denke ich auch
an Olympia und den Nachwuchsleistungssport,
usw. - dringend erforderlich ist, das alles zu tun.
Wie gesagt, dazu brauchen wir Strukturen. Die sind
aus meiner Sicht zwar angedacht, aber noch lange
nicht in Sack und Tüten. Wir haben lange gehört,
dass es diese OSG sein soll, jetzt wird es der
Zweckverband. Ich habe gar nichts dagegen, man
muss die beste Variante nehmen, aber man muss
es jetzt umsetzen und es muss in Fahrt kommen
und die Menschen, die dort Verantwortung über-
nehmen, müssen letztendlich auch die Verantwor-
tung tragen, das letztendlich jetzt so umzusetzen.
Ich kann Ihnen hier versichern, dass wir weiterhin
als Fraktion DIE LINKE und ich im Besonderen,
denn es ist mein Wahlkreis, da liegt mir Oberhof
besonders am Herzen, dafür sorgen werden, dass
wir diesen Gesamtprozess, diese große Herausfor-
derung kritisch und gut begleiten. Gut im Sinne, wir
wollen hier nicht etwas zerreden, sondern wir wol-
len, dass es vorwärtsgeht und dass es was wird.
Die Therme sollte, wie seinerzeit schon mal festge-
legt, am 16. Dezember eröffnet werden. Es soll jetzt
Mitte des Sommers werden, Herr Minister, Früh-
sommer, haben Sie gesagt. Ich glaube, das wird
auch was, wenn wir alle Obacht geben. Im Wirt-

schaftsausschuss und auch anderswo, denke ich,
werden wir regelmäßig auch weiterhin das Thema
„Umsetzung der Handlungsstrategie Oberhof“ auf
die Tagesordnung setzen, um zu sichern, dass das,
was beschlossen ist, was die Landesregierung sich
vorgenommen hat, auch Realität wird. Das sind wir
nicht nur den Menschen, die dort auch Hoffnungen
hineinsetzen, schuldig, sondern auch der Entwick-
lung des Wintersports und des Tourismus im Frei-
staat Thüringen. Ich bedanke mich.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Abgeordnete Siegesmund das Wort.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, wenn sich alle so einig sind, warum brau-
chen wir dann zwei Aktuelle Stunden zum gleichen
Thema?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn sich alle so einig sind in der Koalition, warum
bringen Sie nicht hier gemeinsam einen Antrag ein
und lassen uns substanziell aufgrund einer Vorlage
von anderthalb Seiten diskutieren? Wenn sich alle
so einig sind, warum stehlen Sie uns dann die Zeit
unter der Überschrift „Alles wird gut“? Ich habe hier
heute nichts Neues gehört, nichts. Auch wir als
GRÜNE freuen uns mit der heimlichen Hauptstadt
des Biathlons in der ganzen Bundesrepublik, in
Europa darüber, wenn es Erfolge zu verzeichnen
gibt, ohne Zweifel.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Sie haben
aber auch immer etwas rumzumäkeln.)

Wir freuen uns darüber mit unserer heimlichen Bi-
athlon-Hauptstadt. Aber warum es dieser zwei Ak-
tuellen Stunden jetzt bedurfte,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

damit jeder einmal Oberhof würdigen kann, ich fin-
de, das kann man auch anders tun.

(Unruhe SPD)

Wenn Sie konkrete politische Handlungsempfehlun-
gen haben, brauchen Sie die doch gar nicht
verstecken und damit hinterm Berg halten. Über
Anträge diskutieren wir gern mit Ihnen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann ist die Frage: Wie definiert man Erfolg? Der
Preis dafür - ohne Zweifel wir sind stolz darauf,
dass wir nach Oberhof schauen können, wenn
1.500 Einwohnerinnen und Einwohner in diesem
Land Thüringen im Mittelpunkt des Weltinteresses
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stehen, dann macht uns das alle stolz, das ist gar
nicht der Punkt - ist hoch. Das muss man bitte
schön an dieser Stelle auch sagen. Der Preis für
Großprojekte ist immer hoch. Schauen Sie sich nur
aktuelle Debatten an. Ich meine, Großprojekte
scheitern das eine oder andere Mal auch, aktuelle
Debatten, ich will jetzt gar nicht meinen Blick auf
die Berliner Debatte richten, will auch gar nicht die
Elbphilharmonie in Hamburg in den Mittelpunkt stel-
len, will nur Folgendes sagen:

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Bleib ein-
fach mal beim Thema ... Rheinland-Pfalz.)

Was uns Großprojekte zeigen und Investitionen in
Großprojekte zeigen, ist, dass ganz oft eine echte
realistische Bewertung von Kosten und Nutzen und
vor allen Dingen ein realistischer Zeitplan von Poli-
tikern und Politikerinnen nicht geleistet werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

An dieser Stelle noch mal, es muss auch immer der
Preis, den wir dafür zahlen, im Mittelpunkt stehen.
Ich sage das ganz bewusst deshalb, weil beispiels-
weise nächste Woche der Arbeitskreis Sportstätten-
förderung wieder beieinander sitzt und wieder bei
einer Anzahl von knappen 8,2 Mio. € Oberhof im
Mittelpunkt der gesamten Sportstättenförderung
stehen wird. Über die Hälfte dessen, was uns da
zur Verfügung steht, wird ausgegeben für den Er-
satz der Schanze, für die Hangsanierung, für die
Beschneiungsanlage, für den Neubau der Auf-
stiegshilfe der Schanze usw. usf. Das Bekenntnis,
an dieser Stelle zu sagen, wir investieren bewusst
in Oberhof, aber irgendwann ist auch mal Schluss,
das habe ich hier nicht vernommen und das löst
auch Ihre Frage, ob Sie am Ende die gGmbH oder
eine andere Variante finden, nicht. Das ist, glaube
ich, das, was die Menschen erwarten, dass diejeni-
gen, die ihre Anträge Jahr für Jahr immer wieder
zurückstellen müssen, weil uns allen bewusst sein
muss, wir haben die Priorität auf Oberhof, wir ste-
hen dazu, wir finden das auch richtig, aber dass auf
der anderen Seite das Geld fehlt, um andere Inves-
titionsvorhaben zu fördern, das sagt hier keiner. Ich
finde, diese Ehrlichkeit muss in der Politik da sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich zweifele eben daran, dass mit dem, was ich bis-
lang hier heute gehört habe, Oberhof in trockenen
Tüchern ist. Ich zweifele daran, weil es ein Groß-
projekt ist und weil man oft genug sieht, wie Poli-
tiker und Politikerinnen eben nicht vermögen, so et-
was realistisch einzuschätzen.

Die Rennsteigtherme war heute in Rede. Die Inbe-
triebnahme war für Anfang 2013 geplant. Jetzt gibt
es Probleme im Baubestand, Fliesenarbeiten, Un-
dichtigkeiten, das Ganze verzögert sich, die Eröff-
nung verzögert sich um weitere sechs Monate, vor-
aussichtlich im Sommer 2013 geht es jetzt voran -
ein Punkt, der zu dem Puzzle dazugehört.

Was ist mit der Erschließung des Grenzadlers?
Auch hier, das Ganze war mal im Handlungskon-
zept der Landesregierung integriert. Jetzt kostet die
Lernschanze auf einmal das Doppelte von dem,
was eigentlich vorgesehen war. Als GRÜNE sei es
mir gestattet: Was ist mit einem umfassenden Ener-
giekonzept? Wer wie ich das zweifelhafte Vergnü-
gen hatte,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

einmal im Skitunnel stehen zu dürfen, und diese Er-
fahrung möchte ich auch nur einmal in meinem Le-
ben machen, der weiß, dass es nicht sein kann,
dass wir Hunderttausende von Euro jedes Jahr in-
vestieren, damit in dieser Tiefgarage Schnee liegen
kann bei minus 4 Grad

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und Menschen im Hochsommer bei 35 Grad üben
können. Das kann nicht sein, wenn man verantwor-
tungsvoll handeln will. Das gehört eben auch zu ei-
ner vernünftigen und verantwortungsvollen Energie-
politik, und ja, dann geht auch immer noch ein Deut
mehr. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Jetzt habe ich keine Meldungen mehr aus den Rei-
hen der Abgeordneten. Für die Landesregierung
Herr Minister Machnig, bitte.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, an den Anfang meiner Ausführungen will
ich eines stellen, ich will mich bei allen bedanken,
die wenig reden, aber viel arbeiten. Es wird viel ge-
arbeitet und es gibt ein gutes Zusammenspiel, das
sage ich ausdrücklich, zwischen dem Sportministe-
rium, dem Innenministerium, dem Bauministerium
und dem Thüringer Wirtschaftsministerium. Das ist
die Grundlage dafür, dass wir das Thema Oberhof
Mitte 2010 aufgenommen haben und dann auch
begonnen haben, das systematisch umzusetzen.
Das werden wir weiterhin tun. Um das auch klar zu
sagen, Frau Siegesmund, es wird ein Anschluss-
konzept geben müssen. Mit dem, was wir tun, wird
Oberhof noch nicht den Standard haben, den es
braucht, wenn es Tourismus- und Wintersport-
standort sein muss. Wir werden daran arbeiten, ein
Oberhof-Konzept 2020 auf den Weg zu bringen,
damit Oberhof auch über 2018, das ist ja genannt
worden, dann weiterhin auch Teil des internationa-
len Biathlons sein kann. Die Entscheidung - das sa-
ge ich mal voraus - bis 2018 zu verlängern, wäre
nicht gekommen, wenn wir diese Investitionsmaß-
nahmen nicht auf den Weg gebracht hätten.
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Bei allem Respekt, jetzt muss ich mal eines sagen,
wenn 35 Mio. € auf sechs Einzelprojekte verteilt
werden, wenn das ein Großprojekt ist, dann ma-
chen wir in Thüringen Hunderte von Großprojekten.
Wie man auf den Gedanken kommen kann, in ei-
nem Atemzug über den Ausbau von Oberhof, also
die Rennsteigtherme, die Multifunktionsarena, den
Kurpark, die Innenstadt, die Verkehrsinvestitionen,
die Sanierung der Bob- und Rodelbahn und der
Schanzen in einen Zusammenhang mit dem Berli-
ner Flughafen zu stellen oder mit Stuttgart 21, der
ist entweder bösartig oder er weiß nicht, wovon er
redet. Das muss ich mal so deutlich sagen.

(Beifall CDU, SPD)

Das ärgert mich. Ich will ausdrücklich eines sagen,
ich finde, die Debatte hatte schon wieder einen
Schlag, der in folgende Richtung ging: Erfolge, die
es hier im Lande gibt, die werden systematisch zer-
redet. Ich finde es auch nicht in Ordnung, wenn
man das eine jetzt gegen das andere stellt, nämlich
den Ausbau von Oberhof gegen andere sportliche
Aktivitäten. Ich weiß, Kollegin Taubert würde gern
beides und noch mehr auch in den anderen Berei-
chen tun. Dann muss man ihr auch die Möglichkeit
geben, und die finanziellen Mittel dazu bereitstellen,
sonst kann sie das nicht. Deswegen ist ein solches
Argument nicht seriös und geht an den Tatsachen
vorbei.

Jetzt würde ich zu ein paar Einzelfragen gern Stel-
lung nehmen, weil hier bestimmte Dinge angespro-
chen worden sind. Erst mal zu Kollegen Kemmerich
mit der Therme. Sie müssen mal eines zur Kenntnis
nehmen, als ich ins Amt kam, war die Therme ge-
schlossen. Wir mussten Geld zahlen, damit sie
überhaupt noch einigermaßen aufrechterhalten
werden konnte, es gab kein Konzept. Was haben
wir gemacht? Ich habe mir externe Hilfe geholt und
habe bewerten lassen, was wir machen. Bauen wir
die um, damit es keine Therme ist, sondern ein Ver-
anstaltungsort? Gibt es die Möglichkeit, das privat
zu nutzen? Was kostet ein Abriss? Und so weiter.
Und der Gutachter hat diese Optionen geprüft und
seine Empfehlung war: Baut sie um, saniert sie,
das ist die beste Variante, das ist auch die kosten-
günstigste Variante. Im Übrigen, weil eben gesagt
wurde, wir würden mit Energie nicht umgehen, eine
der wichtigsten Maßnahmen ist nicht nur die Attrak-
tivitätssteigerung der Therme, sondern Investitio-
nen in die energetische Sanierung. Die Kosten für
die Energieversorgung in Oberhof bei der Therme
werden reduziert. Das ist eine der wichtigsten Maß-
nahmen neben der Attraktivitätssteigerung. Ich will
eines sagen, als ich in der Therme war, mein erster
Gedanke war damals, wer das gebaut hat, den
müsste man eigentlich noch heute dafür verklagen.
Ich muss das mal so offen sagen. Und deswegen
versuchen wir jetzt …

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja, das stimmt.)

Ja, das sage ich aber. Deswegen sage ich noch
mal, wir versuchen jetzt, dieses Projekt - und dieje-
nigen, die es begangen haben, wissen das, wir
werden eine Attraktivitätssteigerung bekommen, wir
werden mehr Qualität anbieten können, wir werden
energieeffizienter und damit werden auch die
Grundlagen geschaffen, dass die Wirtschaftlichkeit
nicht zu 100 Prozent, aber annähernd, erreicht wer-
den kann.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wie denn?)

Das Zweite, Herr Kemmerich, Sie haben die Fra-
gen, da müssen Sie mir auch zuhören, ich will ja er-
klären, warum wir den Zweckverband machen.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Dafür
gibt es keine Erklärung.)

Sie haben doch gefragt, wie das mit dem Zweck-
verband ist. Deswegen will ich es ja erläutern. Ich
kann es auch sein lassen, dann können Sie weiter
mit Herrn Barth reden.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Warum
Sie ein drittes mal das Schwimmbad …)

Ich habe es noch mal erklärt. Was ist denn Ihre Al-
ternative?

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Fri-
seursalon! Friseurtherme!)

Noch mal. Jetzt will ich es noch mal erklären. Dann
sagen Sie doch mal Ihre Alternative. Abriss hätte
auch Millionen gekostet.

(Zwischenruf aus der FDP-Fraktion: Privatin-
vestor.)

Wenn ich so was höre, muss ich mal ganz offen sa-
gen, ahnungslos bis zum Gehtnichtmehr. Eine
Therme, die über Jahre Miese geschrieben hat, die
energetisch in einem solchen Zustand ist, finden
Sie mal dafür einen privaten Investor. Das können
nur Sie machen.

(Unruhe FDP)

Nein, schauen Sie sich doch mal an, Sie sind ah-
nungslos. Schauen Sie sich mal Thermen an, bun-
desweit. Es gibt kaum Thermen, die in der Lage
sind, alle Kosten, die dort entstehen, wirklich einzu-
spielen. Das ist die Wahrheit. Man muss dann sa-
gen, entweder sind wir bereit, dafür auch öffentlich,
weil das für den Tourismus, für den Schulsport, für
was auch immer, notwendig ist, etwas zu tun, oder
wir lassen es. Das sind die Alternativen, die man
treffen muss. Alles andere ist unredlich.

(Beifall SPD)

Jetzt will ich das mit dem Zweckverband erklären.
Oberhof ist eine kleine Gemeinde, 1.500 Einwoh-
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ner, und die haben Infrastrukturkosten, die sind er-
heblich. Wir reden - und darüber hat auch der In-
nenminister gesprochen, auch Frau Taubert hat da-
zu gesprochen - über die Frage, wie können wir
Oberhof kommunalrechtlich in einen größeren Ver-
bund integrieren. Das war im Übrigen immer eine
der Voraussetzungen, darauf hat der frühere Innen-
minister Peter Huber großen Wert gelegt damals
bei der Erarbeitung des Konzepts, dass Oberhof in
eine größere kommunale Struktur überführt wird.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Aber wo ist denn Ihre große Kom-
munalstruktur? Die ist doch nicht da.)

Jetzt wartet doch mal, wir arbeiten doch daran, da
musst du mir mal zuhören. Die Voraussetzung,
dass das passieren kann, war die Gründung des
Zweckverbandes, weil damit Kosten und potenzielle
Belastungen in den Zweckverband übergehen und
damit die Voraussetzungen geschaffen werden,
dass es überhaupt zu kommunalen Zusam-
menschlüssen kommt. Das war der Grund, warum
wir das gemacht haben, das war richtig. Und ich sa-
ge noch mal, dazu sehe ich im Wesentlichen ei-
gentlich keine Alternative.

(Beifall SPD)

Das hat Kollegin Taubert richtigerweise vorange-
trieben und das war die einstimmige Meinung, auch
der Innenminister hat das so gesehen, dass das die
sinnvollste Regelung ist, im Übrigen auch alle Kom-
munen vor Ort. Das war der Grund, warum wir das
gemacht haben.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Ein Sin-
neswandel!)

Dann will ich noch mal versuchen, es zu erklären.
Wir haben gesehen, wenn wir es in die OSG über-
tragen, das war der ursprüngliche Gedanke, dann
wäre eben das Problem, dass andere Gemeinden
nicht bereit gewesen wären, zum Beispiel über Zu-
sammenschlüsse mit Oberhof zu reden, weil damit
die Belastung oder die Risiken für die Kommunen
zu groß gewesen wären, das war der Grund. Im
Übrigen, wir haben in den letzten Jahren, auch das
gehört zur Wahrheit, doch immer zugeschossen.
Wir haben es nicht jetzt so formalisiert über den
Zweckverband, sondern über den Landesaus-
gleichsstock sind über Jahre Mittel zur Verfügung
gestellt worden. Jetzt haben wir zum allerersten
Mal einen soliden Finanzierungsmechanismus. Das
hat Kollegin Taubert mit dem Finanzminister ausge-
handelt, auch das eine sinnvolle und richtige Maß-
nahme.

(Beifall SPD)

Jetzt komme ich zum Thema, warum muss eigent-
lich der Staat Stadtentwicklung betreiben. Auch das
will ich noch einmal erläutern. Wenn richtig ist - und
das haben alle hier gesagt -, in Oberhof gibt es im-

mer einen Zweiklang, der Zweiklang lautet „Sport
und Tourismus“, wenn das die Voraussetzung ist,
brauchen wir moderne Sportinfrastrukturen und wir
brauchen auch eine moderne städtische oder klein-
städtische Infrastruktur, und wer in Oberhof war, es
gibt kein Stadtzentrum. Nur, das heißt natürlich, wo
es kein Stadtzentrum gibt, da habe ich auch gerin-
gere Attraktivität. Das ist der Grund, warum der
Bauminister sagt, richtigerweise, wir müssen dieses
Stadtzentrum entwickeln und dazu gehören auch
Verkehrsprojekte im Übrigen, die dort entwickelt
werden müssten, sinnigerweise. Das ist der Grund,
warum wir das tun. Im Übrigen, auch daran will ich
erinnern, weil immer von den privaten Investitionen
gesprochen worden ist: Durch die Maßnahmen, die
wir jetzt auf den Weg gebracht haben, haben auch
private Investoren wieder Vertrauen gewonnen. Es
sind eben in zwei Hotels Millionen investiert worden
zur Qualitätssteigerung, zur Attraktivitätssteigerung
und das wollen wir in den nächsten Jahren gezielt
fortsetzen, damit wir noch mehr private Investoren
nach Thüringen bzw. nach Oberhof holen, damit
Oberhof eine wirkliche Weiterentwicklung erleben
kann und die Rolle, die es spielt, nämlich unser Tor
zur Welt zu sein, durch die öffentlichen Übertragun-
gen gerade Anfang des Jahres auch wirklich wahr-
nehmen kann.

Auch da ein Hinweis zum Thema Energie, Frau
Siegesmund: Es gibt in der Region Konzepte, zum
Beispiel hinter den Schanzen im Wald ein Windrad
oder zwei zu installieren, um dort zum Beispiel
Energieversorgung über Wind zu ermöglichen. Ich
unterstütze das mit Nachdruck und ich werde mit
dem Kollegen Carius und mit dem Kollegen Rein-
holz darüber reden, ob wir das nicht umweltverträg-
lich dort integrieren können. Ja, die Region will das
und ich sage, wir sollten solche Optionen ernsthaft
prüfen. Das wäre ein intelligenter Beitrag, erneuer-
bare Energien, Naturschutz, aber auch einen intelli-
genten Energieeinsatz für bestimmte Projekte zu
erproben. Ich bin hier jedenfalls offen. Die Region
unterstützt das und dann sollten wir auch im Sinne
einer Einzelfallentscheidung versuchen, einen sol-
chen Weg zu gehen.

Ich will mich ausdrücklich bedanken bei meinem
Staatssekretär. Der ist der Oberhof-Beauftragte und
ich kann sagen, er hat dort wirklich eine wichtige
und eine ganz zentrale Rolle gespielt in der Koordi-
nation der Projekte. Herzlichen Dank dafür. Das ist
nicht immer vergnügungssteuerpflichtig, was man
dort machen muss, aber lohnend und, ich glaube,
ein wichtiger Beitrag für die Entwicklung Oberhofs.
In dem Sinne sollten wir uns alle gemeinsam bemü-
hen, diesen touristischen Leuchtturm, diesen sport-
politischen Leuchtturm weiterzuentwickeln. Und je
breiter der Konsens ist und je weniger wir eigene
Erfolge zerreden, umso besser für Thüringen, umso
besser für Oberhof. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Da der Minister seine Redezeit leicht überschritten
hat, gibt es jetzt noch 30 Sekunden Redezeit für
den Abgeordneten Kemmerich, der sich zu Wort
gemeldet hat.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Minister, wenn Sie schon so in Erklär-
laune sind, war es ja ganz konkret zu sagen,
warum hat erstens Ihr Ministerium mal eine andere
Handlungsempfehlung gegeben, nämlich von ge-
meinnütziger GmbH jetzt zum Zweckverband, und
auch das Kabinett hat ja am 13. März letzten Jah-
res beschlossen, wir gehen in eine gemeinnützige
GmbH. Und jetzt wird es ein Zweckverband, den
Sinneswandel wollte ich erklärt wissen.

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Den kann ich
erklären.)

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann hätte ich doch noch gern erklärt, warum denn
der Steuerzahler, nachdem mehrfach versucht wor-
den ist, es rentabel zu betreiben, jetzt dafür ein-
springen muss und …

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Die Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

… ein unrentables Fortbetreiben dieser Anlage auf
sich bürden soll. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich glaube, jetzt hat sich der Wirtschaftsminister
noch einmal zu Wort gemeldet.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Ich bin ja gefragt worden und will das jetzt gerne
beantworten.

(Beifall CDU)

Politik ist immer dann gut, wenn es ein lernfähiges
System ist. Ich sage noch einmal, was passiert ist.
Frau Taubert und andere haben in der Region die
Gespräche gesucht und der Vorschlag, einen
Zweckverband zu machen, kam aus der Region
und diesen Ball haben wir aufgenommen. Deswe-
gen hat die Landesregierung gesagt, das ist für uns
keine Prinzipienfrage, ob OSG, sondern wenn wir
einen breiten Konsens mit der Region hinbekom-
men und das auch kommunale Zusammenarbeit,

kommunale Zusammenschlüsse erlaubt, dann ma-
chen wir das.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Sie hät-
ten ja auch vorher mal mit der Region spre-
chen können.)

Ja, aber das haben wir ja getan. Da gab es aber
diese Überlegung, auch in der Region hat es eine
Zeit gedauert, bis man auf diesen Gedanken ge-
kommen ist. Dann haben wir den Gedanken aufge-
nommen, das war der Grund, und daran habe ich
nichts auszusetzen, sondern das war vernünftig.

Zur Therme jetzt noch einmal: Es gibt in Deutsch-
land kaum Thermen, die sich rechnen. Das ist im-
mer auch ein Zuschussgeschäft. Wir werden jetzt
die Zuschüsse, den Zuschussbedarf durch die
Maßnahmen, die wir jetzt in Thüringen bzw. in der
Therme machen, halbieren, weil wir energetisch sa-
nieren, weil wir Attraktivität schaffen, damit mehr
Besucher kommen, das ist der Grund. Ich gebe Ih-
nen eines zu, Herr Kemmerich, das habe ich aber
lange nicht zu verantworten. Wenn man sich an-
schaut, wie viel Thermen es im Umfeld von Oberhof
gibt, die sich alle wechselseitig kanibalisieren, da
muss ich sagen, das war eine Irrsinnsentscheidung,
die damals in den 90er-Jahren getroffen worden ist.
Das unterstreiche ich dreimal.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber man kann doch jetzt eines nicht machen, man
kann doch nicht sagen, wir haben einen Sport- und
Tourismusstandort, den wir fördern wollen, und da
steht jetzt eine Therme, die gammelt vor sich hin
und die lassen wir weiter vergammeln. Das wäre
die Alternative gewesen. Ich halte das nicht für zu-
kunftsweisende Politik, ich halte das nicht für ver-
antwortliche Politik. Deswegen wäre es notwendig
gewesen, ohnehin Geld entweder für den Umbau
oder den Abriss in die Hand zu nehmen. Im Übri-
gen gab es schon Anträge, als ich in mein Haus
kam, eine neue Therme in Oberhof zu bauen. Ich
habe dann gesagt, wir lassen untersuchen, wir las-
sen Alternativen prüfen und alle - ich bin kein Bau-
experte -, die vom Bau etwas verstehen, haben uns
den Rat gegeben - und ich stelle gern das Gutach-
ten zur Verfügung -, dass das die vernünftige Lö-
sung ist, die wir jetzt gesucht haben, sanieren, At-
traktivitätssteigerung und damit ein gutes Funda-
ment für die Therme zu schaffen.

Ein Satz wird immer vergessen. Also man kann uns
ja alles vorwerfen, aber dass eine Fliesenfirma
nicht in der Lage ist, die Fliesen auszubringen, da
können Sie uns nicht ernsthaft die Schuld geben.
Das ist der Grund, warum es einen Bauverzug gibt.
Wir werden dann einige Monate später eröffnen.
Ich hoffe, dass dann alle da sind und hoffe, dass
dann alle den Mut haben, auch mal ins Wasser zu
springen im wahrsten Sinne des Wortes.

(Beifall SPD)
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Ich würde mich freuen, ich springe auf jeden Fall
mit rein. Vielen Dank.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Wir nehmen
Sie beim Wort.)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Gibt es jetzt noch Redeanmeldungen? Das ist nicht
der Fall. Damit schließe ich die Aussprache in die-
sem Teil der Aktuellen Stunde und rufe den fünften
und letzten Teil auf.

e) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion DIE LINKE zum
Thema: "Sucht bekämpfen -
Spielbank schließen - Landes-
haushalt schützen"
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/5517 -

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es hat als Erster das Wort für die Fraktion DIE LIN-
KE Abgeordneter Huster.

Abgeordneter Huster, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, „Sucht bekämpfen - Spielbank schließen -
Landeshaushalt schützen“ lautet die Überschrift un-
seres Antrags. Schon das ist absurd genug. Wäh-
rend wir damals hier den Staatsvertrag diskutiert
haben zur Suchtbekämpfung beim Sportwettenbe-
reich, hat auf der anderen Seite ein Betreiber, der
mit öffentlichen Mitteln gefördert wurde, zum Spie-
len in der Spielbank aufgefordert, bekanntermaßen
ein Bereich, der sehr hoch suchtgefährdend ist.
Aber es geht nicht nur darum, sondern es geht
auch um die Heilung offenbar spielsüchtiger CDU-
Landesregierungen der vergangenen Jahre, und
zwar spielsüchtig mit dem Geld der Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf aus dem Hause: Dummes
Zeug.)

Was Sie als dummes Zeug bezeichnen, ist heute
die hohe Verschuldung Thüringens, die geht auf
viele neuartige, damals neuartige PPP-Projekte zu-
rück, das waren nämlich Partei-, Prestige- und
Protzprojekte der CDU in Thüringen.

(Beifall DIE LINKE)

Das war besonders in den Jahren 1999 bis 2009
der Fall, in denen Sie allein regiert haben und in der
Summe diese Projekte uns heute belasten. In der
Summe kann man diese Projekte nur als finanzpoli-

tischen Größenwahn der CDU-Finanzminister be-
zeichnen.

(Beifall DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, die Spielbank hat natür-
lich hier im Haus eine Geschichte. Es gab einen
Untersuchungsausschuss 4/1 mit einem Ab-
schlussbericht, der unter anderem festgestellt hat,
dass die damals vom Finanzminister gegebene Pa-
tronatserklärung, eine harte Patronatserklärung oh-
ne haushaltsrechtliche Grundlage - Herr Primas,
Sie saßen in dem Ausschuss - abgegeben wurde.
Es wurden GA-Fördermittel ausgereicht in Millio-
nenhöhe, um das Projekt Hotel/Spielbank zu stem-
men.

(Unruhe DIE LINKE)

In der Summe, meine Damen und Herren, wissen
wir, dass sich die finanziellen Erwartungen, die Sie
uns suggeriert haben, Millioneneinnahmen im Lan-
deshaushalt

(Unruhe FDP)

(Zwischenruf aus dem Hause: Es gibt zu we-
nig Zocker.)

- genau, es gibt zu wenige Zocker, zum Glück -, die
haben sich nie erfüllt. Lediglich ein Zehntel der Mit-
tel, die Sie uns hier einmal in Aussicht gestellt ha-
ben, ist je im Landeshaushalt gelandet, während
wir diesen Betrieb bis heute subventionieren.

Das ist ein Skandal, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Erinnern Sie sich an die Zeit hier im Thüringer
Landtag, während Sie das Kita-Gesetz drastisch
verschlechtert haben, während Sie erklärt haben,
dass für Soziales, für Kulturelles und für Bildung
keine zusätzlichen Ausgaben getätigt werden dür-
fen, war für Ihre Lieblingsprojekte, die rein politisch
intendiert waren, immer genügend Geld da. Eine
einzige Frage hätte Sie auf den Pfad der Tugend
bringen können: Dient diese Maßnahme dem Ge-
meinwohl oder dient sie nur den Interessen von
Einzelnen? Hätten Sie sich diese Frage damals ge-
stellt, hätten Sie die Entscheidung zur Spielbank,
das ist unsere Behauptung, niemals getroffen. Des-
halb, meine sehr verehrten Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Staatssekretär aus dem Finanz-
ministerium, wenn 2014 die Konzession ausläuft,
wenn es die Chance gibt, aus diesem Unsinn aus-
zusteigen und diesen Betrieb nicht weiter aus dem
Landeshaushalt zu finanzieren, zu subventionieren
und positiv zu sanktionieren, dann sage ich Ihnen,
wir als Fraktion unterstützen Sie, den Spieltrieb der
CDU-Fraktion auszutreiben. Es darf nach 2014 kei-
ne Mittel mehr aus dem Landeshaushalt für die
Spielbank geben. Vielen Dank.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete Ko-
walleck zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Huster, nach diesem Auftritt muss
man sagen, Sie haben ja gar kein Interesse, das
Thema sachlich zu behandeln. Mit den Bezeichnun-
gen, die Sie hier an dieser Stelle gebracht haben,
disqualifizieren Sie sich geradezu.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Ihr
schmeißt doch nur das Steuergeld mit vollen
Händen aus dem Fenster!)

(Unruhe DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, das Thema wurde be-
reits in der vorigen Woche im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss behandelt. Der Finanzminister hat
über den aktuellen Stand informiert, deshalb wun-
dert es mich auch an dieser Stelle, dass die Frak-
tion DIE LINKE keinen anderen Punkt zur Aktuellen
Stunde aufruft, aber Sie haben ja gerade gezeigt,
warum Sie das machen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Da-
mit endlich Schluss ist mit diesem CDU-
Skandal.)

Ihnen geht es eben nicht um die Sache, sondern
darum, hier populistische Ausdrücke und Verunsi-
cherung in das Volk zu werfen.

(Unruhe DIE LINKE)

An dieser Stelle, denke ich, sollten wir aber zur Sa-
che zurückkehren und das Ganze unaufgeregt dis-
kutieren.

(Beifall CDU)

Suchtbekämpfung, die Bekämpfung der Spielsucht
ist ein wichtiges Thema, das uns alle, davon gehe
ich aus, beschäftigt und am Herzen liegt. Ob dieses
wichtige Thema hier in Verbindung mit der Spiel-
bank und dem Redekontingent von fünf Minuten
richtig angeordnet ist, das kann man wirklich be-
zweifeln. Das sollte in einem anderen Rahmen be-
handelt werden, wesentlich ausführlicher. Die Aus-
sage „Spielbank schließen, Landeshaushalt schüt-
zen“ ist völlig falsch, das ist Quatsch. Wir werden
gerade in der morgigen Debatte ausführlich über
den Haushalt diskutieren, ich kann Ihnen sagen,
der Haushalt muss nicht geschützt werden, der ist
von den Koalitionsfraktionen auf den richtigen Weg
gebracht und das werden wir morgen auch in der
Diskussion sehen.

(Beifall CDU)

Zu den Fakten muss man sagen, die Pressemel-
dungen der letzten Tage zum Verkauf der Spiel-
bank wurden vom Betreiber dementiert. Das muss
auch so weit anerkannt werden, auch von der Frak-
tion DIE LINKE. Weiterhin gilt der Grundsatz, Ver-
träge sind einzuhalten. Da verstehe ich auch nicht
Ihren populistischen Ansatz und Ihre Aussage, die
Sie mit dem Spruch „Spielbank schließen“ äußern.
Das geht ja so an dieser Stelle auch gar nicht.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Warum nicht?)

Wie in den Vorjahren wurden auch für die Jahre
2013 und 2014 Mittel in den Haushaltsplanentwurf
eingestellt, die der landeseigenen Spielbankgesell-
schaft zur Verfügung stehen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Aha, weg ist es.)

Man muss hier aber auch sagen, die Einnahmen
sind wesentlich höher als die Ausgaben, von daher
kann auch überhaupt nicht die Rede davon sein,
den Landeshaushalt schützen zu wollen.

Ein weiterer Punkt, den Sie völlig ausblenden, sind
natürlich auch die Arbeitskräfte, die in der Spiel-
bank beschäftigt sind. Wo ist denn da die Verant-
wortung der Fraktion DIE LINKE?

Ich kann hier an der Stelle auch noch mal wieder-
holen: Mit dieser Aktuellen Stunde wollen Sie nicht
helfen oder gar aufklären, Sie verunsichern Arbeit-
nehmer, Sie verunsichern eine Stadt und Sie verun-
sichern den ganzen Freistaat.

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, es gibt sogar einen Bun-
desarbeitskreis Spielbanken von der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di. Die eine oder
andere Fraktion in diesem Hohen Hause hat ja
einen guten Draht zu den Gewerkschaften, aber da
muss man auch sehen, was diese Bundesarbeits-
gemeinschaft Spielbanken vor einigen Tagen in ei-
ner Mitteilung dargelegt hat. Sie spricht sich näm-
lich für eine Spielbank im Freistaat Thüringen aus.
Spielbanken hätten einen ordnungspolitischen Auf-
trag zu erfüllen, das Glücksspiel zu kanalisieren
und zu legalisieren und unter geordneten Verhält-
nissen durchzuführen. Dies gelte auch für den Frei-
staat Thüringen. Der Auffassung, es gebe kein Kli-
entel für eine Spielbank, widerspricht ver.di ent-
schieden.

Meine Damen und Herren, wie bereits eingangs er-
wähnt, wurden die Mitglieder des Haushalts- und
Finanzausschusses bereits umfangreich informiert.
Ich gehe davon aus, die Landesregierung wird hier
an dieser Stelle auch entsprechende Ausführungen
nochmals machen. Wir bleiben natürlich hier im Ge-
spräch und konnten auch deutlich machen, dass es
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Ihnen an sich an dieser Stelle auch nicht um die
Sache geht. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Unter-
mann das Wort.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Spaß beiseite, gleich wird es ernst!

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Ja,
es geht um die Spielbank, kein Spaß!)

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich ha-
be immer das Glück, wenn es ein bisschen emotio-
nal wird, hier reden zu dürfen. Ich werde versu-
chen, meinen Beitrag in einer Form einzuordnen,
die würdig ist. Ein beachtlicher Titel für eine Aktuel-
le Stunde, aber für eine Aktuelle Stunde viel zu um-
fangreich, um ihn hier erschöpfend zu behandeln.
Suchtbekämpfung gehört aber eigentlich nicht hier-
her, sondern in eine Extraverhandlung, weil das viel
zu ernst ist, um das am Rande hier zu erörtern.

(Beifall FDP)

Spielbank schließen: Darüber wird zu reden sein.
Wir sind nicht der Meinung, weil es andere Wege
gibt.

Landeshaushalt schützen: Herr Kowalleck, da muss
ich leider Gottes sagen, wir haben jeden Tag die
Pflicht, den Landeshaushalt zu schützen, also müs-
sen wir hier auch sagen, hier müssen wir aufpas-
sen, dass kein Geld dem Steuerzahler verloren
geht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Fraktion
DIE LINKE, ich freue mich, dass Sie sich unserer
Kleinen Anfrage vom 02.01.2013 angeschlossen
haben,

(Beifall FDP)

sehr aufmerksam. Hier haben wir auch folgende
Fragen unter anderem gestellt, die Sie sicherlich
auch mit vertreten: Welche Spielergebnisse hat die
Spielbank bis jetzt? Welche Veränderungen der Be-
triebsergebnisse? Welche Verträge, welche Mög-
lichkeiten bestehen zur vorzeitigen Kündigung oder
Verlängerung und alles, was wir in neun Punkten
aufgeführt haben, bis hin, dass wir erwarten, dass
die Landesregierung eine Zukunft für diese Sache
aufzeigt. Aber ich muss sagen, das ist wieder ein
typischer Fall, wo sich der Staat in die Privatwirt-
schaft einmischt, obwohl er sich raushalten sollte.
Das müssen wir immer wieder beobachten.

(Beifall FDP)

Es kann nicht sein, dass eine Spielbank Verluste
einfährt. Wir haben uns schon seit 2012 mit diesem

Thema beschäftigt und um eine Beantwortung der
zahlreichen Fragen in unserer Kleinen Anfrage ge-
beten.

Ich möchte noch mal zum Haushalt kurz kommen:
Die Thüringer Spielbank ist auch ein treffendes Bei-
spiel für die vielen Punkte, an denen im Haushalt
noch Luft ist. Ich erinnere hier nur an solche Sa-
chen wie die Stiftung FamilienSinn, wie das Land-
gestüt Moritzburg, das Tausend-Dächer-Programm,
die Landesarbeitsprogramme. Auch das sind Punk-
te, wo wir unbedingt an den Haushalt denken müs-
sen. Bei der Spielbank gibt es die Chance, in 2014
die Weichen neu zu stellen. Ende 2013 läuft der
teure Mietvertrag aus, Gleiches gilt für die Konzes-
sion. Die FDP-Fraktion fordert die Landesregierung
auf, diese Gelegenheit zu nutzen, um wenigstens
eines der vielen noch offenen Probleme zu klären.
Das muss jetzt geklärt werden, damit wir bis 2014
den notwendigen Vorlauf haben, um es zu ändern.

Ich habe an dieser Stelle - leider Gottes ist Herr
Machnig nicht mehr da - noch einen Hinweis. Ich
würde ihm gern noch etwas mit auf den Weg geben
- hoffentlich ist er noch draußen und hört es. Einen
Minister, Herr Machnig, zeichnet großes Fachwis-
sen aus, aber auch eine gewisse Sachlichkeit. Das
Letzte fehlt Ihnen wahrscheinlich.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Beides.)

(Beifall FDP)

Meine Mutter hat zwei Sprichwörter gehabt. Damit
möchte ich heute hier schließen. „Wer schreit hat
Unrecht“, „Der Klügere gibt nach.“ Herr Machnig,
Sie haben Unrecht und ich gebe nach. Ich bedanke
mich.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Was hatte das jetzt mit der Spielbank zu
tun?)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe für die SPD-Fraktion den Abgeordneten
Hey auf.

Abgeordneter Hey, SPD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Herr Huster, der Titel Ihrer
Aktuellen Stunde lässt die Frage zu, welcher Minis-
ter hier eigentlich am Schluss der Debatte sprechen
wird, weil Spielsucht bekämpfen, das ist eine Sache
von Frau Taubert, Spielbank schließen, da könnte
man den Innenminister fragen, und Landeshaushalt
schützen ist eine Sache von Herrn Voß. Vielleicht
haben alle drei nachher noch Redezeit dazu. Ich
weiß es nicht, wie das dann gehalten wird.

In der Pressemitteilung der LINKEN haben Sie die
Vorgänge um die Spielbank in Erfurt der vergange-
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nen Jahre vor einigen Tagen schon mal angespro-
chen. Sie haben eben auch schon den Untersu-
chungsausschuss hier noch mal reflektiert und Sie
fordern - zumindest sinngemäß -, keine weitere
Landesunterstützung in die Einrichtung fließen zu
lassen. In der Pressemitteilung war auch von Steu-
erverschwendung die Rede, wenn ich mich recht
entsinne. Ich habe mich gefragt, was denn an dem
gesamten Desaster um diese sogenannte Spiel-
bank nun eigentlich neu ist oder zumindest so aktu-
ell, dass es diese Aktuelle Stunde hier im Hause
rechtfertigen würde. Aber es gab dieser Tage tat-
sächlich eine Meldung, die aufhorchen ließ. Der Be-
treiber Westspiel aus Nordrhein-Westfalen - so hat
es der MDR zumindest gemeldet - hat einen Eigen-
tümer - das ist die NRW Bank - und die plant den
Verkauf des Erfurter Casinos. So stand es zumin-
dest auf den Internetseiten. Ich kenne jetzt die Um-
satzzahlen dieser sogenannten Spielbank nicht,
aber sehr wohl die Einnahmen des Freistaats, die
uns eigentlich auch mehr in diesem Hause interes-
sieren müssten. Die gehen Jahr für Jahr zurück.
Das ist ein Faktum.

Ich weiß, dass einige von Ihnen zur damaligen Zeit,
als es um die Entstehung dieser sogenannten
Spielbank ging, hier schon Abgeordnete im Parla-
ment waren. Das war in der 3. Legislatur, ist also
noch nicht ganz oder so ungefähr zehn Jahre her.
Ich weiß auch, man hat Ihnen viel erzählt und ver-
sprochen. Man muss nur die Protokolle ziehen, um
mitzuverfolgen, welche Träumereien hier in Bezug
auf diese sogenannte Spielbank geherrscht haben.
Fakt ist, von diesen Träumereien sind allenfalls Alb-
träume und ziemliches Schädelbrummen zurückge-
blieben.

(Beifall DIE LINKE)

Fakt ist auch, dass durch eine Patronatserklärung -
es ist hier schon angesprochen worden - des da-
maligen Ministers einem Hotelinvestor monatlich
33.000 € Miete für diese sogenannte Spielbank zu-
gesichert wurden. Das sind Landesgelder gewesen,
meine Damen und Herren. Fakt ist auch, dass rund
700.000 € an Landesgeldern gezahlt wurden, ehe
diese sogenannte Spielbank überhaupt geöffnet
hat. Fakt ist auch, dass monatlich - noch heute -
18.000 € monatliche Mietstütze in diese Einrichtung
fließen. Und das alles für eine Einrichtung - und
jetzt will ich das gern auflösen, weshalb ich immer
sogenannte Spielbank sage -, es ist eine Einrich-
tung, die nicht mal, wenn man Spielbank hört, stellt
man sich vor, man kommt da rein, da sind Roulette-
tische, wie man das eben so aus Filmen kennt, die
haben nicht mal einen Roulettetisch, die haben ein
elektronisches Roulette. Black Jack und Pokerti-
sche gibt es kaum, ansonsten haben sie einarmige
Banditen und Automaten. Das ist eher eine bessere
Spielhalle, das muss man auch mal so sagen. Ich
werde allerdings gleich sagen, diese Problematik ist
zwar hausgemacht, aber sprudelnde Steuerquellen

sind Spielbanken schon lange nicht mehr. Das ist
nicht nur in Thüringen der Fall, wir müssen nur zu
unserem Nachbarn nach Sachsen-Anhalt schauen,
dort hat man auch nur noch die Betreibung einer
Spielbank mittlerweile festgezurrt, auch der geht es
nicht ganz so gut. Insoweit lässt sich feststellen, es
waren völlig überzogene Erwartungen, die man da-
mals an dieses Casino - nennen wir es mal besser
so - hier in Erfurt hatte. Die SPD-Fraktion hat auch
damals hier im Hause immer schon davor gewarnt.
Ich möchte Herrn Bielstein, den Sprecher der NRW
Bank, noch einmal zitieren, weil eben von meinem
Kollegen Kowalleck gesagt wurde, es stünde ein
Verkauf gar nicht mehr zur Debatte, das sei letzten
Endes wieder zurückgedreht worden. Herr Bielstein
sagt: „In naher Zukunft ist das nicht geplant und zu-
mindest nicht bis zum Ende 2014.“ Das ist der Zeit-
raum, in dem wir uns jetzt im Moment auch noch
bewegen. Alles, was darüber hinausgeht - und da
muss man sehr vorsichtig sein -, hat Herr Bielstein
bewusst offengelassen. Um die Fördergelder - das
ist meine Meinung -, die in diese Einrichtung geflos-
sen sind, ist es jedenfalls jammerschade.

(Beifall SPD)

Wenn der Grundtenor, Herr Huster, dieser Aktuel-
len Stunde der ist, keine weiteren Subventionen
und damit Steuergelder mehr für die Erfurter Spiel-
bank bereitzustellen, dann, denken wir, ist dieser
Grundtenor durchaus berechtigt.

Mein Kollege Günter Pohl, der damals hier als Ab-
geordneter meiner Fraktion sprach, hat am 29. Ja-
nuar 2004 - das ist fast auf den Tag genau neun
Jahre her - damals zum Abschluss seiner Rede zu
genau diesem Thema gesagt - Frau Präsidentin,
ich bitte, zitieren zu dürfen - „Fazit:“, sagte er, mei-
ne Damen und Herren, „Die Einrichtung einer Spiel-
bank in Thüringen steht unter keinem guten Stern.“
Er sollte leider recht behalten. Man kann in einer
Spielbank sicherlich eine Menge Nervenkitzel und
Spaß haben, man kann aber, wie das Land Thürin-
gen auch eines machen, man kann sich erheblich
verzocken und genau das ist passiert. Und ob diese
Einrichtung überhaupt nicht mehr weitergeführt
werden soll, ich entnehme das zumindest den For-
derungen der LINKEN zum Teil, das müssen si-
cherlich andere entscheiden, das können wir hier
im Landtag auch nicht übers Knie brechen, aber
was Steuergelder der Bürgerinnen und Bürger die-
ses Landes angeht, da muss es nach 2014 endgül-
tig heißen „Rien ne va plus.“ Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich Abgeordneter Meyer zu Wort gemeldet.
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Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Man merkt hier auch
daran, wer hier vorn spricht, worum es in Wirklich-
keit bei dem Thema geht, nämlich um Geld und um
Altlastenbeseitigung, wenn man es mal ein
bisschen ökologisch formuliert. Aber diese Altlas-
tenbeseitigung ist nicht unser Thema von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, das ist gerade ganz wunder-
bar von Ihnen beiden dargelegt worden, vielen
Dank noch mal für diese kurze Geschichtseinfüh-
rung.

Wenn man diese Aktuelle Stunde in ihrer Über-
schrift nimmt, die Reihenfolge stimmt nicht ganz,
aber egal, dann gibt es ja zwei verschiedene
Aspekte, ich will es mal ganz schnell machen bei
dem Thema Sucht. Die Frage heißt, kann man ab
2014 die Spielbank schließen, heißt das dann, dass
wir die Sucht bekämpfen? Ich würde mal sagen,
das ist die Frage, ob öffentliche Suchtbefriedigung,
also im Sinne in öffentlichen Einrichtungen Sucht
zu befriedigen, beispielsweise wie diese geförderte
Spielbank schädlicher ist oder moralisch schwieri-
ger als Private? Antwort - wahrscheinlich eher
nicht. Das, was in privaten Casinos passiert, ist si-
cherlich nicht positiver zu beurteilen. Übrigens auch
im Hinweis auf die Meinung der Spielbank aus Zei-
tungsartikeln wird deutlich, dass die sagen, private
Spielbanken kannibalisieren uns, das wundert
einen nicht, wenn man sich dann wieder anhört,
was in diesen sogenannten Spielbanken eigentlich
passiert, nämlich das, was im Privaten auch da ist -
Automatenspiel. Nebenbei bemerkt ist auch das ein
Hinweis darauf, warum es nicht funktioniert, schau-
en Sie sich die Zahl der Sterne-Restaurants in Thü-
ringen an und Sie wissen, warum Spielbanken hier
auch nicht funktionieren, das ist nämlich ein dezi-
dierter Zusammenhang zwischen diesen beiden
Einrichtungen,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

die haben dieselbe Klientel und wenn es nur noch
einen einzigen Stern in Thüringen gibt, leider, dann
weiß man auch, warum es diese Spielbank ab 2014
nicht mehr geben wird, da brauchen wir keine Sor-
gen zu haben.

Wird denn aber zum Beispiel auch weniger ge-
spielt, wenn die Spielbank zu ist? Auf jeden Fall
nicht, weil wir leider die Debatten hier schon häufi-
ger hatten, Spielen ist ein Grundbedürfnis der Men-
schen, das ist eine faktische Tatsache, das können
wir nicht ändern, und dass Menschen auch um Risi-
ko spielen, manche um Geld, manche um ihr Le-
ben, um ihre Gesundheit, ist eine Tatsache, die wir
auch nicht wegdiskutieren können und die zu kana-
lisieren ist Aufgabe des Staates, das tut er ja auch,
bei Privaten übrigens auch. Also es wird auf jeden
Fall nicht weniger gespielt werden, bloß weil die

Spielbank in Erfurt nicht mehr da ist. Dass die
Spielbank in Erfurt die Spielsucht kanalisiert, ent-
schuldigen Sie bitte, da kann ich nur dreimal kurz
und hämisch kichern, der Umsatz, der dort im Jahr
gemacht wird, würde den großen Internetbetreiber
Bet and win beispielsweise, wenn ich hier mal
einen Namen nennen darf, am Tag schon in die Kri-
se führen, wenn er nur 2 Mio. € umsetzen würde.
Was diese 20 sogenannten Angestellten dort in ei-
nem Jahr umsetzen, das sind 2 Mio. € und davon
waren bis vor wenigen Jahren noch 400.000 € Um-
satz einer einzelnen Person, wie wir wissen, die auf
diese Art und Weise dafür gesorgt hat, dass öffent-
liche Gebührengelder in unsere Steuereinnahmen
geflossen sind zum nicht unerheblichen Teil.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Und deswegen geht es jetzt zurück?)

Nein, jetzt ist die Frage, schützt denn eigentlich das
Schließen der Spielbank den Landeshaushalt? Die
Frage, ob die Einrichtung dieser Spielbank profita-
bel gewesen ist, kann man ja wohl mit einem herzli-
chen Nein beantworten, jedenfalls wenn es um die
öffentlichen Hände geht, für einige andere war es
sicherlich profitabel, aber für die öffentliche Hand
war es eine Katastrophe, Herr Huster hat alles dazu
gesagt.

Ist der derzeitige Betrieb profitabel? Für den Betrei-
ber scheinbar auch schon nicht mehr so richtig, für
uns geht es noch. Noch, kann man sagen, ist die
Differenz zwischen dem, was wir dort gezwungen
sind durch die Patronatserklärung einzuführen, ge-
ringer, als das, was abgeführt wird. Ist das auch für
die Zukunft zu erwarten? Antwort: Höchstwahr-
scheinlich nicht, denn die Spielumsätze gehen zu-
rück und das hat die Gründe, die ich eben gerade
versucht habe, zu skizzieren.

Wir als Fraktion erwarten auch, dass im Jahr 2014
Schluss ist. Insofern war es eine Aktuelle Stunde
wert, weil wir uns darauf einrichten können, dass
dieser Haushaltstitel demnächst der Vergangenheit
angehört - Einnahme wie Ausgabe, Rien ne va
plus.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Jetzt schaue ich mal in Richtung Landesregierung.
Für die Landesregierung Herr Innenminister Gei-
bert.

Geibert, Innenminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, nach den ir-
reführenden Medienberichten „Verkauf der Erfurter
Spielbank zum Jahreswechsel“ befasste sich der
Haushalts- und Finanzausschuss des Thüringer
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Landtags auf Antrag der Fraktion DIE LINKE mit
dem Thema. Bereits im Haushalts- und Finanzaus-
schuss wurde letzte Woche klargestellt, dass der
Freistaat Thüringen gemäß Thüringer Spielbankge-
setz der westdeutschen Spielcasino Verwaltungs
GmbH die Erlaubnis zum Betrieb einer Spielbank
am bekannten Standort für zehn Jahre erteilt hat.
Diese Konzession endet am 31. Dezember 2014
und kann gemäß Erlaubnisbescheid nicht auf einen
anderen Betreiber übertragen werden. Somit ist ein
sogenannter Verkauf der Erfurter Spielbank ausge-
schlossen. Dies hat der Betreiber WestSpiel in ei-
ner Presseerklärung vom 10. Januar 2013 klarge-
stellt und hat darin betont, die Spielbank bis De-
zember 2014 zu betreiben. Nach den bestehenden
Verträgen könnte nur der Betreiber entscheiden,
den Spielbetrieb vor dem 31. Dezember 2014 ein-
zustellen. Dadurch würden nicht nur die Arbeitsplät-
ze der Mitarbeiter entfallen, es würden auch die
Einnahmen des Landes aus der Spielbankabgabe
und der Stadt Erfurt aus dem Anteil der Spielbank-
gemeinde an der Spielbankabgabe entfallen.

Dies zeigt, eine vorzeitige Einstellung sowohl des
Spielbetriebs als auch eine vorzeitige Beendigung
des bestehenden Mietvertrags zwischen dem Be-
treiber und der landeseigenen ersten Thüringer
Spielbankgesellschaft würde gerade zu einer Schä-
digung des Haushalts führen. Es könnten weder
Mieteinnahmen generiert noch eine Spielabgabe
eingenommen werden. Darüber hinaus wäre ein
vorzeitiges Ende des Spielbetriebs in Erfurt arbeit-
nehmerfeindlich. Für die Zeit ab 2015 wird derzeit
geprüft, ob die derzeitigen Regelungen und Abga-
bensätze im Thüringer Spielbankgesetz auch unter
Berücksichtigung der Einnahmeinteressen des Lan-
des geeignet sind, einen aus der Perspektive des
Erlaubnisinhabers wirtschaftlichen Betrieb einer
Spielbank in Thüringen sicherzustellen.

Zur Spielsucht: Gemäß § 6 Glücksspielstaatsver-
trag sind die Veranstalter und Vermittler von öffent-
lichen Glücksspielen verpflichtet, die Spieler zu ver-
antwortungsbewusstem Spiel anzuhalten und der
Entstehung von Glückspielsucht vorzubeugen. Zu
diesem Zweck haben sie Sozialkonzepte zu ent-
wickeln und ihr Personal zu schulen. So weit die
Vorschrift.

Wirksame Spielsuchtprävention, die Hilfe in einem
frühen Stadium anbietet, beruht insbesondere auf
der Sensibilisierung der Casinomitarbeiter für das
Thema. Diese können so bereits in einem frühen
Stadium eine mögliche Suchtentwicklung bei Besu-
chern der Spielbank erkennen und eingreifen. Im
Sozialkonzept sind im Zusammenhang mit der so-
zialen Kontrolle eine Reihe von Maßnahmen zur
Spielsuchtbekämpfung enthalten wie die Ausfüh-
rung zu Zugangskontrollsystemen, Spielsperren-
systemen, Aufklärungsmaterialien bzw. auch Tele-
fonhotlines, Schulungskonzepte für die Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen, Verantwortlichkeiten im Be-

reich Erstellung und Umsetzung des Sozialkonzep-
tes und zur Zusammenarbeit mit Suchtfacheinrich-
tungen. Das Sozialkonzept des Casinos Erfurt ba-
siert auf den Säulen Spielerschutz, Information,
Schulung, Beratungs- und Therapieangebot und
Evaluation.

Der Umgang mit auffällig geworden Spielern ist im
Punkt „Spielerschutz“ geregelt. Dort ist festgelegt,
dass nach dem Erkennen suchttypischen Verhal-
tens durch die geschulten Casinomitarbeiter mit
dem Spieler bzw. der Spielerin unverzüglich ein
Gespräch zur Einleitung der Spielersperre und zur
Motivation zur Kontaktaufnahme mit einer Bera-
tungsstelle geführt wird. Das Personal wird zur
Früherkennung problematischen Spielverhaltens
geschult. Deshalb ist es sicher ein Trugschluss,
wenn im Antrag unterstellt wird, dass mit der
Schließung der Spielbank die Spielsucht bekämpft
werde.

Insgesamt ist festzustellen, dass eine vorzeitige
Schließung der Spielbank Erfurt deutlich mehr Pro-
bleme aufwerfen als lösen würde. Dies gilt sowohl
für den Haushalt als auch für die dort beschäftigten
Arbeitnehmer. Die Landesregierung wird die weite-
ren Schritte sorgfältig unter Abwägung aller Ge-
sichtspunkte prüfen und dann die Entscheidung
über das weitere Vorgehen treffen. Vorschnelle
Forderungen nach einer Schließung des Casinos
fallen unter die Rubrik des politischen Aktionismus.
Sie sind gänzlich ungeeignet, ein verantwortliches
politisches Handeln zu ersetzen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen jetzt keine weiteren Redemeldungen vor.
Ich schließe demzufolge die Aussprache im letzten
Teil der Aktuellen Stunde, ich schließe damit die
Aktuelle Stunde als Ganzes. Den Tagesordnungs-
punkt 1 werden wir morgen aufrufen und ich kom-
me zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 2

Thüringer Wohnraumförderge-
setz (ThürWoFG)
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/5061 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Bau, Lan-
desentwicklung und Ver-
kehr
- Drucksache 5/5485 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
- Drucksache 5/5604 -

ZWEITE BERATUNG
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Der Abgeordnete Wetzel hat die Berichterstattung
aus dem Ausschuss für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr übernommen. Bitte.

Abgeordneter Wetzel, CDU:

Verehrte Damen und Herren, Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, als Berichterstatter
zum Thüringer Wohnraumfördergesetz darf ich Fol-
gendes mitteilen: Wir haben von der Landesregie-
rung am 05.10. vergangenen Jahres die Drucksa-
che 5/5061 erhalten. Am 19.10. vergangenen Jah-
res haben wir in der Plenarberatung diese überwie-
sen. Beantragt war eine Ausschussüberweisung an
den Ausschuss für Soziales, Familie und Gesund-
heit. Das wurde vom Hohen Haus abgelehnt. Über-
wiesen wurde an den Ausschuss für Bau, Landes-
entwicklung und Verkehr. Die Ausschussberatung,
die nicht öffentlich durchgeführt wurde, fand am
19.10. vergangenen Jahres statt. Dort wurde ge-
mäß § 79 der Geschäftsordnung eine schriftliche
Anhörung mit 12 anzuhörenden Parteien beschlos-
sen; dazu lagen die Vorlagen 5/2895 von CDU/SPD
vom 17.10., von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der
Vorlage 5/2894 vom 18.10., ein weiterer Antrag der
FDP-Fraktion in Vorlage 5/2896 und von den LIN-
KEN in Vorlage 5/2891 vor. Die Ausschussberatung
war nicht öffentlich im Ausschuss für Bau, Landes-
entwicklung und Verkehr am 04.11.2012. Es gab
einen Änderungsantrag in der Vorlage 5/3096 von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und einen Änderungs-
antrag der LINKEN in Vorlage 5/3081 vom 19.12.,
einen Änderungsantrag der FDP und einen Ände-
rungsantrag der CDU-SPD-Koalitionsfraktionen.
Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Bau, Landesentwicklung und Verkehr in der Druck-
sache 5/5485 ist am 16.10. dieses Jahres be-
schlossen und mehrheitlich angenommen worden
mit der Empfehlung der Annahme des Gesetzent-
wurfs hier im Hohen Haus. Danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Vielen Dank für die Berichterstattung. Ich eröffne
nun die Aussprache in der zweiten Beratung und
rufe für die Fraktion DIE LINKE Frau Abgeordnete
Sedlacik auf.

Abgeordnete Sedlacik, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die In-
tention des Gesetzes geht für die Fraktion DIE LIN-
KE in die richtige Richtung. Trotzdem werden wir
dem Gesetz heute nicht zustimmen, sondern uns
enthalten, weil es uns nicht weit genug geht.

(Beifall DIE LINKE)

Die Anhörung hatte das Potenzial des Entwurfs er-
kennen lassen. Wir hätten uns aber gewünscht,

dass mehr Anregungen aus der Anhörung aufge-
griffen worden wären. Die wichtigste Zielstellung ist
für uns die soziale Mietwohnraumförderung. Zu be-
grüßen ist auch, dass die Förderung nicht allein auf
die Schaffung von Wohnraum, sondern auch das
Umfeld zur Gestaltung von lebenswerten Quartie-
ren ermöglicht werden soll. Kritisch sehen wir aber
die Förderung von Wohneigentum. So beantragten
wir im Ausschuss die Streichung dieses Paragra-
phen. Warum? Wir sind der Meinung, dass eine
Schaffung von Wohneigentum unter Berücksichti-
gung der auch in § 10 aufgeführten Einkommens-
grenzen für diese Zielgruppen ohne Risiko der Ver-
schuldung nicht realisierbar ist. Man sollte hier kei-
ne Hoffnungen schüren, die von vornherein nicht
aufgehen können, und man sollte auch die Betroffe-
nen nicht ins Unglück stürzen. Bei sozialer Wohn-
raumförderung hat für uns die massive Schaffung
von preiswertem Mietwohnraum durch Genossen-
schaften und Wohnungsgesellschaften den Vor-
rang.

(Beifall DIE LINKE)

Mit Bezug auf die heutige Aktuelle Stunde wieder-
hole ich: Der soziale Mietwohnungsbau wird über-
wiegend von Genossenschaften und kommunalen
Wohnungsunternehmen gestemmt und der Ausver-
kauf von Wohnungen an börsenorientierte Unter-
nehmen lässt diese Chance für neuen Mietwoh-
nungsbau nicht steigen, im Gegenteil. Die derzeiti-
ge Anzahl von belegungsgebundenen Wohnungen,
es sind 46.000 Wohneinheiten in Thüringen, zeigt,
dass die Schaffung neuen, dauerhaften, bezahlba-
ren Wohnraums nur durch Schaffung entsprechen-
der Instrumente möglich ist. Den Förderungsan-
strengungen, die aus den Zahlen hervorgehen,
steht jedoch das vorgelegte Haushaltsbegleitgesetz
entgegen. Dort ist in Artikel 11 aufgeführt, dass
jährlich ein Betrag von 20 Mio. € pro Jahr in 2013
und 2014 zugunsten des Landeshaushalts aus dem
Fondsvermögen für die Wohnungsbau- und Städte-
bauförderung entnommen werden können. Das
wurde vielfach schon kritisiert. Auch wir sagen, das
Thüringer Wohnungsbauvermögen muss auch für
wohnungspolitische Zielstellungen eingesetzt wer-
den. Ansonsten ist es ein Etikettenschwindel.

(Beifall DIE LINKE)

Am vorliegenden Entwurf kritisieren wir weiterhin,
dass Vermieter sich aus der Belegungsbindung frei-
kaufen können, nachzulesen in § 22. Auch diese
Regelung wollten wir streichen, da es den Intentio-
nen des Gesetzes nicht entspricht. Hier wird rein
auf die privaten Interessen des Vermieters abge-
stellt, welcher jedoch zum Zeitpunkt des Förderan-
trags sich genau für die soziale Wohnraumförde-
rung entschieden hatte, und später, wie gesagt,
möchte er sich aus dieser Verpflichtung freikaufen.
Dem können wir so nicht zustimmen. Diese Rege-
lung ist weiter im Gesetz, obwohl, wie gesagt, die
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dauerhafte Sicherung der Belegungsbindung unse-
rer Meinung nach unbedingt notwendig ist.

Auch ist die Regelung für die Anforderungen an die
Barrierefreiheit nicht konkret genug mit dem Weg-
lassen der DIN-Norm. Hier werden wir dem Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zustim-
men.

Weiterhin wurde auch der Flächenverbrauch nicht
eingeschränkt. Innerstädtische Entwicklungen
durch Nutzung von Brachflächen hätten hier doch
eine Chance. Der Flächenverbrauch ist bundesweit
derzeit 81 ha am Tag, das sind 61 Fußballfelder -
erst neulich in der Zeitung nachzulesen. Dem müs-
sen wir doch Einhalt gebieten.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wünschenswert ist eine Konzentration der Förder-
mittel auf erhaltenswerte Stadtzentren und Innen-
städte. Das erfordert integrierte Handlungskonzepte
der Kommunen. Hier hätten wir gern, dass die Vor-
gaben im Gesetz strenger wären.

(Beifall DIE LINKE)

Wir hatten heute die Aktuelle Stunde „Wohnen
muss bezahlbar sein“. Ich möchte in diesem Zu-
sammenhang auch erinnern an das Grundgesetz.
In Artikel 1 steht: „Die Würde des Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt.“ Die Versorgung
mit preisgünstigem und gutem Wohnraum ist eine
Daseinsvorsorge und gehört deshalb in öffentliche
Hand. Die Politik muss mit Anreizen und Förderung
reagieren. Insbesondere auch Druck auf die Bun-
desregierung ist weiterhin notwendig, dass sie För-
derprogramme für den sozialen Wohnungsbau und
zur Stadtumgestaltung nicht aufgibt, sondern sie
müssen weiter fortgesetzt werden. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion rufe ich Frau Abgeordnete
Doht auf.

Abgeordnete Doht, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, mit
dem Entflechtungsgesetz ist die Zuständigkeit für
die soziale Wohnraumförderung vor einigen Jahren
vom Bund auf die Länder übertragen worden. Das,
denke ich, ist auch gut so, weil wir hier besser auf
die regionalen Unterschiede eingehen und die För-
derung danach ausrichten können. Mit der Erschaf-
fung des Wohnungsbaufonds haben wir die fiskali-
schen Voraussetzungen geschaffen und mit dem
Ihnen heute vorliegenden Gesetzentwurf wollen wir
hier klarstellen, wer gefördert werden kann, was ge-
fördert werden kann, wo liegen die Einkommens-

grenzen, welche Ziele und Rahmenbedingungen
geben wir uns sonst für die Wohnraumförderung.

Wir werden zum einen in die Schaffung von Miet-
wohnungen investieren, sprich diese fördern. Die
Modernisierungsförderung wird weiterhin einen
großen Anteil einnehmen, aber wir wollen auch das
selbst genutzte Wohneigentum weiterhin fördern.
Dabei gilt es, Umwelt- und Klimaschutz zu beach-
ten, auf die demografische Entwicklung einzuge-
hen. Wir hatten das heute schon in der Aktuellen
Stunde diskutiert, dass wir in Thüringen sehr unter-
schiedliche Situationen haben, Gebiete mit sehr ho-
hen Wohnungsleerständen, sehr niedrigen Mieten
bis hin zu angespannten Wohnungsmärkten in eini-
gen größeren Städten.

Es geht aber bei der Förderung auch darum, eine
nachhaltige Stadtentwicklung zu unterstützen und
stabile Bewohnerstrukturen zu schaffen bzw. zu er-
halten. Neben dem Bau und der Modernisierung
soll der Erwerb von Wohnraum gefördert werden
können, die Wohnumfeldverbesserung ebenso wie
die Schaffung von Wohnbauland, aber auch der Er-
werb von Belegungsbindungen, von Genossen-
schaftsanteilen und sonstiger Maßnahmen sind för-
derfähig. Dabei richtet sich die Förderung insbeson-
dere an Familien mit Kindern oder andere Haushal-
te mit Kindern, an junge Ehen und Lebenspartner-
schaften, an Menschen mit Behinderungen, Ältere,
Schwangere und alleinerziehende Bürgerinnen und
Bürger und sonstige hilfsbedürftige Menschen.

Wir haben im Ausschuss sehr intensiv darüber be-
raten, Kollege Wetzel hat das in seinem Bericht
schon dargestellt, und wir sind auch zu Änderungs-
anträgen im Ausschuss gekommen. CDU und SPD
haben sich auf einen gemeinsamen Änderungsan-
trag verständigt. Darin wollen wir die in § 10 festge-
schriebene Einkommensgrenze für die Wohnraum-
förderung, die sich um jedes weitere Kind bislang
um 600 € erhöhen sollte, auf 1.000 € anheben. Wir
haben auch die Freibeträge für junge Ehepaare in
§ 15 weiter erhöht.

Wir haben uns mit diesem Änderungsantrag an das
bayerische Wohnraumfördergesetz angelehnt, weil
wir nämlich auch hier in einem Wettbewerb stehen.
Wir wollen, indem wir hier gleiche Voraussetzungen
schaffen, auch junge Leute, junge Familien im Land
halten. Wenn sie hier zu gleichen Bedingungen ein
Eigenheim bauen können oder eine Wohnung er-
werben können, dann ist dies auch ein Anreiz viel-
leicht für viele Pendler, die wir nach wie vor haben,
die aus dem Südthüringer Raum nach Bayern aus-
und einpendeln, ihr Eigenheim vielleicht auf Thürin-
ger Grund zu bauen und nicht in Bayern.

Ebenfalls geändert wurden die §§ 16 und 28 als fol-
gende. Hier geht es darum, dass das Ministerium
die Möglichkeit hat, bestehende Belegungsbindun-
gen in Gebieten mit sehr viel Wohnungsleerstand
ruhen zu lassen. Das heißt, wir wollen damit eine
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flexible Handlungsweise ermöglichen. Wenn Woh-
nungsleerstand vorhanden ist, dann ist es sicherlich
nicht nötig, alle Belegungsbindungen aufrechtzuer-
halten.

Zu dem Änderungsantrag der GRÜNEN vielleicht
noch ein paar Worte.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Gerne.)

Ja, will ich gern tun, Frau Schubert. Sie fordern ja,
dass die Modernisierungsförderung und auch die
Förderung von Wohnbauland nur auf die Ortskerne
beschränkt sein soll. Wir haben das im Ausschuss
schon abgelehnt und ich kann das hier nicht nach-
vollziehen. Sie beklagen einerseits, dass wir Woh-
nungsnot hätten, kommen immer mit dem Jenaer
Beispiel - heute in der Aktuellen Stunde hatten wir
das ja auch wieder -, aber als wir damals spät
abends zu vorgerückter Stunde über Ihren Antrag
zur Maklercourtage gesprochen haben und es auch
schon darum ging, dass man eigentlich damit nicht
viel erreicht, sondern letztendlich nur, indem man
investiert, indem man zusätzlichen Wohnraum
schafft, auch eine Entspannung des Wohnungs-
marktes herbeiführen kann, haben Sie gesagt, in
Jena ist da ja gar kein Platz. Dann ist es doch aber
völlig kontraproduktiv

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das habe ich nicht gesagt.)

- doch, das haben Sie gesagt -, wenn Sie jetzt kom-
men und sagen, wir wollen die Wohnungsbauförde-
rung nur noch auf die Ortskerne richten. Nein. Wir
sagen, das soll offen bleiben. Wir sind auch dafür,
in die Ortskerne zu gehen, da, wo es Brachflächen
gibt, die für den Wohnungsbau zur Verfügung ste-
hen, da, wo die Platzverhältnisse das ermöglichen.
Aber wir werden durchaus Situationen vorfinden,
wo wir sagen, wir können eben nicht nur in die
Ortskerne investieren. Wir werden auch weiterhin
noch die Plattenbauten modernisieren müssen an
dem einen oder anderen Standort, genauso, wie wir
auf der einen oder anderen Seite vielleicht auch ab-
reißen müssen. Das eine schließt das andere nicht
aus, sondern wir müssen auf diesen sehr unter-
schiedlichen Wohnungsmarkt auch mit differenzier-
ten Lösungen reagieren können. Deswegen lehnen
wir diesen Antrag ab.

Zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE, die Eigen-
heimförderung zu streichen: Zum einen spricht Ihre
Begründung, Frau Sedlacik, dass diejenigen, die
unter diese Einkommensgrenzen fallen, sich das
sowieso nicht leisten können, von so viel Unwissen-
heit. Wären Sie mal auf die Thüringer Aufbaubank
zugegangen oder das Ministerium hätte sicherlich
auch die Zahlen liefern können, wie viele gerade
auch Schwellenhaushalte in den letzten Jahren sich
mit der Wohnungsbauförderung ein Eigenheim er-
richten konnten. Ich habe das hier auch schon ein-

mal gesagt, so ein Eigenheim ist letztendlich auch
immer die beste Altersvorsorge.

(Zwischenruf Abg. Sedlacik, DIE LINKE: Wie
viele Zwangsversteigerungen haben wir
denn?)

Über Zwangsversteigerungen muss man sicherlich
reden. Aber dann schauen Sie bitte mal hin, die in
die Zwangsversteigerung gehen, das sind nicht die,
die Fördermittel beantragt haben, denn wenn ich
Fördermittel beantrage, die über die TAB ausge-
reicht werden, da wird am Anfang schon genau auf
das Finanzierungskonzept geschaut. Die in die
Zwangsversteigerung gehen, sind die, die vor vie-
len Jahren frei finanziert wurden, bei denen die
Banken nicht genau hingeschaut haben. Nein, es
entspricht einfach Ihrer Ideologie, dass Sie privates
Eigentum nicht fördern wollen und damit schließen
Sie nahtlos an die DDR-Wohnungspolitik an,

(Beifall CDU, SPD)

als man dem Eigenheimbesitzer nicht den Sack Ze-
ment hat zukommen lassen, als man die Innenstäd-
te hat verfallen lassen, um Geschosswohnungsbau
an den Rändern zu errichten. Deswegen lohnt es
nicht, weiter über diesen Antrag zu diskutieren.

(Beifall CDU)

(Unruhe SPD)

Ich bitte darum, dass der Landtag der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses zustimmt,
denn dann haben wir ein gutes Gesetz.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich Frau Abgeordnete Schubert zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, das
Strucksche Gesetz, was für das Landesplanungs-
gesetz nicht gegolten hat - schönen Gruß an Herrn
Machnig, das Landesplanungsgesetz ist tatsächlich
schon verabschiedet, das Landesentwicklungspro-
gramm nicht, das liegt aber auch nicht im Parla-
ment, sondern zurzeit im Hause Carius, nur, um
hier mal das Parlamentsgeschehen zu erläutern, ist
hier mal wieder befolgt. In der Tat hat die Koalition
ein paar Änderungen auf den Weg gebracht, aller-
dings war sie sehr halsstarrig, was unsere Ände-
rungsanträge betrifft, die zum Teil ja das aufneh-
men, was uns mehrere Experten ans Herz gelegt
haben während der Anhörung.

(Zwischenruf Carius, Minister für Bau, Lan-
desentwicklung und Verkehr: Ach, jetzt hören
Sie auf … schon zu Weihnachten.)
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Die vielen, die sich eine Meinung zu dem Gesetz
gebildet und uns das kundgetan haben, werden,
was eine Begründung dafür betrifft, warum die Än-
derungen nicht eingeflossen sind, wie immer leer
ausgehen. Die Begründung wird es nicht geben
nach dem Procedere, wie wir das gerade haben,
und ich werde nicht müde, das immer wieder als
Mangel unserer Demokratie zu betonen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese Rückmeldung fehlt, unabhängig von dem,
was ich jetzt noch politisch dazu sagen werde.

Frau Doht, ich fange gleich bei dem Punkt unseres
Änderungsantrags an, den Sie erwähnt haben. Es
ist ja nicht so, dass das nur von uns kommt. Die
Landesregierung hat 75.000 € für den Wohnungs-
marktbericht von Empirica ausgegeben. Genau die-
ses Institut, was übrigens auf unsere Anregung hin
zu der Stellungnahme aufgefordert wurde, hat die-
sen Punkt „Bitte konzentriert euch auf den Innenbe-
reich“ hervorgehoben, hat uns wärmstens ans Herz
gelegt, das in dieses Gesetz einzuarbeiten, auch
als Fazit aus ihrer Analyse des Wohnungsmarktbe-
richts. Es ist schon bemerkenswert, ich wollte mit
der Aktuellen Stunde eben nicht den Wohnungs-
marktbericht zum Thema machen in diesem Hause,
sondern tatsächlich die Wohnungsknappheit in un-
seren drei größeren Städten. Sie haben gesagt, mit
dem Wohnraumfördergesetz wollen Sie etwas für
ganz Thüringen tun. Und Herr Carius betonte, wir
haben noch 8 Prozent Leerstand. Genau deswegen
muss man bei dem Wohnraumfördergesetz mit so
einer Maßgabe reagieren, nämlich die Förderung
auf den Innenstadtbereich beschränken, und das
macht mit der zweiten Anregung von Empirica sehr
viel Sinn. Die fordert Fördermittel nur dann auszu-
reichen, wenn die Kommunen sich Gedanken ge-
macht haben, wenn sie ein, Empirica nennt es inte-
griertes Handlungskonzept zwingend vorlegen
müssen, bevor sie Fördermittel bekommen. So geht
man in Zukunft mit Geld um in diesem Freistaat.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und diese Bedingung nicht zu fordern, ist verant-
wortungslos, was die Mittelvergabe betrifft. Hier
geht es darum, den demografischen Wandel steu-
ern zu wollen, und das lehnen Sie nach wie vor ab
oder Sie stellen sich nicht dieser Herausforderung.
Das möchte ich sehr kritisch anmerken.

Übrigens, dieser Punkt Innenentwicklung ist nicht
nur von Empirica angemerkt, sondern auch von der
Ingenieurkammer Thüringen und ich bin nach wie
vor beeindruckt, wie wenig Sie solche Fachmeinun-
gen berücksichtigen bei diesem Gesetzentwurf.

Zweiter Punkt, der mir auch sehr wenig einsichtig
ist, weil er in keiner Weise den Koalitionsfrieden ge-
fährden würde, auch eine Anregung der Ingenieur-

kammer Thüringen, die Bauherrengemeinschaften
zu fördern.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Anfrage
durch die Frau Abgeordnete Doht?

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ja, wenn ich mit dem nächsten Aspekt fertig bin?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Sie entscheiden das.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ja.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Einen kleinen Moment noch.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Es ist zu erkennen, dass es in diesem Land Leute
gibt, die sich privat engagieren, die Bauherrenge-
meinschaften gründen wollen oder kleine Genos-
senschaften und sagen, wir wären auch bereit, in
dieser Bauherrengemeinschaft, in dieser Genos-
senschaft preisgünstigen Wohnraum zur Verfügung
zu stellen. Warum Sie das nicht fördern wollen, ist
mir völlig unverständlich.

Bitte schön, Frau Doht, Ihre Nachfrage.

Abgeordnete Doht, SPD:

Ich wollte Sie fragen, ob Sie denn den gesamten
Gesetzestext gelesen haben, weil Sie hier so auf
Stadtentwicklungskonzepten bestehen und Ihren
Antrag hier bringen. Es heißt in § 2 unter den Zie-
len, Punkt 3: „die Optimierung des Wohnraumange-
bots unter Berücksichtigung des stadtentwicklungs-
politischen Ziels eines urbanen, flächensparenden
Bauens und Wohnens, auch im Zusammenhang
mit städtebaulichen Sanierungs-, Entwicklungs- und
Stadtumbaumaßnahmen“. Ist denn das nicht gera-
de das, was Sie fordern?

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Nein, weil Sie ja den Kommunen das nicht als eine
gewisse Soll- oder Pflichtvorschrift auferlegen.

(Zwischenruf Abg. Doht, SPD: Steht doch im
Gesetz.)
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Fördermittel dann, wenn die Kommunen sich vorher
Gedanken gemacht haben, was passiert mit dieser
Stadt, welche Quartiere muss ich möglicherweise
abreißen oder welche großen Wohneinheiten und
wie viel Investitionen muss ich in das Zentrum
stecken. Genau diese Gedanken müssen sich die
Kommunen zwingend machen aus unserer Sicht
und auch aus der Sicht von Empirica. Und das ha-
ben Sie nicht mit aufgenommen, nach wie vor nicht.

Ich komme noch mal zurück auf die Aktuelle Stun-
de und auf das, was auch der Minister gesagt hat.
Es ging ja hier um einen differenzierten Sachver-
halt. Natürlich brauchen wir den Mietwohnungsneu-
bau und ja, Jena war etwas bockig, will ich mal sa-
gen, was das angeht. Aber Sie können doch nicht
die Mieterinnen und Mieter, die jetzt in Nöten sind,
damit vertrösten - in Jena wird ja jetzt gebaut -,
dass wir irgendwann mal zu einem entspannten
Wohnungsmarkt kommen. Ich wundere mich schon
sehr, Schwarz-Gelb hat ja den Vorschlag gemacht,
eine Landesermächtigung auf den Weg zu bringen,
um zu hohe Mieten zu begrenzen, dass Sie sich
dem so entgegenstellen. Wir müssen jetzt etwas
tun für die Mieterinnen und Mieter in unseren grö-
ßeren Städten. Und diese Ermächtigung war auch
so vorgesehen, dass sie - ich glaube, es waren fünf
Jahre - halten würde. Das ist genau die Reaktion,
die man braucht in der Politik, wir reagieren auf ei-
ne aktuelle Situation. Diese Verordnung, diese Er-
mächtigung kann man ja dann auch wieder ein-
stampfen, wenn der Wohnungsmarkt sich ent-
spannt hat. Aber es geht um genau diesen Zeit-
raum und darauf haben Sie keine Antwort.

Noch ein Wort zu den LINKEN: Auch wir sind der
Meinung, dass es grundsätzlich sehr sinnvoll ist, Ei-
gentum, Eigenheime zu fördern, den Bau von Ei-
genheimen, weil wir auch glauben, das ist eine
sinnvolle Investition, die unter Umständen den
Menschen eine Altersvorsorge ermöglicht, da sind
wir sehr dafür. Allerdings müssen wir dann auch
gleichzeitig sicherstellen, dass dieses Eigenheim
nicht irgendwann an Wert verliert. Das kann man
dadurch sicherstellen, dass wir auf die Innenent-
wicklung fokussieren. So riskieren Sie, dass diese
Häuser irgendwo in einer Randlage entstehen, wo
dann irgendwann niemand mehr wohnt und das
Ding einfach nichts mehr wert ist. Das müssen wir
verhindern. Insofern noch einmal mein Appell, über-
denken Sie bitte diese Anmerkung, die nicht nur
von uns kommt, sondern auch von Empirica, die
sich sehr ausführlich mit der Situation in Thüringen
beschäftigt hat.

Zweiter Punkt zu den LINKEN, wir sind nicht der
Meinung, dass man die, Sie nennen es Freikauf der
Belegungsbindung, unter allen Umständen aus-
schließen darf. Wir haben in Thüringen einen diffe-
renzierten Wohnungsmarkt und es muss auch mög-
lich sein, mit dem Gesetz flexibel zu reagieren, um,
wenn wir diese Wohnungsknappheit nicht haben,

Belegungsbindungen aufzuheben, weil sie keinen
Sinn mehr machen, weil sie nichts dazu beitragen,
die soziale Durchmischung usw. zu gewährleisten.
Wir sind über eine Änderung sehr glücklich, dass
Sie die Förderung von Wohneigentum für Lebens-
partnerschaften explizit noch einmal mit dem Ge-
setz ermöglichen

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und auch die Förderung von Quartierkonzepten be-
rücksichtigen. Alles in allem habe ich aber deutlich
gemacht, dass uns an wichtigen Punkten der Ge-
setzentwurf nicht ausreichend formuliert ist, also
wichtige Punkte nicht mit aufgenommen worden
sind. Deswegen werden wir uns schlussendlich ent-
halten. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Wetzel
das Wort.

Abgeordneter Wetzel, CDU:

Ich weiß, ich habe noch nicht gearbeitet heute früh.

(Heiterkeit SPD)

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
wir sprechen heute hier in zweiter Lesung über das
Wohnraumfördergesetz Thüringens. Meine Damen
und Herren, vielleicht vorweg, es ist das erste junge
Bundesland, das ein eigenständiges Wohnraumför-
dergesetz auf den Weg gebracht hat. Darauf, den-
ke ich, können wir auch stolz sein. Es hängt mit der
Föderalismusreform zusammen, das wurde heute
schon mehrfach erwähnt, die im Bund stattgefun-
den hat, und wir führen mehrere Bundesgesetze
zusammen zu einem Gesetz. Wir entbürokratisie-
ren letztendlich auch ein Stück diese Gesetzestafel.

Meine Damen und Herren, bevor ich in das Gesetz
einsteige, möchte ich Frau Schubert gern die Frage
stellen, wie sie das verwirklichen will,

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Was denn?)

dass sie für ein neues Eigenheim sicherstellen will,
dass es nicht an Wert verliert. Das ist mir zu hoch.
Wenn also das Eigenheim 25 Jahre alt ist, steht ga-
rantiert eine Grundsanierung ins Haus, die eine
Größenordnung umfasst. Wenn Sie das nicht
durchführen und verkaufen ihr Häuschen, dann
können Sie davon ausgehen, dass das auf jeden
Fall den Wertverlust darstellt, den das Haus einmal
hatte gegenüber einem neuen Wert. Das sind so
Gedankengänge, die bei meinen Damen und Her-
ren von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Raum ste-
hen. Die erinnern mich nicht einmal an die Zeit vor
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1989, das ist etwas ganz Neues. Aber vielleicht
muss man auch mit etwas ganz Neuem leben.

Meine Damen und Herren, Frau Sedlacik hat in der
letzten Sitzung in der ersten Lesung am 19. Okto-
ber einmal von einem Taschenspielertrick gespro-
chen von dem Gesetz. Gott sei Dank hat sie das
heute nicht noch einmal erwähnt, sonst hätte ich
noch einmal explizit darauf eingehen müssen. Das
ist es nun wirklich nicht, ein Taschenspielertrick,
sondern dieses Gesetz ist eine sinnvolle Zusam-
menführung mehrerer Gesetzeswerke aus Bund
und Land, um auch wirklich entbürokratisierend zu
wirken in unserem Land.

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen war das letzt-
endlich auch ein Teil des Koalitionsvertrags, dass
wir dieses Gesetz auf den Weg bringen. Das wollen
wir auch mit dem heutigen Tag positiv erledigen. Es
soll, und das haben wir in den letzten Sitzungen
auch im Wohnungsmarktbericht immer wieder fest-
gestellt und vermerkt, dass hier eine enge Verzah-
nung auch stattfand zwischen Wohnungsmarktbe-
richt und Wohnraumfördergesetz oder Wohnungs-
fördergesetz, weil der Wohnungsmarktbericht und
das Wohnraumfördergesetz letztendlich miteinan-
der kommunizierende Säulen darstellen. Das wird
im Gesetz auch deutlich. Das beginnt schon allein
bei der Berücksichtigung der Folgen der demografi-
schen Entwicklung in unserem Lande und damit
auch ein Stück Aufwertung unserer Innenstädte
und Lückenschließungen in den Innenstädten.

Die Anforderungen an Barrierefreiheit und Klima-
schutz sind selbstverständlich zu berücksichtigen
und sind auch im Gesetz berücksichtigt. Die Be-
zahlbarkeit von Mieten, denke ich, ist selbstredend.
Ich will nicht noch mal wiederholen, was 1990/91
durch das Land geisterte. Wir haben einen kleinen,
denke ich, Glücksfall und auch eine kleine Erfolgs-
story in den letzten 22 Jahren im Wohnungsbereich
in Thüringen erreicht. Dafür danke ich den in der
Landesregierung verantwortlichen Abteilungen,
auch dem Landesverwaltungsamt, aber auch den
Kommunen und Städten und Landkreisen, die dar-
an mitgearbeitet haben,

(Beifall CDU)

dass wir heute ein so, denke ich doch, bezahlbares,
aber modernes Wohnungssystem in unserem Frei-
staat Thüringen haben dürfen.

Die städtebaulichen Aspekte, meine Damen und
Herren, sind auch in diesem Gesetz geregelt. Auch
das war ein Anlass für dieses Gesetz überhaupt.
Die Schwerpunkte des Gesetzes - wohin geht die
Reise? Meine Damen und Herren, die Förderung
von Mietwohnungen zur Versorgung der Bürger mit
solidem und preiswertem Wohnraum, die Förde-
rung des selbst genutzten Wohneigentums, die
Modernisierung von Wohnraum, der Erwerb von
Belegungsrechten, die Harmonisierung von Wohn-

raumförderung und Wohngeldrecht, die Anlehnung
der Einkommensermittlung an die Wohngeldbe-
rechnung führt zu Einsparungsmöglichkeiten bei
den zuständigen Behörden und auch da wiederum
ein Stück Entbürokratisierung in unserem Land.

Zum parlamentarischen Ablauf, meine Damen und
Herren: Es gab eine schriftliche Anhörung, das hat
der Berichterstatter vorhin schon erwähnt. Quintes-
senz der Anhörung war, der Gesetzentwurf wurde
von allen Anzuhörenden grundsätzlich positiv be-
wertet. Deshalb brauchen wir uns jetzt, denke ich,
auch in der zweiten Lesung gar nicht unbedingt so
heißreden und aufregen. Kritik gab es an den The-
men, soziale Wohnraumförderung nur durch Wohn-
raumförderung zu ersetzen. Ich denke, die soziale
Zielstellung des Gesetzes kommt dadurch nicht
zum Ausdruck, wenn ich nur Wohnraumförderge-
setz, sondern soziales Wohnraumfördergesetz
schreiben würde. Die Aufnahme von Studenten als
Zielgruppe war in der Anhörung erwähnenswert, in
der Aufzählung bereits auch in anderen Gruppen,
denke ich, sind diese Zielgruppen zugeordnet. An-
hand der derzeitigen Tätigkeiten der Studenten
kann nicht auf das künftige Einkommen geschlos-
sen werden. Diese Aufgaben sind anderen Trägern,
denke ich, im Land zuzuordnen und auch von de-
nen zu erbringen.

Aufnahme von Gemeinden als Fördermittelempfän-
ger sollte explizit Erwähnung finden, meine Damen
und Herren. Wenn Kommunen Grundstückseigen-
tümer sind, dann, denke ich, sind sie ohnehin Emp-
fänger von Fördermitteln, das braucht man nicht
noch mal extra im Gesetz niederzuschreiben. Die
Ergänzung dazu, denke ich, ist entbehrlich.

Aufnahme einschlägiger DIN-Normen im Gesetz:
Ich denke, die Förderrichtlinie, die für dieses Ge-
setzeswerk existiert, regelt die DIN-Normen in jegli-
cher Hinsicht. Damit kann zeitnah auch auf aktuelle
Entwicklungen, denke ich, reagiert werden und das
Gesetz wird nicht überfrachtet mit übermäßig ho-
hen Anforderungen und Zahlenwerken.

Die Einkommensgrenze sei zu niedrig angesetzt,
war auch ein Punkt. Die Einkommensgrenze liegt
bei 20 Prozent über denen des Wohnungsförderge-
setzes des Bundes. Entsprechend den Obergren-
zen der Förderrichtlinie, denke ich, haben sich auch
die Einkommensgrenze, die wir in Thüringen fest-
gelegt haben, bewährt.

Abschluss von Mietverträgen durch zuständige
Stellen für die sozial Bedürftigen, denke ich, ist ein
Eingriff in die Rechte der Bürger, auch ein Eingriff
in die Vertragsfreiheit, wenn wir das im Gesetz ex-
plizit festschreiben. Ebenso Hartz-IV-Bescheide als
Wohnberechtigungsschein zu nutzen, ist, denke
ich, ein Datenschutz bei Hartz-IV-Bescheiden und
Wohnberechtigungsscheinen unterschiedlich und
zeigt auch, dass die Berechtigung für Wohnen und
andere Größen hier nichts zu suchen hat. Auf
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Hartz-IV-Bescheide, offenbar auch persönliche Um-
stände des Datenschutzes, denke ich, muss man
noch mal verweisen.

Erhöhung der finanziellen Obergrenze bei Strafen,
bei Verstößen gegen das Gesetz: Meine Damen
und Herren, zuständigen Stellen wird damit größe-
rer Spielraum bei der Ahndung von Verstößen ein-
geräumt. In der Stellungnahme der Anhörung und
der Änderungsantrag der CDU und der SPD, denke
ich, gab es weiterhin Kritik des Verbandes der Thü-
ringer Wohnungswirtschaft und Immobilienwirt-
schaft e.V., nämlich keine Regelung zu bisher ru-
hend gestellten Belegungsbindungen im Gesetz
festzuschreiben. Das ist im Änderungsantrag der
Koalitionsfraktionen aufgegriffen und geregelt wor-
den. Auch in § 15 zusätzlich junge Ehen und Le-
benspartnerschaften in die Freibetragsgrenzen auf-
zunehmen, ist klar und deutlich geregelt. Frau Doht
ist heute auch schon darauf eingegangen, das kann
ich mir jetzt sparen. Wichtig und interessant daran
war nur, dass wir auch die Fördersätze für diese
jungen Ehepaare und Lebenspartnerschaften er-
höht haben, und zwar dem bayerischen Niveau an-
geglichen haben. Ich denke, wir haben genügend
Berührungspunkte zu Franken, Mittel- und Unter-
franken und Oberfranken, dass wir da wenigstens
ein Stück auch mit unseren Möglichkeiten den de-
mografischen Faktor positiv für Thüringen in Be-
tracht gezogen haben, denn die CDU-Fraktion - das
will ich an dieser Stelle sagen - bekennt sich damit
auch klar zu Ehe und Familie.

Lassen Sie mich noch ein bisschen eingehen auf
die Änderungsanträge der Oppositionsfraktionen.
Meine Damen und Herren, die Ablehnung im Aus-
schuss für Bau und Verkehr möchte ich vielleicht im
Einzelnen kurz begründen. Im Änderungsantrag der
FDP-Fraktion war das Streichen von Kindern bei
der Zielgruppe Familien mit Kindern, Aufnahme von
Azubis und Studenten als Zielgruppe. Vor dem Hin-
tergrund des demografischen Wandels, denke ich,
ist besonders begrüßenswert, Familien mit Kindern
als Zielgruppe der Förderung zu benennen, Auszu-
bildende und Studenten hingegen nicht, weil diese
bei den anderen Gruppen bereits enthalten sind.
Anhand ihrer derzeitigen Tätigkeit kann nicht auf ihr
Einkommen rückgeschlossen werden.

Nächster Punkt war die Aufnahme einschlägiger
DIN-Normen - ich habe dazu bereits meine Äuße-
rung getan -, das wird in Förderrichtlinien geregelt.
Das, denke ich, ist dort auch in richtiger Form ange-
bracht statt im Gesetz. Damit kann zeitnah auf ak-
tuelle Entwicklungen reagiert werden, ohne das Ge-
setz zu überfrachten oder Gesetzesänderungen
herbeiführen zu müssen.

Die Änderungsanträge der GRÜNEN - drei wichtige
Punkte daraus: Die Fokussierung der Förderung
auf den Innenbereich in Städten und Kommunen,
da die Empfehlung aus dem Wohnungsmarktbe-

richt. Ich denke, der Gesetzentwurf folgt der Reali-
tät der kommunalen und städtebaulichen Konzepte.
Eventuelle Verengungen ausschließlich auf Innen-
bereiche werden in Förderrichtlinien des Freistaats
klar und deutlich geregelt und sind damit im Gesetz
entbehrlich. Das wäre auch, denke ich, ein falsches
Signal, ein Ausschlusskriterium im Gesetz zu re-
geln.

Aufnahmen von Bauherrengemeinschaften - auch
das hat Frau Schubert noch mal in Erwägung gezo-
gen - als Empfänger der Förderung: Bauherrenge-
meinschaften sind Gesellschaften des bürgerlichen
Rechts und aufgrund dieser unüberschaubaren
Rechtsform auch mit finanziellen Ausfallrisiken ver-
bunden, damit auch ein erhöhtes Risiko für Steuer-
geld bzw. Geld der öffentlichen Hand, das dabei
nicht beigebracht werden kann. Aus dem Grunde
schließen wir das aus.

Verpflichtende Erstellung von kommunalen Stadt-
und Wohnungsmarktentwicklungskonzepten - „ver-
pflichtende Erstellung“, bitte noch mal deutlich -: Ich
denke, zusätzlicher Verwaltungsaufwand sollte
nicht betrieben werden. Auch aus dem Gesetz her-
aus Eingriffe in die Entscheidungskompetenz der
Kommunen wäre die Folge. Laut Gesetz - und Frau
Doht hat das vorhin ebenfalls noch mal richtig ge-
schildert - geschieht das ohnehin alles aufgrund
von Stadtentwicklungskonzeptionen in unserem
Freistaat.

Der Änderungsantrag der LINKEN beinhaltet haupt-
sächlich die Kritik an der eigenen Wohnraumförde-
rung. Ich denke, für alle Thüringer Bürger sind die
eigenen vier Wände ein wichtiges Lebensziel und
die Wohneigentumsquote ist in Thüringen extrem
hoch, explizit extrem hoch, zumindest was die mit-
teldeutschen Bundesländer angeht. Die Einzigen,
die uns dabei noch übertreffen, sind wohl Baden-
Württemberg und auch ein Stück Bayern.

Die CDU setzt sich weiter für die Förderung des
selbstgenutzten Wohneigentums als Bestandteil
der Altersvorsorge ein, weil privates Wohneigentum
nun einmal die sozialste Form des Wohnens dar-
stellt, weil privates Wohneigentum sehr nachhalti-
ger Altersvorsorge dienlich ist und weil Bindung an
eine Stadt bzw. an den Freistaat und damit der Be-
gegnung des demografischen Wandels entgegen-
gewirkt wird.

(Zwischenruf Abg. Hitzing, FDP: Die Dörfer
auch!)

Natürlich die Dörfer auch, Franka, ich will dies hier
explizit noch mal erwähnen. Ich habe das noch nie
gesagt, aber an der Stelle könnte ich es mal sagen.
Ich meine - das ist eine kleine Ausflucht, Frau Prä-
sidentin, entschuldigen Sie -, die Pößnecker sind ja
keine Kreisstadt, sondern im Saale-Orla-Kreis ist
Schleiz die Kreisstadt geworden und Schleiz ist ja
bekanntlicherweise die zweitkleinste Kreisstadt

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 107. Sitzung - 23.01.2013 10157

(Abg. Wetzel)



Deutschlands und die Pößnecker sagen dann im-
mer Seven-Village-Town, das Kreisdorf, und Se-
ven-Village-Town heißt: Sieben-Dörfer-Stadt und so
viele gehören halt auch zu der Stadt Schleiz. Herr
Bergner lachen Sie nicht, Sie haben auch hin und
wieder mit dieser Stadt gute Zusammenarbeit.

Meine Damen und Herren, Förderung von Neubau,
auch ein Teil des Antrags der LINKEN, soll ausge-
schlossen werden, wenn Leerstand besteht. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, der Bedarf an Wohn-
raum, ich denke, den kann man nicht gleichsetzen
mit dem Angebot an Leerstand, sondern man muss
hier explizit auf bestimmte Dinge, auch auf den
Wohnungsmarktbericht, reagieren. Es kann nicht
sein, dass, wenn ich einen halb leerstehenden
Block habe, ich keinerlei Veränderungen des Neu-
baus in meiner Stadt oder in meinem Dorf vorneh-
men kann, weil Wohnungen leer stehen, die viel-
leicht überhaupt nicht dem Wohnungsmarkt ange-
glichen und angepasst sind, vor allem auch nicht
der Nachfrage. Zum Beispiel muss er barrierefrei
sein, aber der Bestand ist es eben nicht. Ich kann
also aus einem bestehenden Altbau nicht unbedingt
ein barrierefreies Gebäude errichten. Oder Woh-
nungssuchende werden dann, wenn wir dem nicht
gut, besser als bisher oder vielleicht schlechter als
bisher entgegenwirken, wird Wegzug aus unserem
Freistaat die Folge sein und das wollen wir ja ver-
hindern.

Der letzte Punkt bei der Fraktion DIE LINKE war,
die Hartz-IV-Bescheide als Wohnberechtigungs-
schein zu nutzen. Auch hier wieder der Verweis auf
den Datenschutz, bei Hartz IV die Bescheide und
Wohngeldberechtigungsscheine sind unterschied-
lich und lediglich die Berechtigung für Wohnflä-
chengröße wird durch den Wohnberechtigungs-
schein angezeigt.

Zum Schluss, meine Damen und Herren, die Ab-
stimmung oder wo ich um Zustimmung bitte, die
Landesregierung nutzt für den Freistaat die Mög-
lichkeit der eigenen Gestaltung im Bereich der
Wohnraumförderung. Die Eigeninitiative wird sehr
begrüßt. Die Landesregierung setzt sich damit ein
Ziel aus dem Koalitionsvertrag, das hiermit auch
umgesetzt wird. Die Landesregierung stellt sich den
Herausforderungen der Zukunft, auch weiterhin ge-
förderten Wohnraum im Freistaat zur Verfügung zu
stellen, und zwar nach dem Angebot, nach der
Nachfrage und nicht nach dem, was wir glauben
bauen zu müssen, um auf den demografischen
Wandel und den Klimaschutz auch ordnungsgemäß
und positiv zu reagieren.

Meine Damen und Herren, im Namen meiner Frak-
tion bitte ich um Zustimmung zu unserer Be-
schlussempfehlung aus dem Ausschuss in der
Drucksache 5/5485 und die Annahme des Ge-
setzes in der Drucksache 5/5061. Danke schön.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Vielen Dank. Frau Abgeordnete Schubert, das war
keine Anfrage an den Redner?

(Zuruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wortmeldung!)

Sie möchten noch mal selber sprechen, da hat aber
vorher das Wort der Abgeordnete Untermann für
die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Herr
Wetzel hat sehr ausführlich über das bisherige Ver-
fahren im Bauausschuss berichtet.

(Beifall FDP)

Ich werde ebenso, aber nur so lange wie nötig, hier
berichten.

(Beifall FDP)

Im Ergebnis der Anhörung liegen den Mitgliedern
des Bauausschusses zahlreiche Anregungen zur
Änderung des Gesetzentwurfs vor. Ich möchte auf
einige Punkte des Änderungsantrags der FDP-
Fraktion ganz kurz eingehen:

In § 2 unterbreitete die FDP den Vorschlag, bei den
Zielgruppen der Wohnraumförderung Auszubilden-
de und Studenten zusätzlich aufzunehmen.

(Beifall FDP)

Für mich ist das unverständlich, warum die Abge-
ordneten der Koalition dieses abgelehnt haben.

(Beifall FDP)

Da stimmen wir übrigens auch mit den anderen
Partnern in der Opposition überein. Ich glaube, die
LINKE hatte dasselbe Thema, ich glaube, die GRÜ-
NEN hatten das auch in dieser Richtung. Der Woh-
nungsmarkt stellt sich in Thüringen stark differen-
ziert dar. Laut Wohnungsmarktbericht Thüringen
gestaltet sich der Wohnungsbedarf an Sozialwoh-
nungen regional unterschiedlich - sehr wichtig. In
Jena und Erfurt werden überdurchschnittlich viele
Wohnungsscheine ausgestellt. Laut Wohnungs-
marktbericht sind steigende Tendenzen nach Woh-
nungsmarktberechtigungsscheinen auch in Suhl, in
den Landkreisen Nordhausen, Schmalkalden-Mei-
ningen, im Saale-Holzland-Kreis und auch in Greiz
zu verzeichnen.

Das spiegelt oftmals die wirtschaftlichen und finan-
ziellen Rahmenbedingungen der Region wider. So-
mit besteht auch weiterhin Handlungsbedarf in den
Regionen bei der Versorgung mit Sozialwohnun-
gen. Deshalb sollte in § 20 Abs. 1 bis 3 „höchst-
möglich“ zur angegebenen Miete durch die Worte
„höchstmögliche ortsübliche Miete“ ersetzt werden
sowie ein Hinweis über eine Abgeltung der Be-
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triebskosten auf die jeweils gültige Fassung der Be-
triebskostenverordnung erfolgen.

Der § 5 - Förderungsgrundsätze - sollte in Nummer
2 Anforderungen des barrierefreien und barrierear-
men Bauens beinhalten. Der Änderungsantrag die
Ergänzung der Worte „nach den geltenden ein-
schlägigen DIN-Normen“. Gerade beim Bau und
insbesondere beim barrierefreien Bauen führen
DIN-Normen dazu, dass überall vergleichbare Stan-
dards bestehen. Die vorgeschlagenen Ergänzun-
gen führen aus meiner Sicht zu einer Präzisierung
der Paragraphen.

Ein Punkt des Änderungsantrags der Fraktion DIE
LINKE sieht u.a. in § 6 vor, dass der Erwerb von
Wohnraum gestrichen wird. Auch wenn bei den
festgelegten Einkommensgrenzen die Wahrschein-
lichkeit sehr gering sein wird, dass die betroffenen
Zielgruppen Wohnraum erwerben können, möchten
wir doch diese Option für alle offenlassen. Auch
wenn in der letzten Sitzung des Bauausschusses
die Freibeträge in § 10 auf Antrag der CDU und
SPD geändert wurden, denen wir auch zugestimmt
haben, gehen uns die Ergänzungen der Landesre-
gierung nicht weit genug. Deshalb werden wir uns
bei diesem gut gemeinten Antrag enthalten.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Nun hat noch einmal das Wort Frau Abgeordnete
Schubert für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine werten Kollegen und Kolle-
ginnen, ich möchte noch auf drei Punkte eingehen,
die Herr Wetzel hier aufgemacht und direkt auch
auf uns bezogen hat. Herr Wetzel, was den Wert-
verlust anbetrifft, besteht die Gefahr mit diesem Ge-
setzentwurf, dass dann das Haus, das Eigenheim
in einer Gegend steht, die dann in 10, 20 Jahren so
vom demografischen Wandel gezeichnet ist, dass
also außenrum niemand mehr wohnt. Diesen Wer-
teverlust meine ich und nicht den, der allen Gebäu-
den zuteil wird, nämlich dass es natürlich irgend-
wann einen Sanierungsbedarf gibt. Deswegen un-
ser Änderungsantrag. Ich hoffe, ich habe mich da
jetzt verständlich ausgedrückt.

Vielleicht auch noch einmal zu Frau Doht: Ich bin
überzeugt davon, wir haben in Thüringen viele
Ortskerne, wir haben genug Ortskerne, um all das,
was man mit diesen begrenzten Fördermitteln ver-
wirklichen kann, zu verwirklichen. Dafür ist genug
Platz. Insofern steht dieser Prioritätensetzung auf
den Innenbereich überhaupt nichts im Wege, Sie
wollen es einfach nicht.

(Beifall Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zweiter Punkt: Barrierefreiheit, das habe ich ver-
gessen zu erwähnen. DIE LINKE hat begrüßt, dass
wir das in unserem Änderungsantrag mit drin ha-
ben, dass wir dort aufnehmen wollen, dass diese
Barrierefreiheit nach den einschlägigen DIN-Nor-
men zu bewerkstelligen ist. Was spricht dagegen?
Das ist eine Klarstellung und kein zusätzlicher Auf-
wand. Wir wollen doch den Menschen, die Förder-
mittel bekommen und dann barrierefrei bauen wol-
len, sagen, wie sie das zu tun haben und nicht beim
Bau bzw. bei der Planung die Menschen im Unkla-
ren lassen, wie viel Barrierefreiheit es denn sein
darf, deswegen diese Präzisierung.

Der letzte Punkt, der mich am meisten, ja fast amü-
siert, Herr Wetzel, ist: Soweit ich Sie verstanden
habe, sprechen Sie Bauherrengemeinschaften ab,
vernünftig mit Geld umzugehen. Sie sprechen Ih-
nen die Fähigkeit ab, sich eine Rechtsform zu
schaffen, die klar erkennbar macht, wohin es gehen
soll. Wir haben Menschen in Thüringen, die diese
Eigeninitiative vorhaben. Sie betonen an anderer
Stelle, dass Sie mit diesem Gesetzesentwurf Ei-
geninitiative fördern wollen, aber Sie tun es an die-
ser Stelle genau nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie, die sonst immer sagen, wir machen im Woh-
nungsmarkt zu viel staatliche Bevormundung, wol-
len an dieser Stelle Leuten, die hier eigeninitiativ
privates Geld einsetzen wollen, verwehren, Woh-
nungen zu schaffen und damit, das sagt auch die
Ingenieurkammer, einen Beitrag für die soziale Mi-
schung zu leisten, usw. Das verstehe ich nicht. Vie-
len Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Schubert. Das
Wort hat jetzt Herr Minister Carius.

Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Frau
Präsidentin, zunächst möchte ich mich ganz herz-
lich für die wirklich sehr konstruktive Beratung die-
ses Gesetzes im Ausschuss bedanken. Sie werden
verstehen, dass ich mit Blick auf die Uhr jetzt nicht
der Möglichkeit erliegen möchte, die Ausschussbe-
ratung hier nachzuholen. Ich möchte aber trotzdem
ein paar Anmerkungen zu dem machen, was hier in
der Diskussion alles an Punkten vorgetragen wur-
de. Es gibt zwei Dinge, über die wir reden können,
heute reden wir aber eigentlich nur über eines: Es
gibt das Wohnraumfördergesetz und es gibt die
Förderrichtlinien, über die man reden kann. Vieles
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von dem, was von Frau Schubert vorgetragen wur-
de, ist zwar richtig, gehört aber nicht in das Gesetz,
sondern in die Förderrichtlinien.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Hört, hört.)

Ja, selbstverständlich, da steht es ja auch drin. Es
ist letztlich mittlerweile schon gute Praxis, in den
Kommunen genauso zu verfahren, nämlich inte-
grierte Stadtentwicklungskonzepte zu machen. Es
ist selbstverständlich im Bereich der Förderung ge-
nauso angelegt. Nur muss man das alles in das
Gesetz schreiben? Da habe ich meine großen
Zweifel und bin ich sehr dankbar, dass die Koaliti-
onsfraktionen sagen, wir wollen ein schlankes Ge-
setz, wir wollen mit diesem Gesetz tatsächlich die
Wohnraumförderung insgesamt deutlich von büro-
kratischen Aufwendungen entschlacken, indem wir
Regeln relativ einfach aufstellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist
auch so, wie der Kollege Wetzel, wie Frau Doht es
beschrieben haben, wir haben mit diesem Gesetz
jetzt erstmals die Wohnraumförderung auf eine ge-
setzliche Grundlage im Freistaat gestellt. Wir lösen
damit quasi Bundesrecht und auch gewachsenes
Gewohnheitsrecht ab. Wir regeln mit diesem Ge-
setz, das aus meiner Sicht für die Wohnungsbaupo-
litik ein Meilenstein ist, neben dem Wohnungsbau-
vermögen auch, was wir eigentlich aus unserem
Vermögen heraus alles finanzieren können. Da ge-
hen wir doch sehr klug vor, wenn wir sagen, wir för-
dern junge Familien, wir fördern natürlich auch
gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften.

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren,
zum Punkt Bauherrengemeinschaft komme ich mal
ganz kurz. Wir fördern vor allen Dingen Wohnraum
und nicht bestimmte Gesellschaftsformen, deswe-
gen sind die Koalitionsfraktionen Ihrem Antrag nicht
gefolgt. Wir haben nichts gegen Bauherrengemein-
schaften, genauso wenig wie wir etwas gegen Ge-
nossenschaften oder gegen kommunale Woh-
nungsgesellschaften haben. Das steht überhaupt
nicht zur Debatte, sondern es steht lediglich zur
Frage, wir wollen am Ende nicht die Gesellschafts-
förderung erreichen, sondern wir wollen eine Förde-
rung in Wohnraum erreichen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie hat-
ten auch noch mal darauf hingewiesen, dass wir
letztlich mit diesem Gesetz vor allen Dingen die In-
nenstädte fördern wollen. Das ist schon Bestandteil
von Flächennutzungsplänen, genau das wird in den
Kommunen schon längst geleistet. Das müssen wir
nicht noch in ein Gesetz hineinschreiben.

Dann muss ich aus meiner Sicht noch einen ganz
wichtigen Punkt nennen - die Frage der Wohnei-
gentumsförderung, Ja oder Nein. Aus unserer Sicht
ist es gerade sinnvoll, dass wir nicht nur für bezahl-
baren Mietwohnraum sorgen wollen, sondern dass

wir auch dafür Sorge tragen wollen, dass junge Fa-
milien, deren Einkommen eben nicht so groß ist, in
die Lage versetzt werden können, Wohneigentum
zu erwerben. Da ist es eben nicht so, Frau Sedla-
cik, wie Sie es hier formulieren, dass die dann alle
in die Zwangsversteigerung hineinkommen, son-
dern es ist gerade so, dass wir sie in die Lage ver-
setzen, dass sie trotz ihres knappen Geldbeutels
doch den Traum vom Eigenheim realisieren kön-
nen. Frau Doht, ich bin Ihnen da sehr dankbar auch
für dieses Bekenntnis zum Eigenheim, auch zur Ei-
gentumsförderung. Das ist ein ganz wichtiger Be-
standteil, glaube ich, auch der Sozialpolitik, die wir
hier leisten. Wir leisten mit diesem Gesetz einen
wichtigen Meilenstein aus meiner Sicht für eine
moderne Wohnungsbaupolitik in Thüringen dafür,
dass junge Familien Eigentum erwerben können,
dass wir in allen gesellschaftlichen Gruppen letzt-
lich dafür Sorge tragen können, dass hier bezahlba-
rer Wohnraum auch in Zukunft vorgehalten werden
kann.

Ich bin sehr dankbar für die Erweiterung, die dieses
Gesetz erfährt, insbesondere was die Freigrenzen
anlangt, weil es natürlich einer der möglichen Bau-
steine ist, die Anhebung auf die bayerische Freibe-
tragsgrenze, nicht nur deswegen, weil wir damit ei-
ne längst überfällige Anpassung nach oben vorneh-
men, die jungen Familien hilft. Selbstverständlich
braucht man da mittlerweile mehr Geld als noch vor
zehn Jahren, da ist der Betrag das letzte Mal ange-
hoben worden. Zum anderen ist es natürlich auch
sehr wichtig, dass wir hier auf Nachbarregionen
schauen. Gerade wenn wir ein Land sind, das da-
von lebt, dass viele Menschen zwar hier leben,
aber anderswo ihr Auskommen suchen müssen,
eben auch nach Bayern fahren müssen, dann soll-
ten wir auch die Möglichkeit ergreifen, auch gesetz-
lich die Möglichkeit zu haben, den Menschen mit
derselben Hilfe und in derselben Höhe zu helfen,
wie das in Bayern auch der Fall ist. Deswegen ganz
herzlichen Dank für diese Ergänzung.

Ich will dann auch noch sagen, die Beratungen im
Ausschuss, aber auch im Vorfeld sind ja sehr kon-
struktiv gelaufen. Wir haben da viele der Anzuhö-
renden vorher schon befragt, haben deren Ände-
rungen schon aufgenommen. Deswegen ist es et-
was verkürzt, wenn Sie heute sagen, wir würden
deren Anregungen alle in den Wind schlagen. Das
war nie unsere Absicht und wir haben es auch nicht
getan, sondern wir haben tatsächlich diesen Ge-
setzentwurf schon vorher sehr konstruktiv mit den
Vereinen, Verbänden, den Kammern gemeinsam
erarbeitet. Ich bin auch denen sehr dankbar, dass
man da nicht am Ende jedem Wunsch nachkom-
men kann oder dass auch nicht jeder Wunsch sinn-
voll ist. Dafür werden Sie Verständnis haben.

Einen allerletzten Punkt, der mir wichtig ist, weil
Frau Sedlacik den angesprochen hat, ist die Frage
Förderprogramme des Bundes. Wir reden jetzt heu-
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te gerade nicht darüber, weil eigentlich unser Ge-
setz auf der Tagesordnung steht. Aber selbstver-
ständlich ist es so, dass die Landesregierung sich
dafür einsetzt, dass der Bund hier weiter in der Ver-
antwortung bleibt. Deswegen bin ich sehr froh, dass
wir als Landesregierung auf meine Initiative hin
einen Gesetzentwurf in den Bundesrat eingebracht
haben, der auf die Fortführung der Entflechtungs-
mittel durch den Bund setzt. Hier brauchen wir
deutlich mehr Planungssicherheit als nur für das
Jahr 2014. Insofern, diese Landesregierung und
diese Koalition setzen sich für junge Menschen ein,
setzen sich auch für ältere ein, damit wir dort be-
zahlbaren Wohnraum haben. Lassen Sie uns des-
wegen dieses Gesetz heute beschließen. Herzli-
chen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Minister. Es liegt mir keine Wort-
meldung weiter vor. Dann kommen wir jetzt zur Ab-
stimmung.

Wir beginnen mit der Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN in der Drucksache 5/5604. Wer für diesen Än-
derungsantrag ist, den bitte ich jetzt um sein Hand-
zeichen. Das sind die Stimmen der Fraktionen DIE
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es
Gegenstimmen? Die kommen aus den Fraktionen
der SPD, der CDU und der FDP. Gibt es Stimment-
haltungen? Das ist nicht der Fall. Damit ist der An-
trag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Bau, Lan-
desentwicklung und Verkehr in der Drucksache
5/5485 unter Berücksichtigung des Ergebnisses der
Abstimmung über den Änderungsantrag. Wer sich
der Beschlussempfehlung anschließen kann, den

bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das sind die
Stimmen aus der CDU und der SPD. Gibt es Ge-
genstimmen? Die sehe ich nicht. Gibt es Stimment-
haltungen? Die kommen aus den Fraktionen der
FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE.
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Landesregierung in der Drucksache
5/5061 in zweiter Beratung unter Berücksichtigung
des Ergebnisses der Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung, die eben durchgeführt wurde.
Wer für den Gesetzentwurf stimmt, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Das sind die Stimmen
aus den Fraktionen CDU und SPD. Gibt es Gegen-
stimmen? Nein. Gibt es Stimmenthaltungen? Die
kommen aus den Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP. Damit ist der Gesetz-
entwurf angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf in der Schlussabstimmung. Wer dafür
ist, den bitte ich, sich von seinem Platz zu erheben.
Vielen Dank. Gegenstimmen erheben sich bitte
jetzt von ihren Plätzen. Die sehe ich nicht. Jetzt er-
heben sich bitte diejenigen, die sich enthalten. Vie-
len Dank. Damit ist der Gesetzentwurf angenom-
men in der Schlussabstimmung.

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren. Ich
schließe den Tagesordnungspunkt und wünsche Ih-
nen gemäß der Vereinbarung im Ältestenrat einen
schönen Abend. Bis morgen!

Ende: 18.11 Uhr
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